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Gesetzentwurf 
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Entwu rf  eines Gesetzes 
zu dem Rahmenübereinkommen 
der Vereinten Nationen vom 12. Juni 1992 
über Klimaänderungen 

A. Zielsetzung 

Das am 12. Juni 1992 anläßlich der VN-Konferenz Umwelt und Ent-
wicklung in Rio de Janeiro von der Bundesrepublik Deutschland unter-
zeichnete Klimarahmenübereinkommen stellt den Schutz des globalen 
Klimas auf eine völkerrechtlich verbindliche Grundlage. Das Vertrags-
werk verpflichtet zur Begrenzung der vom Montrealer Protokoll über 
Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen (BGBl. 1988 II 
S. 1014) nicht erfaßten Treibhausgase, insbesondere CO2, sowie zur 
wissenschaftlichen, technologischen und technischen Zusammenar-
beit. Es sieht außerdem eine finanzielle Unterstützung von Entwick-
lungsländern durch Industrieländer bei der Umsetzung der Verpflich-
tungen aus dem Überkommen vor. 

B. Lösung 

Zustimmung des Deutschen Bundestages gemäß Artikel 59 Abs. 2 
des Grundgesetzes in Form des vorliegenden Entwu rfes eines 
Bundesgesetzes. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch das Rahmenübereinkommen werden Länder und Gemeinden 
nicht mit Kosten belastet, wohl jedoch der Bund, da die Umsetzung der 
Finanzverpflichtungen gegenüber Entwicklungsländern aus allgemei-
nen Bundeshaushaltsmitteln erfolgen soll. Unternehmen werden nicht 
direkt belastet; insofern sind keine preislichen Auswirkungen zu er-
warten, ebensowenig entstehen Auswirkungen auf das Preisniveau, 
insbesondere das Verbraucherpreisniveau. 
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An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen vom 

12. Juni 1992 über Klimaänderungen mit Begründung (Anlage 1) und Vor-
blatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 650. Sitzung am 18. Dezember 1992 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, 
wie aus Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf 

Gesetz 
zu dem Rahmenübereinkommen 

der Vereinten Nationen vom 12. Juni 1992 
über Klimaänderungen 

Vom 	 1992 

Der Deutsche Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Rio de Janeiro am 12. Juni 1992 von der Bundesrepublik Deutschland 
unterzeichneten Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaän-
derungen wird zugestimmt. Das Übereinkommen wird nachstehend mit einer 
amtlichen deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

Artikel 2 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kra ft. 
(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 23 Abs. 1 für 

die Bundesrepublik Deutschland in Kraft  tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt-
zugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Klimarahmenübereinkommen findet Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da das 
Übereinkommen sich auf Gegenstände der Bundesge-
setzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder-
nis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. Nach Ab-
satz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Klimarahmenüberein-
kommen nach seinem Artikel 23 Abs. 1 für die Bundesre-
publik Deutschland in Kraft  tritt, im Bundesgesetzblatt be-
kanntzugeben. 

Schlußbemerkung 
Durch das Rahmenübereinkommen werden Länder und 
Gemeinden nicht mit Kosten belastet, wohl jedoch der 
Bund, weil die Umsetzung der Finanzverpflichtungen ge-
genüber Entwicklungsländern nach dem Übereinkommen 
aus allgemeinen Bundeshaushaltsmitteln getragen wer-
den soll. Unternehmen werden nicht direkt belastet; inso-
fern sind dadurch keine preislichen Auswirkungen zu er-
warten, ebensowenig entstehen Auswirkungen auf das 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau. 
— Das Rahmenübereinkommen verpflichtet zwar gemäß 

Artikel 4 Abs. 3 die im Anhang II festgelegten Vertrags

-

staaten, neue und zusätzliche Finanzmittel zur Verfü-
gung zu stellen, um die Entwicklungsländer bei der 
Umsetzung ihrer Verpflichtungen zu unterstützen. Hier-
mit wird gemäß Artikel 21 Abs. 3 die Globale Umwelt-
fazilität (GEF) des Entwicklungsprogramms der VN 
(UNDP), des Umweltprogramms der VN (UNEP) und 
der Weltbank vorläufig betraut. Diese Vereinbarung soll 
auf der 1. Vertragsstaatenkonferenz überprüft werden. 
Über das Ausmaß der bei einer späteren GEF-Aufstok-
kung erforderlichen Haushaltsmittel lassen sich noch 
keine Angaben machen. 

— Das Rahmenübereinkommen sieht in Artikel 8 die Ein-
richtung eines Sekretariates vor. Bis zur 1. Vertrags-
staatenkonferenz wird diese Funktion durch das mit 
VN-GV-Resolution 45/212 vom 21. Dezember 1990 ein-
gesetzte Sekretariat des zwischenstaatlichen Verhand-
lungsausschusses Klimarahmenübereinkommen (INC) 
erfüllt. Dieses wird bislang und soll auch in Zukunft aus 
dem allgemeinen VN-Haushalt finanziert werden. 
Über Sitz und Ausgestaltung des endgültigen Sekreta-
riats wird die 1. Vertragsstaatenkonferenz entschei-
den. 

— Die von der Bundesregierung in dem Übereinkommen 
eingegangenen Verpflichtungen zur Begrenzung von 
Treibhausgasemissionen sowie zur Erhaltung von Sen-
ken und Speichern von Treibhausgasen gehen nicht 
über die Maßnahmen im Rahmen der Klimapolitik der 
Bundesregierung hinaus. 
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Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen 
über Klimaänderungen 

United Nations Framework Convention 
on Climate Change 

Convention-cadre des Nations Unies 
sur les changements climatiques 

The Parties to this Convention, 

Acknowledging that change in the Earth's 
climate and its adverse effects are a com-
mon concern of humankind, 

Concerned that human activities have 
been substantially increasing the atmos-
pheric concentrations of greenhouse gases, 
that these increases enhance the natural 
greenhouse effect, and that this will result 
on average in an additional warming of the 
Earth's surface and atmosphere and may 
adversely affect natural ecoystems and 
humankind, 

Noting that the largest share of historical 
and current global emissions of greenhouse 
gases has originated in developed coun-
tries, that per capita emissions in develop-
ing countries are still relatively low and that 
the share of global emissions originating in 
developing countries will grow to meet their 
social and development needs, 

Aware of the role and impo rtance in terr-
estrial and marine ecosystems of sinks and 
reservoirs of greenhouse gases, 

Noting that there are many uncertainties 
in predictions of climate change, particularly 
with regard to the timing, magnitude and 
regional patterns thereof, 

Acknowledging that the global nature of 
climate change calls for the widest possible 
cooperation by all countries and their pa rtici-
pation in an effective and appropriate inter-
national response, in accordance with their 
common but differentiated responsibilities 

Les Parties à la présente Convention, 

Conscientes que les changements du cli-
mat de la planète et leurs effets néfastes 
sont un sujet de préoccupation pour l'huma-
nité tout entière, 

Préoccupées par le fait que l'activité 
humaine a augmenté sensiblement les 
concentrations de gaz à effet de serre dans 
l'atmosphère, que cette augmentation ren-
force l'effet de serre naturel et qu'il en résul-
tera en moyenne un réchauffement supplé-
mentaire de la surface terrestre et de 
l'atmosphère, ce dont risquent de souffrir 
les écosystèmes naturels et l'humanité, 

Notant que la majeure partie des gaz à 
effet de serre émis dans le monde par le 
passé et à l'heure actuelle ont leur origine 
dans les pays développés, que les émis-
sions par habitant dans les pays en déve-
loppement sont encore relativement faibles 
et que la part des émissions totales imputa-
ble aux pays en développement ira en aug-
mentant pour leur permettre de satisfaire 
leurs besoins sociaux et leurs besoins de 
développement, 

Conscientes du rôle et de l'importance 
des puits et réservoirs de gaz à effet de 
serre dans les écosystèmes terrestres et 
marins, 

Notant que la prévision des changements 
climatiques recèle un grand nombre d'in-
certitudes, notamment en ce qui concerne 
leur déroulement dans le temps, leur am-
pleur et leurs caractéristiques régionales, 

Conscientes que le caractère planétaire 
des changements climatiques requiert de 
tous les pays qu'ils coopèrent le plus possi-
ble et participent à une action internationa-
le, efficace et appropriée, selon leurs res-
ponsabilités communes mais différenciées,  

(Übersetzung) 

Die Vertragsparteien dieses Übereinkom-
mens — 

in der Erkenntnis, daß Änderungen des 
Erdklimas und ihre nachteiligen Auswirkun-
gen die ganze Menschheit mit Sorge erfül-
len, 

besorgt darüber, daß menschliche Tätig-
keiten zu einer wesentlichen Erhöhung der 
Konzentrationen von Treibhausgasen in der 
Atmosphäre geführt haben, daß diese Erhö-
hung den natürlichen Treibhauseffekt ver-
stärkt und daß dies im Durchschnitt zu einer 
zusätzlichen Erwärmung der Erdoberfläche 
und der Atmosphäre führen wird und sich 
auf die natürlichen Ökosysteme und die 
Menschen nachteilig auswirken kann, 

in Anbetracht dessen, daß der größte Teil 
der früheren und gegenwärtigen weltweiten 
Emissionen von Treibhausgasen aus den 
entwickelten Ländern stammt, daß die Pro-
Kopf-Emissionen in den Entwicklungslän-
dern noch verhältnismäßig gering sind und 
daß der Anteil der aus den Entwicklungslän-
dern stammenden weltweiten Emissionen 
zunehmen wird, damit sie ihre sozialen und 
Entwicklungsbedürfnisse befriedigen kön-
nen, 

im Bewußtsein der Rolle und der Bedeu-
tung von Treibhausgassenken und -spei-
chern in Land- und Meeresökosystemen, 

in Anbetracht dessen, daß es viele Unsi-
cherheiten bei der Vorhersage von Klimaän-
derungen gibt, vor allem in bezug auf den 
zeitlichen Ablauf, das Ausmaß und die re-
gionale Struktur dieser Änderungen, 

in der Erkenntnis, daß angesichts des 
globalen Charakters der Klimaänderungen 
alle Länder aufgerufen sind, so umfassend 
wie möglich zusammenzuarbeiten und sich 
an einem wirksamen und angemessenen 
internationalen Handeln entsprechend ihren 
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and respective capabilities and their social 
and economic conditions, 

Recalling the pe rtinent provisions of the 
Declaration of the United Nations Confer-
ence on the Human Environment, adopted 
at Stockholm on 16 June 1972, 

Recalling also that States have, in ac-
cordance with the Charter of the United 
Nations and the principles of inte rnational 
law, the sovereign right to exploit their own 
resources pursuant to their own environ-
mental and developmental policies, and the 
responsibility to ensure that activities within 
their jurisdiction or control do not cause 
damage to the environment of other States 
or of areas beyond the limits of national 
jurisdiction, 

Reaffirming the principle of sovereignty of 
States in inte rnational cooperation to ad-
dress climate change, 

Recognizing that States should enact ef-
fective environmental legislation, that en-
vironmental standards, management ob-
jectives and priorities should reflect the en-
vironmental and developmental context to 
which they apply, and that standards ap-
plied by some countries may be inappropri-
ate and of unwarranted economic and so-
cial cost to other countries, in particular 
developing countries, 

Recalling the provisions of General As-
sembly resolution 44/228 of 22 December 
1989 on the United Nations Conference on 
Environment and Development, and resolu-
tions 43/53 of 6 December 1988, 44/207 of 
22 December 1989, 45/212 of 21 December 
1990 and 46/169 of 19 December 1991 on 
protection of global climate for present and 
future generations of mankind, 

Recalling also the provisions of General 
Assembly resolution 44/206 of 22 Decem-
ber 1989 on the possible adverse effects of 
sea level rise on islands and coastal areas, 
particularly low-lying coastal areas and the 
pertinent provisions of General Assembly 
resolution 44/172 of 19 December 1989 on 
the implementation of the Plan of Action to 
Combat Desertification, 

Recalling further the Vienna Convention 
for the Protection of the Ozone Layer, 1985, 
and the Montreal Protocol on Substances 
that Deplete the Ozone Layer, 1987, as 
adjusted and amended on 29 June 1990,  

leurs capacités respectives et leur situation 
sociale et économique, 

Rappelant les dispositions pertinentes de 
la Déclaration de la Conférence des Nations 
Unies sur l'environnement adoptée à Stock-
holm le 16 juin 1972, 

Rappelant que, conformément à la Char-
te des Nations Unies et aux principes du 
droit international, les Etats ont le droit sou-
verain d'exploiter leurs propres ressources 
selon leur propre politique d'environnement 
et de développement, et ont le devoir de 
faire en sorte que les activités exercées 
dans les limites de leur juridiction ou sous 
leur contrôle ne causent pas de dommage à 
l'environnement dans d'autres Etats ou 
dans des régions ne relevant d'aucune juri-
diction nationale, 

Réaffirmant que le principe de la souve-
raineté des Etats doit présider à la coopéra-
tion internationale destinée à faire face aux 
changements climatiques, 

Considérant qu'il appartient aux Etats 
d'adopter une législation efficace en matière 
d'environnement, que les normes, objectifs 
de gestion et priorités écologiques doivent 
refléter les conditions d'environnement et 
de développement dans lesquelles ils s'in-
scrivent et que les normes appliquées par 
certains pays risquent d'être inappropriées 
et par trop coûteuses sur les plans économi-
que et social pour d'autres pays, en particu-
lier les pays en développement, 

Rappelant les dispositions de la résolution 
44/228 de l'Assemblée générale, en date du 
22 décembre 1989, relative à la Conférence 
des Nations Unies sur l'environnement et le 
développement, et de ses résolutions 43/53 
du 6 décembre 1988, 44/207 du 22 décem-
bre 1989, 45/212 du 21 décembre 1990 et 
46/169 du 19 décembre 1991 sur la protec-
tion du climat mondial pour les générations 
présentes et futures, 

Rappelant également les dispositions de 
la résolution 44/206 de l'Assemblée géné-
rale, en date du 22 décembre 1989, sur les 
effets néfastes éventuels d'une hausse du 
niveau des mers sur les îles et les zones 
côtières, en particulier les zones côtières de 
faible élévation, ainsi que les dispositions 
pertinentes de sa résolution 44/172 du 
19 décembre 1989 sur l'application du Plan 
d'action pour lutter contre la désertifica-
tion, 

Rappelant en outre la Convention de 
Vienne de 1985 pour la protection de la 
couche d'ozone et le Protocole de Montréal 
de 1987 relatif à des substances qui appau-
vrissent la couche d'ozone, ajusté et modifié 
le 29 juin 1990,  

gemeinsamen, aber unterschiedlichen 
Verantwortlichkeiten, ihren jeweiligen Fä-
higkeiten sowie ihrer sozialen und wirt-
schaftlichen Lage zu beteiligen, 

unter Hinweis auf die einschlägigen Be-
stimmungen der am 16. Juni 1972 in Stock-
holm angenommenen Erklärung der Konfe-
renz der Vereinten Nationen über die Um-
welt des Menschen, 

sowie unter Hinweis darauf, daß die Staa-
ten nach der Charta der Vereinten Nationen 
und den Grundsätzen des Völkerrechts das 
souveräne Recht haben, ihre eigenen Res-
sourcen gemäß ihrer eigenen Umwelt- und 
Entwicklungspolitik zu nutzen, sowie die 
Pflicht, dafür zu sorgen, daß durch Tätig-
keiten, die innerhalb ihres Hoheitsbereichs 
oder unter ihrer Kontrolle ausgeübt werden, 
der Umwelt in anderen Staaten oder in Ge-
bieten außerhalb der nationalen Hoheitsbe-
reiche kein Schaden zugefügt wird, 

in Bekräftigung des Grundsatzes der 
Souveränität der Staaten bei der internatio-
nalen Zusammenarbeit zur Bekämpfung 
von Klimaänderungen, 

in Anerkennung dessen, daß die Staaten 
wirksame Rechtsvorschriften im Bereich der 
Umwelt erlassen sollten, daß Normen, Ver-
waltungsziele und Prioritäten im Bereich der 
Umwelt die Umwelt- und Entwicklungsbe-
dingungen widerspiegeln sollten, auf die sie 
sich beziehen, und daß die von einigen 
Staaten angewendeten Normen für andere 
Länder, insbesondere die Entwicklungs-
länder, unangemessen sein und zu nicht 
vertretbaren wi rtschaftlichen und sozialen 
Kosten führen können, 

unter Hinweis auf die Bestimmungen der 
Resolution 44/228 der Generalversamm-
lung vom 22. Dezember 1989 über die Kon-
ferenz der Vereinten Nationen über Umwelt 
und Entwicklung sowie der Resolutionen 
43/53 vom 6. Dezember 1988, 44/207 vom 
22. Dezember 1989, 45/212 vom 21. De-
zember 1990 und 46/169 vom 19. Dezem-
ber 1991 über den Schutz des Weltklimas 
für die heutigen und die kommenden Ge-
nerationen, 

sowie unter Hinweis auf die Bestimmun-
gen der Resolution 44/206 der Generalver-
sammlung vom 22. Dezember 1989 über 
die möglichen schädlichen Auswirkungen 
eines Ansteigens des Meeresspiegels auf 
Inseln und Küstengebiete, insbesondere 
tiefliegende Küstengebiete, sowie die ein-
schlägigen Bestimmungen der Resolution 
44/172 der Generalversammlung vom 
19. Dezember 1989 über die Durchführung 
des Aktionsplans zur Bekämpfung der Wü-
stenbildung, 

ferner unter Hinweis auf das Wiener 
Übereinkommen von 1985 zum Schutz der 
Ozonschicht sowie das Montrealer Protokoll 
von 1987 über Stoffe, die zu einem Abbau 
der Ozonschicht führen, in seiner am 
29. Juni 1990 angepaßten und geänderten 
Fassung, 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/4489 

Noting the Ministerial Declaration of the 
Second World Climate Conference adopted 
on 7 November 1990, 

Conscious of the valuable analytical work 
being conducted by many States on climate 
change and of the important contributions of 
the World Meteorological Organization, the 
United Nations Environment Programme 
and other organs, organizations and bodies 
of the United Nations system, as well as 
other international and intergovernmental 
bodies, to the exchange of results of scien-
tific research and the coordination of re-
search, 

Recognizing that steps required to under-
stand and address climate change will be 
environmentally, socially and economically 
most effective if they are based on relevant 
scientific, technical and economic con-
siderations and continually re-evaluated in 
the light of new findings in these areas, 

Recognizing that various actions to ad-
dress climate change can be justified eco

-

nomically in their own right and can also 
help in solving other environmental prob-
lems, 

Recognizing also the need for developed 
countries to take immediate action in a flex-
ible manner on the basis of clear priorities, 
as a first step towards comprehensive re-
sponse strategies at the global, national 
and, where agreed, regional levels that take 
into account all greenhouse gases, with due 
consideration of their relative contributions 
to the enhancement of the greenhouse ef-
fect, 

Recognizing further that low-lying and 
other small island countries, countries with 
low-lying coastal, arid and  semi-arid  areas 
or areas liable to floods, drought and deser-
tification, and developing countries with fra-
gile mountainous ecosystems are particu-
larly vulnerable to the adverse effect of cli-
mate change, 

Recognizing the special difficulties of 
those countries, especially developing 
countries, whose economies are particularly 
dependent on fossil fuel production, use 
and exportation, as a consequence of ac-
tion taken on limiting greenhouse gas 
emissions, 

Affirming that responses to climate change 
should be coordinated with social and eco-
nomic development in an integrated manner 
with a view to avoiding adverse impacts on 
the latter, taking into full account the legit- 

Prenant note de la Déclaration ministé-
rielle de la deuxième Conférence mondiale 
sur le climat, adoptée le 7 novembre 1990, 

Conscientes des utiles travaux d'analyse 
menés par nombre d'Etats sur les change-
ments climatiques et des contributions im-
portantes apportées par l'Organisation mé-
téorologique mondiale, le Programme des 
Nations Unies pour l'environnement et d'au-
tres organes, organisations et organismes 
des Nations Unies, ainsi que par d'autres 
organismes internationaux et intergouver-
nementaux, à l'échange des résultats de la 
recherche scientifique et à la coordination 
de la recherche, 

Conscientes que les mesures permettant 
de comprendre les changements climati-
ques et d'y faire face auront une efficacité 
pour l'environnement et une efficacité soda

-l

e et économique maximales si elles se 
fondent sur les considérations scientifiques, 
techniques et économiques appropriées et 
si elles sont constamment réévaluées à la 
lumière des nouveaux progrès réalisés 
dans ces domaines, 

Sachant que diverses mesures prises 
pour faire face aux changements climati-
ques peuvent trouver en elles-mêmes leur 
justification économique et peuvent aussi 
contribuer à résoudre d'autres problèmes 
d'environnement, 

Sachant également que les pays déve-
loppés doivent agir immédiatement et avec 
souplesse sur la base de priorités claire-
ment définies, ce qui constituera une pre-
mière étape vers des stratégies d'ensemble 
aux niveaux mondial, national et éventuelle-
ment régional, ces stratégies de riposte de-
vant tenir compte de tous les gaz à effet de 
serre et prendre dûment en considération la 
part de chacun d'eux dans le renforcement 
de l'effet de serre, 

Sachant en outre que les pays de faible 
élévation et autres petits pays insulaires, les 
pays ayant des zones côtières de faible 
élévation, des zones arides ou semi-arides 
ou des zones sujettes aux inondations, à la 
sécheresse et à la désertification ainsi que 
les pays en développement ayant des éco-
systèmes montagneux fragiles sont particu-
lièrement vulnérables aux effets néfastes 
des changements climatiques, 

Conscientes des difficultés particulières 
que connaîtront les pays, notamment les 
pays en développement, dont l'économie 
est particulièrement tributaire de la produc-
tion, de l'utilisation et de l'exportation de 
combustibles fossiles, du fait des mesures 
prises pour limiter les émissions de gaz à 
effet de serre, 

Affirmant que les mesures prises pour 
parer aux changements climatiques doivent 
être étroitement coordonnées avec le déve-
loppement social et économique afin d'évi-
ter toute incidence néfaste sur ce demier, 

in Anbetracht der am 7. November 1990 
angenommenen Ministererklärung der 
Zweiten Weltklimakonferenz, 

im Bewußtsein der wertvollen analyti-
schen Arbeit, die von vielen Staaten im Be-
reich der Klimaänderungen geleistet wird, 
und der wichtigen Beiträge der Weltorgani-
sation für Meteorologie, des Umweltpro-
gramms der Vereinten Nationen und ande-
rer Organe, Organisationen und Gremien 
der Vereinten Nationen sowie anderer inter-
nationaler und zwischenstaatlicher Gremien 
zum Austausch der Ergebnisse der wissen-
schaftlichen Forschung und zur Koordinie-
rung der Forschung, 

in der Erkenntnis, daß die für das Ver-
ständnis und die Behandlung des Problems 
der Klimaänderungen notwendigen Schritte 
für die Umwelt sowie sozial und wirtschaft-
lich am wirksamsten sind, wenn sie auf ein-
schlägigen wissenschaftlichen, technischen 
und wi rtschaftlichen Erwägungen beruhen 
und unter Berücksichtigung neuer Erkennt-
nisse in diesen Bereichen laufend neu be-
wertet werden, 

in der Erkenntnis, daß verschiedene 
Maßnahmen zur Bewältigung der Klimaän-
derungen ihre wi rtschaftliche Berechtigung 
in sich selbst haben und außerdem zur Lö-
sung anderer Umweltprobleme beitragen 
können, 

sowie in der Erkenntnis, daß die entwik-
kelten Länder auf der Grundlage klarer Prio-
ritäten in flexibler Weise Sofortmaßnahmen 
ergreifen müssen, die einen ersten Schritt in 
Richtung auf eine umfassende Bewälti-
gungsstrategie auf weltweiter, nationaler 
und, sofern vereinbart, regionaler Ebene 
darstellen, die alle Treibhausgase berück-
sichtigt und ihrem jeweiligen Beitrag zur 
Verstärkung des Treibhauseffekts gebüh-
rend Rechnung trägt, 

ferner in der Erkenntnis, daß tiefliegende 
und andere kleine Inselländer, Länder mit 
tiefliegenden Küsten-, Trocken- und Halb-
trockengebieten oder Gebieten, die Über-
schwemmungen, Dürre und Wüstenbildung 
ausgesetzt sind, und Entwicklungsländer 
mit empfindlichen Gebirgsökosystemen be-
sonders anfällig für die nachteiligen Auswir-
kungen der Klimaänderungen sind, 

in der Erkenntnis, daß sich für diejenigen 
Länder, vor allem unter den Entwicklungs-
ländern, deren Wi rtschaft  in besonderem 
Maß von der Gewinnung, Nutzung und Aus-
fuhr fossiler Brennstoffe abhängt, aus den 
Maßnahmen zur Begrenzung der Treib-
hausgasemissionen besondere Schwierig-
keiten ergeben, 

in Bestätigung dessen, daß Maßnahmen 
zur Bewältigung der Klimaänderungen eng 
mit der sozialen und wi rtschaftlichen Ent-
wicklung koordiniert werden sollten, damit 
nachteilige Auswirkungen auf diese Ent- 



Drucksache 12/4489 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

imate priority needs of developing countries 
for the achievement of sustained economic 
growth and the eradication of poverty, 

Recognizing that all countries, especially 
developing countries, need access to re-
sources required to achieve sustainable so-
cial and economic development and that, in 
order for developing countries to progress 
towards that goal, their energy consumption 
will need to grow taking into account the 
possibilities for achieving greater energy ef-
ficiency and for controlling greenhouse gas 
emissions in general, including through the 
application of new technologies on terms 
which make such an application economi-
cally and socially beneficial, 

Determined to protect the climate system 
for present and future generations, 

Have agreed as follows: 

Article 1 

Definitions*) 

For the purposes of this Convention: 

1. "Adverse effects of climate change" 
means changes in the physical environ-
ment or biota resulting from climate 
change which have significant deleteri-
ous effects on the composition, resi-
lience or productivity of natural and 
managed ecosystems or on the opera-
tion of socio-economic systems or on 
human health and welfare. 

2. "Climate change" means a change of 
climate which is attributed directly or 
indirectly to human activity that alters 
the composition of the global atmos-
phere and which is in addition to natural 
climate variability observed over com-
parable time periods. 

3. "Climate system" means the totality of 
the atmosphere, hydrosphere, bio-
sphere and geosphere and their in-
teractions. 

4. "Emissions" means the release of 
greenhouse gases and/or their precur-
cors into the atmosphere over a specified 
area and period of time. 

5. "Greenhouse gases" means those gas-
eous constituents of the atmosphere, 
both natural and anthropogenic, that ab-
sorb and re-emit infrared radiation. 

*) Titles of a rticles are included solely to assist the 
reader. 

compte pleinement tenu des besoins priori-
taires légitimes des pays en développe-
ment, à savoir une croissance économique 
durable et l'éradication de la pauvreté, 

Conscientes que tous les pays, et plus 
particulièrement les pays en développe-
ment, doivent pouvoir accéder aux ressour-
ces nécessaires à un développement social 
et économique durable et que, pour pro-
gresser vers cet objectif, les pays en déve-
loppement devront accroître leur consom-
mation d'énergie en ne perdant pas de vue 
qu'il est possible de parvenir à un meilleur 
rendement énergétique et de maîtriser les 
émissions de gaz à effet de serre d'une 
manière générale et notamment en appli-
quant des technologies nouvelles dans des 
conditions avantageuses du point de vue 
économique et du point de vue social, 

Résolues à préserver le système climati-
que pour les générations présentes et futu-
res, 

Sont convenues de ce qui suit: 

Article premier 

Définitions*) 

Aux fins de la présente Convention: 

1. On entend par «effets néfastes des 
changements climatiques» les modifica-
tions de l'environnement physique ou 
des biotes dues à des changements 
climatiques et qui exercent des effets 
nocifs significatifs sur la composition, la 
résistance ou la productivité des éco-
systèmes naturels et aménagés, sur le 
fonctionnement des systèmes socio-
économiques ou sur la santé et le bien-
être de l'homme; 

2. On entend par «changements climati-
ques» des changements de climat qui 
sont attribués directement ou indirecte-
ment à une activité humaine altérant la 
composition de l'atmosphère mondiale 
et qui viennent s'ajouter à la variabilité 
naturelle du climat observée au cours de 
périodes comparables. 

3. On entend par «système climatique» un 
ensemble englobant l'atmosphère, 
l'hydrosphère, la biosphère et la géo-
sphère, ainsi que leurs interactions. 

4. On entend par «émissions» la libération 
de gaz à effet de serre ou de précur-
seurs de tels gaz dans l'atmosphère 
au-dessus d'une zone et au cours d'une 
période données. 

5. On entend par «gaz à effet de serre» les 
constituants gazeux de l'atmosphère, 
tant naturels qu'anthropiques, qui absor-
bent et réémettent le rayonnement in-
frarouge. 

*) Les titres des articles sont exclusivement donnés pour 
la commodité du lecteur. 

wicklung vermieden werden, wobei die le-
gitimen vorrangigen Bedürfnisse der Ent-
wicklungsländer in bezug auf nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum und die Beseitigung 
der Armut voll zu berücksichtigen sind, 

in der Erkenntnis, daß alle Länder, insbe-
sondere die Entwicklungsländer, Zugang zu 
Ressourcen haben müssen, die für eine 
nachhaltige soziale und wi rtschaftliche 
Entwicklung notwendig sind, und daß die 
Entwicklungsländer, um dieses Ziel zu er-
reichen, ihren Energieverbrauch werden 
steigern müssen, allerdings unter Berück-
sichtigung der Möglichkeit, zu einer besse-
ren Energieausnutzung zu gelangen und 
die Treibhausgasemissionen im allgemei-
nen in den Griff zu bekommen, unter ande-
rem durch den Einsatz neuer Technologien 
zu wi rtschaftlich und sozial vorteilhaften 
Bedingungen, 

entschlossen, das Klimasystem für heutige 
und künftige Generationen zu schützen — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen*) 

Im Sinne dieses Übereinkommens 

1. bedeutet „nachteilige Auswirkungen der 
Klimaänderungen" die sich aus den 
Klimaänderungen ergebenden Verän-
derungen der belebten oder unbelebten 
Umwelt, die erhebliche schädliche Wir-
kungen auf die Zusammensetzung, 
Widerstandsfähigkeit oder Produktivität 
naturbelassener und vom Menschen be-
einflußter Ökosysteme oder auf die 
Funktionsweise des sozio-ökonomi-
schen Systems oder die Gesundheit 
und das Wohlergehen des Menschen 
haben; 

2. bedeutet „Klimaänderungen" Änderun-
gen des Klimas, die unmi ttelbar oder 
mittelbar auf menschliche Tätigkeiten 
zurückzuführen sind, welche die Zusam-
mensetzung der Erdatmosphäre ver-
ändern, und die zu den über vergleich-
bare Zeiträume beobachteten natür-
lichen Klimaschwankungen hinzukom-
men; 

3. bedeutet „Klimasystem" die Gesamtheit 
der Atmosphäre, Hydrosphäre, Bio-
sphäre und Geosphäre sowie deren 
Wechselwirkungen; 

4. bedeutet „Emissionen" die Freisetzung 
von Treibhausgasen oder deren Vorläu-
fersubstanzen in die Atmosphäre über 
einem bestimmten Gebiet und in einem 
bestimmten Zeitraum; 

5. bedeutet „Treibhausgase" sowohl die 
natürlichen als auch die anthropogenen 
gasförmigen Bestandteile der Atmo-
sphäre, welche die infrarote Strahlung 
aufnehmen und wieder abgeben; 

*) Die Überschriften der Artikel dienen lediglich zur Er-
leichterung der Lektüre. 
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6. "Regional economic integration organ-
ization" means an organization con-
stituted by sovereign States of a given 
region which has competence in respect 
of matters governed by this Convention 
or its protocols and has been duly au-
thorized, in accordance with its internal 
procedures, to sign, ratify, accept, ap-
prove or accede to the instruments 
concerned. 

7. "Reservoir' means a component or com-
ponents of the climate system where a 
greenhouse gas or a precursor of a 
greenhouse gas is stored. 

8. "Sink" means any process, activity or 
mechanism which removes a green-
house gas, an aerosol or a precursor of 
a greenhouse gas from the atmos-
phere. 

9. "Source" means any process or activity 
which releases a greenhouse gas, an 
aerosol or a precursor of a greenhouse 
gas into the atmosphere. 

Article 2 

Objective 

The ultimate objective of this Convention 
and any related legal instruments that the 
Conference of the Pa rties may adopt is to 
achieve, in accordance with the relevant 
provisions of the Convention, stabilization of 
greenhouse gas concentrations in the atmos-
phere at a level that would prevent danger-
ous anthropogenic interference with the cli-
mate system. Such a level should be 
achieved within a time frame sufficient to 
allow ecosystems to adapt naturally to cli-
mate change, to ensure that food produc-
tion is not threatened and to enable eco-
nomic development to proceed in a sustain-
able manner. 

Article 3 

Principles 

In their actions to achieve the objective of 
the Convention and to implement its provi-
sions, the Pa rties shall be guided, inter alia, 
by the following: 

1. The Parties should protect the climate 
system for the benefit of present and 
future generations of humankind, on the 
basis of equity and in accordance with 
their common but differentiated respon-
sibilities and respective capabilities. 
Accordingly, the developed country  Par-
ties should take the lead in combating 
climate change and the adverse effects 
thereof. 

6. On entend par «organisation régionale 
d'intégration économique» une organi-
sation constituée par des Etats souve-
rains d'une région donnée qui a compé-
tence dans des domaines régis par la 
présente Convention ou ses protocoles 
et a été dûment autorisée, selon ses 
procédures internes, à signer, à ratifier, 
à accepter ou à approuver lesdits instru-
ments ou à y adhérer. 

7. On entend par «réservoir» un ou plu-
sieurs constituants du système climati-
que qui retiennent un gaz à effet de 
serre ou un précurseur de gaz à effet de 
serre. 

8. On entend par «puits» tout processus, 
toute activité ou tout mécanisme, naturel 
ou artificiel, qui élimine de l'atmosphère 
un gaz à effet de serre, un aérosol ou un 
précurseur de gaz à effet de serre. 

9. On entend par «source» tout processus 
ou activité qui libère dans l'atmosphère 
un gaz à effet de serre, un aérosol ou un 
précurseur de gaz à effet de serre. 

Article 2 

Objectif 

L'objectif ultime de la présente Conven-
tion et de tous instruments juridiques 
connexes que la Conférence des Parties 
pourrait adopter est de stabiliser, conformé-
ment aux dispositions pertinentes de la 
Convention, les concentrations de gaz à 
effet de serre dans l'atmosphère à un ni-
veau qui empêche toute perturbation an-
thropique dangereuse du système climati-
que. Il conviendra d'atteindre ce niveau 
dans un délai suffisant pour que les écosys-
tèmes puissent s'adapter naturellement aux 
changements climatiques, que la produc-
tion alimentaire ne soit pas menacée et que 
le développement économique puisse se 
poursuivre d'une manière durable. 

Article 3 

Principes 

Dans les mesures qu'elles prendront pour 
atteindre l'objectif de la Convention et en 
appliquer les dispositions, les Parties se 
laisseront guider, entre autres, par ce qui 
suit: 

1. Il incombe aux Parties de préserver le 
système climatique dans l'intérêt des 
générations présentes et futures, sur la 
base de l'équité et en fonction de leurs 
responsabilités communes mais diffé-
renciées et de leurs capacités respecti-
ves. Il appartient, en conséquence, aux 
Pays développés Parties d'être à 
l'avant-garde de la lutte contre les chan-
gements climatiques et leurs effets né-
fastes. 

6. bedeutet „Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration" eine von souve-
ränen Staaten einer bestimmten Region 
gebildete Organisation, die für die durch 
dieses Übereinkommen oder seine Pro-
tokolle erfaßten Angelegenheiten zu-
ständig und im Einklang mit ihren inter-
nen Verfahren ordnungsgemäß ermäch-
tigt ist, die betreffenden Übereinkünfte 
zu unterzeichnen, zu ratifizieren, anzu-
nehmen, zu genehmigen oder ihnen 
beizutreten; 

7. bedeutet ,,Speicher" einen oder mehrere 
Bestandteile des Klimasystems, in de-
nen ein Treibhausgas oder eine Vorläu-
fersubstanz eines Treibhausgases zu-
rückgehalten wird; 

8. bedeutet „Senke" einen Vorgang, eine 
Tätigkeit oder einen Mechanismus, 
durch die ein Treibhausgas, ein Aerosol 
oder eine Vorläufersubstanz eines 
Treibhausgases aus der Atmosphäre 
entfernt wird; 

9. bedeutet „Quelle" einen Vorgang oder 
eine Tätigkeit, durch die ein Treibhaus-
gas, ein Aerosol oder eine Vorläufersub-
stanz eines Treibhausgases in die At-
mosphäre freigesetzt wird. 

Artikel 2 

Ziel 

Das Endziel dieses Übereinkommens 
und aller damit zusammenhängenden 
Rechtsinstrumente, welche die Konferenz 
der Vertragsparteien beschließt, ist es, in 
Übereinstimmung mit den einschlägigen 
Bestimmungen des Übereinkommens die 
Stabilisierung der Treibhausgaskonzentra-
tionen in der Atmosphäre auf einem Niveau 
zu erreichen, auf dem eine gefährliche an-
thropogene Störung des Klimasystems ver-
hindert wird. Ein solches Niveau sollte in-
nerhalb eines Zeitraums erreicht werden, 
der ausreicht, damit sich die Ökosysteme 
auf natürliche Weise den Klimaänderungen 
anpassen können, die Nahrungsmitteler-
zeugung nicht bedroht wird und die wirt-
schaftliche Entwicklung auf nachhaltige 
Weise fortgeführt werden kann. 

Artikel 3 

Grundsätze 

Bei ihren Maßnahmen zur Verwirklichung 
des Zieles des Übereinkommens und zur 
Durchführung seiner Bestimmungen lassen 
sich die Vertragsparteien unter anderem 
von folgenden Grundsätzen leiten: 

1. Die Vertragsparteien sollen auf der 
Grundlage der Gerechtigkeit und ent-
sprechend ihren gemeinsamen, aber 
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten 
und ihren jeweiligen Fähigkeiten das Kli-
masystem zum Wohl heutiger und künf-
tiger Generationen schützen. Folglich 
sollen die Vertragsparteien, die entwik-
kelte Länder sind, bei der Bekämpfung 
der Klimaänderungen und ihrer nachtei-
ligen Auswirkungen die Führung über-
nehmen. 
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2. The specific needs and special circum-
stances of developing count ry  Parties, 
especially those that are particularly 
vulnerable to the adverse effects of cli-
mate change, and of those Pa rties, es-
pecially developing country  Parties, that 
would have to bear a disproportionate or 
abnormal burden under the Convention, 
should be given full consideration. 

3. The Parties should take precautionary 
measures to anticipate, prevent or mini-
mize the causes of climate change 
and mitigate its adverse effects. Where 
there are threats of serious or irrevers-
ible damage, lack of full scientific cer-
tainty should not be used as a reason for 
postponing such measures, taking into 
account that policies and measures to 
deal with climate change should be cost

-

effective so as to ensure global bene-
fits at the lowest possible cost. To 
achieve this, such policies and 
measures should take into account dif-
ferent socio-economic contexts, be 
comprehensive, cover all relevant 
sources, sinks and reservoirs of green-
house gases and adaptation, and com-
prise all economic sectors. Effo rts to 
address climate change may be carried 
out cooperatively by interested Pa rties. 

4. The Parties have a right to, and should, 
promote sustainable development. Poli-
cies and measures to protect the climate 
system against human-induced change 
should be appropriate for the specific 
conditions of each Par ty  and should be 
integrated with national development 
programmes, taking into account that 
economic development is essential for 
adopting measures to address climate 
change. 

5. The Parties should cooperate to pro-
mote a supportive and open international 
economic system that would lead to sus-
tainable economic growth and develop-
ment in all Pa rties, particularly develop-
ing country  Parties, thus enabling them 
better to address the problems of cli-
mate change. Measures taken to com-
bat climate change, including unilateral 
ones, should not constitute a means of 
arbitrary or unjustifiable discrimination 
or a disguised restriction on inte rnational 
trade. 

2. Il convient de tenir pleinement compte 
des besoins spécifiques et de la situa-
tion spéciale des pays en développe-
ment Parties, notamment de ceux qui 
sont particulièrement vulnérables aux 
effets néfastes des changements clima-
tiques, ainsi que des Parties, notam-
ment des pays en développement Par-
ties, auxquelles la Convention impose-
rait une charge disproportionnée ou 
anormale. 

3. Il incombe aux Parties de prendre des 
mesures de précaution pour prévoir, 
prévenir ou atténuer les causes des 
changements climatiques et en limiter 
les effets néfastes. Quand il y a risque 
de perturbations graves ou irréversibles, 
l'absence de certitude scientifique abso-
lue ne doit pas servir de prétexte pour 
différer l'adoption de telles mesures, 
étant entendu que les politiques et me-
sures qu'appellent les changements cli-
matiques requièrent un bon rapport 
coût-efficacité, de manière à garantir 
des avantages globaux au coût le plus 
bas possible. Pour atteindre ce but, il 
convient que ces politiques et mesures 
tiennent compte de la diversité des 
contextes socio-économiques, soient 
globales, s'étendent à toutes les sour-
ces et à tous les puits et réservoirs de 
gaz à effet de serre qu'il conviendra, 
comprennent des mesures d'adaptation 
et s'appliquent à tous les secteurs éco-
nomiques. Les initiatives visant à faire 
face aux changements climatiques 
pourront faire l'objet d'une action 
concertée des Parties intéressées. 

4. Les Parties ont le droit d'oeuvrer pour un 
développement durable et doivent s'y 
employer. Il convient que les politiques 
et mesures destinées à protéger le sys-
tème climatique contre les changements 
provoqués par l'homme soient adaptées 

à la situation propre de chaque Partie et 
intégrées dans les programmes natio-
naux de développement, le développe-
ment économique étant indispensable 
pour adopter des mesures destinées à 
faire face aux changements climati-
ques. 

5. Il appartient aux Parties de travailler de 
concert à un système économique inter-
national qui soit porteur et ouvert et qui 
mène à une croissance économique et à 
un développement durables de toutes 
les Parties, en particulier des pays en 
développement Parties, pour leur per-
mettre de mieux s'attaquer aux problè-
mes posés par les changements clima-
tiques. 11 convient d'éviter que les me-
sures prises pour lutter contre les chan-
gements climatiques, y compris les me-
sures unilatérales, constituent un moyen 
d'imposer des discriminations arbitraires 
ou injustifiables sur le plan du commer-
ce international, ou des entraves dégui-
sées à ce commerce. 

2. Die speziellen Bedürfnisse und beson-
deren Gegebenheiten der Vertragspar-
teien, die Entwicklungsländer sind, vor 
allem derjenigen, die besonders anfällig 
für die nachteiligen Auswirkungen der 
Klimaänderungen sind, sowie derjeni-
gen Vertragsparteien, vor allem unter 
den Entwicklungsländern, die nach dem 
Obereinkommen eine unverhältnismäßi-
ge oder ungewöhnliche Last zu tragen 
hätten, sollen voll berücksichtigt wer-
den. 

3. Die Vertragsparteien sollen Vorsorge-
maßnahmen treffen, um den Ursachen 
der Klimaänderungen vorzubeugen, sie 
zu verhindern oder so gering wie mög-
lich zu halten und die nachteiligen Aus-
wirkungen der Klimaänderungen abzu-
schwächen. In Fällen, in denen ernst-
hafte oder nicht wiedergutzumachende 
Schäden drohen, soll das Fehlen einer 
völligen wissenschaftlichen Gewißheit 
nicht als Grund für das Aufschieben sol-
cher Maßnahmen dienen, wobei zu be-
rücksichtigen ist, daß Politiken und 
Maßnahmen zur Bewältigung der Kli-
maänderungen kostengünstig sein soll-
ten, um weltweite Vorteile zu möglichst 
geringen Kosten zu gewährleisten. Zur 
Erreichung dieses Zweckes sollen die 
Politiken und Maßnahmen die unter-
schiedlichen sozio-ökonomischen Zu-
sammenhänge berücksichtigen, umfas-
send sein, alle wichtigen Quellen, Sen-
ken und Speicher von Treibhausgasen 
und die Anpassungsmaßnahmen erfas-
sen sowie alle Wirtschaftsbereiche ein-
schließen. Bemühungen zur Bewälti-
gung der Klimaänderungen können von 
interessierten Vertragsparteien gemein-
sam unternommen werden. 

4. Die Vertragsparteien haben das Recht, 
eine nachhaltige Entwicklung zu för-
dern, und sollten dies tun. Politiken und 
Maßnahmen zum Schutz des Klima-
systems vor vom Menschen verursach-
ten Veränderungen sollen den speziel-
len Verhältnissen jeder Vertragspartei 
angepaßt sein und in die nationalen 
Entwicklungsprogramme eingebunden 
werden, wobei zu berücksichtigen ist, 
daß wi rtschaftliche Entwicklung eine 
wesentliche Voraussetzung für die An-
nahme von Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Klimaänderungen ist. 

5. Die Vertragsparteien sollen zusam-
menarbeiten, um ein tragfähiges und 
offenes internationales Wirtschaftssy-
stem zu fördern, das zu nachhaltigem 
Wirtschaftswachstum und nachhaltiger 
Entwicklung in allen Vertragsparteien, 
insbesondere denjenigen, die Entwick

-

lungsländer sind, führt und sie damit in 
die Lage versetzt, die Probleme der Kli-
maänderungen besser zu bewältigen. 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Kli-
maänderungen, einschließlich einseiti-
ger Maßnahmen, sollen weder ein Mittel 
willkürlicher oder ungerechtfertigter Dis-
kriminierung noch eine verschleierte Be-
schränkung des internationalen Handels 
sein. 
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Article 4 

Commitments 

1. All Parties, taking into account their 
common but differentiated responsibilities 
and their specific national and regional de-
velopment priorities, objectives and cir-
cumstances, shall: 

(a) Develop, periodically update, publish 
and make available to the Conference 
of the Parties, in accordance with Ar-
ticle 12, national inventories of anthro-
pogenic emissions by sources and re-
movals by sinks of all greenhouse 
gases not controlled by the Montreal 
Protocol, using comparable metho-
dologies to be agreed upon by the Con-
ference of the Parties; 

(b) Formulate, implement, publish and 
regularly update national and, where 
appropriate, regional programmes con-
taining measures to mitigate climate 
change by addressing anthropogenic 
emissions by sources and removals by 
sinks of all greenhouse gases not con-
trolled by the Montreal Protocol, and 
measures to facilitate adequate adap-
tation to climate change; 

(c) Promote and cooperate in the devel-
opment, application and diffusion, in-
cluding transfer, of technologies, prac-
tices and processes that control, re-
duce or prevent anthropogenic emis-
sions of greenhouse gases not con-
trolled by the Montreal Protocol in all 
relevant sectors, including the energy, 
transport, industry, agriculture, forestry 
and waste management sectors; 

(d) Promote sustainable management, 
and promote and cooperate in the con-
servation and enhancement, as ap-
propriate, of sinks and reservoirs of all 
greenhouse gases not controlled by 
the Montreal Protocol, including bio-
mass, forests and oceans as well as 
other terrestrial, coastal and marine 
ecosystems; 

(e) Cooperate in preparing for adaptation. 
to the impacts of climate change; de-
velop and elaborate appropriate and 
integrated plans for coastal zone man-
agement, water resources and agricul-
ture, and for the protection and rehabi-
litation of areas, particularly in Africa, 
affected by drought and desertification, 
as well as floods; 

(f) Take climate change considerations in-
to account, to the extent feasible, in 

Article 4 

Engagements 

1. Toutes les Parties, tenant compte de 
leurs responsabilités communes mais diffé-
renciées et de la spécificité de leurs priorités 
nationales et régionales de développement, 
de leurs objectifs et de leur situation: 

a) Etablissent, mettent à jour périodique-
ment, publient et mettent à la disposition 
de la Conférence des Parties, conformé-
ment à l'article 12, des inventaires natio-
naux des émissions anthropiques par 
leurs sources et de l'absorption par leurs 
puits de tous les gaz à effet de serre non 
réglementés par le Protocole de Mon-
tréal, en recourant à des méthodes com-
parables qui seront approuvées par la 
Conférence des Parties; 

b) Etablissent, mettent en œuvre, publient 
et mettent régulièrement à jour des pro-
grammes nationaux et, le cas échéant, 
régionaux contenant des mesures vi-
sant à atténuer les changements climati-
ques en tenant compte des émissions 
anthropiques par leurs sources et de 
l'absorption par leurs puits de tous les 
gaz à effet de serre non réglementés par 
le Protocole de Montréal, ainsi que des 
mesures visant à faciliter l'adaptation 
voulue aux changements climatiques; 

c) Encouragent et soutiennent par leur co-
opération la mise au point, l'application 
et la diffusion — notamment par voie de 
transfert — de technologies, pratiques et 
procédés qui permettent de maîtriser, 
de réduire ou de prévenir les émissions 
anthropiques des gaz à effet de serre 
non réglementés par le Protocole de 
Montréal dans tous les secteurs perti-
nents, en particulier ceux de l'énergie, 
des transports, de l'industrie, de l'agri-
culture, des forêts et de la gestion des 
déchets; 

d) Encouragent la gestion rationnelle et 
encouragent et soutiennent par leur 
coopération la conservation et, le cas 
échéant, le renforcement des puits et 
réservoirs de tous les gaz à effet de 
serre non réglementés par le Protocole 
de Montréal, notamment la biomasse, 
les forêts et les océans de même que 
les autres écosystèmes terrestres, cô-
tiers et marins; 

e) Préparent, en coopération, l'adaptation 
à l'impact des changements climatiques 
et conçoivent et mettent au point des 
plans appropriés et intégrés pour la ges-
tion des zones côtières, pour les res-
sources en eau et l'agriculture, et pour la 
protection et la remise en état des zones 
frappées par la sécheresse et la déser-
tification, notamment en Afrique, et par 
les inondations; 

f) Tiennent compte, dans la mesure du 
possible, des considérations liées aux 

Artikel 4 

Verpflichtungen 

(1) Alle Vertragsparteien werden unter 
Berücksichtigung ihrer gemeinsamen, aber 
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und 
ihrer speziellen nationalen und regionalen 
Entwicklungsprioritäten, Ziele und Gege-
benheiten 

a) nach Artikel 12 nationale Verzeichnisse 
erstellen, in regelmäßigen Abständen 
aktualisieren, veröffentlichen und der 
Konferenz der Vertragsparteien zur Ver-
fügung stellen, in denen die anthropoge-
nen Emissionen aller nicht durch das 
Montrealer Protokoll geregelten Treib-
hausgase aus Quellen und der Abbau 
solcher Gase durch Senken aufgeführt 
sind, wobei von der Konferenz der Ver-
tragsparteien zu vereinbarende, ver-
gleichbare Methoden anzuwenden 
sind; 

b) nationale und gegebenenfalls regionale 
Programme erarbeiten, umsetzen, ver-
öffentlichen und regelmäßig aktualisie-
ren, in denen Maßnahmen zur Ab-
schwächung der Klimaänderungen 
durch die Bekämpfung anthropogener 
Emissionen aller nicht durch das Mon

-

trealer Protokoll geregelten Treibhaus-
gase aus Quellen und den Abbau sol-
cher Gase durch Senken sowie Maß-
nahmen zur Erleichterung einer ange-
messenen Anpassung an die Klimaän-
derungen vorgesehen sind; 

c) die Entwicklung, Anwendung und Ver-
breitung — einschließlich der Weiter-
gabe — von Technologien, Methoden 
und Verfahren zur Bekämpfung, Verrin-
gerung oder Verhinderung anthropoge-
ner Emissionen von nicht durch das 
Montrealer Protokoll geregelten Treib-
hausgasen in allen wichtigen Bereichen, 
namentlich Energie, Verkehr, Industrie, 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Ab-
fallwirtschaft, fördern und dabei zu-
sammenarbeiten; 

d) die nachhaltige Bewirtschaftung fördern 
sowie die Erhaltung und gegebenenfalls 
Verbesserung von Senken und Spei-
chern aller nicht durch das Montrealer 
Protokoll geregelten Treibhausgase, 
darunter Biomasse, Wälder und Meere 
sowie andere Ökosysteme auf dem 
Land, an der Küste und im Meer, fördern 
und dabei zusammenarbeiten; 

e) bei der Vorbereitung auf die Anpassung 
an die Auswirkungen der Klimaänderun-
gen zusammenarbeiten; angemessene 
integrie rte Pläne für die Bewi rtschaftung 
von Küstengebieten, für Wasservorräte 
und die Landwirtschaft sowie für den 
Schutz und die Wiederherstellung von 
Gebieten, die von Dürre und Wüstenbil-
dung — vor allem in Afrika — sowie von 
Überschwemmungen betroffen sind, 
entwickeln und ausarbeiten; 

f) in ihre einschlägigen Politiken und Maß-
nahmen in den Bereichen Soziales, 
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their relevant social, economic and en-
vironmental policies and actions, and 
employ appropriate methods, for ex-
ample impact assessments, formu-
lated and determined nationally, with a 
view to minimizing adverse effects on 
the economy, on public health and on 
the quality of the environment, of pro-
jects or measures undertaken by them 
to mitigate or adapt to climate 
change; 

(g) Promote and cooperate in scientific, 
technological, technical, socio-eco-
nomic and other research, systematic 
observation and development of data 
archives related to the climate system 
and intended to further the understand-
ing and to reduce or eliminate the re-
maining uncertainties regarding the 
causes, effects, magnitude and timing 
of climate change and the economic 
and social consequences of various 
response strategies; 

(h) Promote and cooperate in the full, 
open and prompt exchange of relevant 
scientific, technological, technical, so-
cio-economic and legal information re-
lated to the climate system and climate 
change, and to the economic and so-
cial consequences of various response 
strategies; 

(i) Promote and cooperate in education, 
training and public awareness related 
to climate change and encourage the 
widest participation in this process, in-
cluding that of non-governmental or-
ganizations; and 

(j) Communicate to the Conference of 
the Parties information related to im-
plementations, in accordance with Ar-
ticle 12. 

2. The developed count ry  Parties and 
other Parties included in annex l commit 
themselves specifically as provided for in 
the following: 

(a) Each of these Pa rties shall adopt na-
tional') policies and take correspond-
ing measures on the mitigation of cli-
mate change, by limiting its anthro-
pogenic emissions of greenhouse gas-
es and protecting and enhancing its 
greenhouse gas sinks and reservoirs. 
These policies and measures will dem-
onstrate that developed countries are 
taking the lead in modifying longer

-

term trends in anthropogenic emis-
sions consistent with the objective of 
the Convention, recognizing that the 
return by the end of the present decade 

2) This includes policies and measures adopted by re-
gional economic integration organizations. 

changements climatiques dans leurs po-
litiques et actions sociales, économi-
ques et écologiques et utilisent des mé-
thodes appropriées, par exemple des 
études d'impact, formulées et définies 
sur le plan national, pour réduire au 
minimum les effets — préjudiciables à 
l'économie, à la santé publique et à la 
qualité de l'environnement - des projets 
ou mesures qu'elles entreprennent en 
vue d'atténuer les changements climati-
ques ou de s'y adapter; 

g) Encouragent et soutiennent par leur 
coopération les travaux de recherche 
scientifique, technologique, technique, 
socio-économique et autres, l'observa-
tion systématique et la constitution d'ar-
chives de données sur le système clima-
tique permettant de mieux comprendre 
les causes, les effets, l'ampleur et 
l'échelonnement dans le temps des 
changements climatiques, ainsi que les 
conséquences économiques et sociales 
des diverses stratégies de riposte, et de 
réduire et dissiper les incertitudes qui 
subsistent à cet égard; 

h) Encouragent et soutiennent par leur co-
opération l'échange de données scien-
tifiques, technologiques, techniques, 
socio-économiques et juridiques sur le 
système climatique et les changements 
climatiques ainsi que sur les consé-
quences économiques et sociales des 
diverses stratégies de riposte, ces don-
nées devant être échangées dans leur 
intégralité, librement et promptement; 

i) Encouragent et soutiennent par leur co-
opération l'éducation, la formation et la 
sensibilisation du public dans le do-
maine des changements climatiques et 
encouragent la participation la plus large 
à ce processus, notamment celle des 
organisations non gouvernementales; 

j) Communiquent à la Conférence des 
Parties des informations concernant 
l'application, conformément à l'article 12. 

2. Les pays développés Parties et les 
autres Parties figurant à l'annexe l pren-
nent les engagements spécifiques prévus 
ci-après: 
a) Chacune de ces Parties adopte des poli-

tiques nationales') et prend en consé-
quence les mesures voulues pour atté-
nuer les changements climatiques en 
limitant ses émissions anthropiques de 
gaz à effet de serre et en protégeant et 
renforçant ses puits et réservoirs de gaz 
à effet de serre. Ces politiques et me-
sures démontreront que les pays déve-
loppés prennent l'initiative de modifier 
les tendances à long terme des émis-
sions anthropiques conformément à 
l'objectif de la Convention, reconnais-
sant que le retour, d'ici à la fin de la 

1) Ce terme s'entend aussi des politiques et mesures 
adoptées par les organisations d'intégration économi-
que régionale. 

Wi rtschaft und Umwelt soweit wie mog-
lich Überlegungen zu Klimaänderungen 
einbeziehen und geeignete Methoden, 
beispielsweise auf nationaler Ebene er-
arbeitete und festgelegte Verträglich-
keitsprüfungen, anwenden, um die 
nachteiligen Auswirkungen der Vorha-
ben oder Maßnahmen, die sie zur Ab-
schwächung der Klimaänderungen oder 
zur Anpassung daran durchführen, auf 
Wirtschaft , Volksgesundheit und Um-
weltqualität so gering wie möglich zu 
halten; 

g) wissenschaftliche, technologische, tech-
nische, sozio-ökonomische und sonsti-
ge Forschungsarbeiten sowie die syste-
matische Beobachtung und die Entwick-
lung von Datenarchiven, die sich mit 
dem Klimasystem befassen und dazu 
bestimmt sind, das Verständnis zu för-
dern und die verbleibenden Unsicher-
heiten in bezug auf Ursachen, Wirkun-
gen, Ausmaß und zeitlichen Ablauf der 
Klimaänderungen sowie die wirtschaft-
lichen und sozialen Folgen verschiede-
ner Bewältigungsstrategien zu verrin-
gern oder auszuschließen, fördern und 
dabei zusammenarbeiten; 

h) den umfassenden, ungehinderten und 
umgehenden Austausch einschlägiger 
wissenschaftlicher, technologischer, 
technischer, sozio-ökonomischer und 
rechtlicher Informationen über das Kli-
masystem und die Klimaänderungen so-
wie über die wi rtschaftlichen und sozia-
len Folgen verschiedener Bewältigungs-
strategien fördern und dabei zusam-
menarbeiten; 

i) Bildung, Ausbildung und öffentliches 
Bewußtsein auf dem Gebiet der Klima-
änderungen fördern und dabei zusam-
menarbeiten sowie zu möglichst breiter 
Beteiligung an diesem Prozeß, auch von 
nichtstaatlichen Organisationen, ermu-
tigen; 

j) nach Artikel 12 der Konferenz der Ver-
tragsparteien Informationen über die 
Durchführung des Übereinkommens 
zuleiten. 

(2) Die Vertragsparteien, die entwickelte 
Länder sind, und die anderen in Anlage I 
aufgeführten Vertragsparteien übernehmen 
folgende spezifischen Verpflichtungen: 
a) Jede dieser Vertragsparteien beschließt 

nationale') Politiken und ergreift ent-
sprechende Maßnahmen zur Abschwä-
chung der Klimaänderungen, indem sie 
ihre anthropogenen Emissionen von 
Treibhausgasen begrenzt und ihre 
Treibhausgassenken und -speicher 
schützt und erweitert. Diese Politiken 
und Maßnahmen werden zeigen, daß 
die entwickelten Länder bei der Ände-
rung der längerfristigen Trends bei an-
thropogenen Emissionen in Überein-
stimmung mit dem Ziel des Übereinkom-
mens die Führung übernehmen, und 

1) Dies schließt die von Organisationen der regionalen 
Wirtschaftsintegration beschlossenen Politiken und 
Maßnahmen ein. 
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to earlier levels of anthropogenic emis-
sions of carbon dioxide and other 
greenhouse gases not controlled by 
the Montreal Protocol would contribute 
to such modification, and taking into 
account the differences in these Par-
ties' starting points and approaches, 
economic structures and resource 
bases, the need to maintain strong and 
sustainable economic growth, avail-
able technologies and other individual 
circumstances, as well as the need for 
equitable and appropriate contributions 
by each of these Pa rties to the global 
effort  regarding that objective. These 
Parties may implement such policies 
and measures jointly with other Pa rties 
and may assist other pa rties in con-
tributing to the achievement of the ob-
jective of the Convention and, in par-
ticular, that of this subparagraph; 

(b) In order to promote progress to this end, 
each of these Parties shall communi-
cate, within six months of the entry 
into force of the Convention for it and 
periodically thereafter, and in accord-
ance with Article 12, detailed informa-
tion on its policies and measures re-
ferred to in subparagraph (a) above, as 
well as on its resulting projected an-
thropogenic emissions by sources and 
removals by sinks of greenhouse gas-
es not controlled by the Montreal Pro-
tocol for the period referred to in sub-
paragraph (a), with the aim of returning 
individually or jointly to their 1990 
levels of these anthropogenic emis-
sions of carbon dioxide and other 
greenhouse gases not controlled by 
the Montreal Protocol. This information 
will be reviewed by the Conference of 
the Parties, at its first session and peri-
odically thereafter, in accordance with 
Article 7; 

(c) Calculations of emissions by sources 
and removals by sinks of greenhouse 
gases for the purposes of subpara-
graph (b) above should take into ac-
count the best available scientific 
knowledge, including of the effective 
capacity of sinks and the respective 
contributions of such gases to climate 
change. The Conference of the Parties 
shall consider and agree on method-
ologies for these calculations at its first 
session and review them regularly 
thereafter; 

(d) The Conference of the Pa rties shall, at 
its first session, review the adequacy of 
subparagraphs (a) and (b) above. 
Such review shall be carried out in the 

présente décennie, aux niveaux anté-
rieurs d'émissions anthropiques de 
dioxyde de carbone et d'autres gaz à 
effet de serre non réglementés par le 
Protocole de Montréal contribuerait à 
une telle modification et, tenant compte 
des différences entre ces Parties quant 
à leur point de départ et à leur approche, 
à leur structure économique et à leur 
base de ressources, de la nécessité de 
maintenir une croissance économique 
forte et durable, de technologies dispo-
nibles et des autres circonstances pro-
pres à chaque cas, ainsi que de la né-
cessité pour chacune de ces Parties de 
contribuer de façon appropriée et équi-
table à l'action mondiale entreprise pour 
atteindre cet objectif. Ces Parties peu-
vent appliquer de telles politiques et me-
sures en association avec d'autres Par-
ties et aider d'autres Parties à contribuer 
à l'objectif de la Convention, en particu-
lier à celui du présent alinéa; 

b) Afin de favoriser le progrès dans ce 
sens, chacune de ces Parties soumet-
tra, conformément à l'article 12, dans les 
six mois suivant l'entrée en vigueur de la 
Convention à son égard, puis à inter-
valles périodiques, des informations dé-
taillées sur ses politiques et mesures 
visées à l'alinéa a), de même que sur les 
projections qui en résultent quant aux 
émissions anthropiques par ses sources 
et à l'absorption par ses puits de gaz à 
effet de serre non réglementés par le 
Protocole de Montréal, pour la période 
visée à l'alinéa a), en vue de ramener 
individuellement ou conjointement à 
leurs niveaux de 1990 les émissions 
anthropiques de dioxyde de carbone et 
d'autres gaz à effet de serre non régle-
mentés par le Protocole de Montréal. La 
Conférence des Parties passera ces in-
formations en revue, à sa première ses-
sion puis à intervalles périodiques, 
conformément à l'article 7; 

c) Il conviendra que le calcul, aux fins de 
l'alinéa b), des quantités de gaz à effet 
de serre émises par les sources et ab-
sorbées par les puits s'effectue sur la 
base des meilleures connaissances 
scientifiques disponibles, notamment en 
ce qui concerne la capacité effective des 
puits et la contribution de chacun de ces 
gaz aux changements climatiques. La 
Conférence des Parties examinera et 
adoptera les méthodes à utiliser pour ce 
calcul à sa première session et les pas-
sera en revue à intervalles réguliers par 
la suite; 

d) La Conférence des Parties, à sa pre-
mière session, examinera les alinéas a) 
et b) pour voir s'ils sont adéquats. Elle le 
fera à la lumière des données scientifi- 

zwar in der Erkenntnis, daß eine Rück-
kehr zu einem früheren Niveau anthro-
pogener Emissionen von Kohlendioxid 
und anderen nicht durch das Montrealer 
Protokoll geregelten Treibhausgasen 
bis zum Ende dieses Jahrzehnts zu ei-
ner solchen Änderung beitragen würde; 
sie berücksichtigen die unterschiedli-
chen Ausgangspositionen und Ansätze 
sowie die unterschiedlichen Wirtschafts-
strukturen und Ressourcen dieser Ver-
tragsparteien und tragen der Notwen-
digkeit, ein starkes und nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum aufrechtzuerhal-
ten, den verfügbaren Technologien und 
anderen Einzelumständen sowie der 
Tatsache Rechnung, daß jede dieser 
Vertragsparteien zu dem weltweiten Be-
mühen um die Verwirklichung des Zieles 
gerechte und angemessene Beiträge 
leisten muß. Diese Vertragsparteien 
können solche Politiken und Maßnah-
men gemeinsam mit anderen Vertrag-
sparteien durchführen und können an-
dere Vertragsparteien dabei unterstüt-
zen, zur Verwirklichung des Zieles des 
Übereinkommens und insbesondere 
dieses Buchstabens beizutragen; 

b) um Fortschritte in dieser Richtung zu 
fördern, übermittelt jede dieser Ver-
tragsparteien innerhalb von sechs Mo-
naten nach Inkrafttreten des Überein-
kommens für diese Vertragspartei und 
danach in regelmäßigen Abständen ge-
mäß Artikel 12 ausführliche Angaben 
über ihre unter Buchstabe a vorgesehe-
nen Politiken und Maßnahmen sowie 
über ihre sich daraus ergebenden vor-
aussichtlichen anthropogenen Emissio-
nen von nicht durch das Montrealer Pro-
tokoll geregelten Treibhausgasen aus 
Quellen und den Abbau solcher Gase 
durch Senken für den unter Buchstabe a 
genannten Zeitraum mit dem Ziel, ein-
zeln oder gemeinsam die anthropoge-
nen Emissionen von Kohlendioxid und 
anderen nicht durch das Montrealer Pro-
tokoll geregelten Treibhausgasen auf 
das Niveau von 1990 zurückzuführen. 
Diese Angaben werden von der Konfe-
renz der Vertragsparteien auf ihrer er-
sten Tagung und danach in regelmäßi-
gen Abständen gemäß Artikel 7 über-
prüft werden; 

c) bei der Berechnung der Emissionen von 
Treibhausgasen aus Quellen und des 
Abbaus solcher Gase durch Senken für 
die Zwecke des Buchstabens b sollen 
die besten verfügbaren wissenschaftli-
chen Kenntnisse auch über die tatsäch-
liche Kapazität von Senken und die je-
weiligen Beiträge solcher Gase zu Kli-
maänderungen berücksichtigt werden. 
Die Konferenz der Vertragsparteien er-
örtert und vereinbart auf ihrer ersten 
Tagung die Methoden für diese Berech-
nung und überprüft sie danach in regel-
mäßigen Abständen; 

d) die Konferenz der Vertragsparteien 
überprüft auf ihrer ersten Tagung, ob die 
Buchstaben a und b angemessen sind. 
Eine solche Überprüfung erfolgt unter 
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light of the best available scientific in-
formation and assessment on climate 
change and its impacts, as well as 
relevant technical, social and economic 
information. Based on this review, the 
Conference of the Pa rties shall take 
appropriate action, which may include 
the adoption of amendment to the com-
mitments in subparagraphs (a) and (b) 
above. The Conference of the Pa rties, 
at its first session, shall also take deci-
sions regarding criteria for joint im-
plementation as indicated in subpara-
graph (a) above. A second review of 
subparagraphs (a) and (b) shall take 
place not later than 31 December 
1998, and thereafter at regular in-
tervals determined by the Conference 
of the Pa rties, until the objective of the 
Convention is met; 

(e) Each of these Pa rties shall: 

(i) coordinate as appropriate with 
other such Pa rties, relevant eco-
nomic and administrative instru-
ments developed to achieve the 
objective of the Convention; and 

(ii) identify and periodically review its 
own policies and practices which 
encourage activities that lead to 
greater levels of anthropogenic 
emissions of greenhouse gases 
not controlled by the Montreal 
Protocol than would otherwise 
occur; 

(f) The Conference of the Pa rties shall 
review, not later than 31 December 
1998, available information with a view 
to taking decisions regarding such 
amendments to the lists in annexes I 
and  II  as may be appropriate, with the 
approval of the Party concerned; 

(g) Any Party  not included in annex I may, 
in its instrument of ratification, accept-
ance, approval or accession, or at any 
time thereafter, notify the Depositary 
that it intends to be bound by subpara-
graphs (a) and (b) above. The Deposi-
tary shall inform the other signatories 
and Parties of any such notification. 

3. The developed count ry  Parties and 
other developed parties included in annex II 
shall provide new and additional financial 
resources to meet the agreed full costs in-
curred by developing country  Parties in 
complying with their obligations under Ar-
ticle 12, paragraph 1. They shall also pro-
vide such financial resources, including for 
the transfer of technology, needed by the 
developing country  Parties to meet the 
agreed full incremental costs of implement-
ing measures that are covered by para- 

ques et évaluations les plus sûres 
concernant les changements climati-
ques et leur impact, ainsi que des don-
nées techniques, sociales et économi-
ques pertinentes. Sur la base de cet 
examen, la Conférence des Parties 
prendra les mesures voulues, qui pour-
ront comporter l'adoption d'amende-
ments aux engagements visés aux ali-
néas a) et b). A sa première session, 
elle prendra également des décisions au 
sujet des critères régissant une applica-
tion conjointe, comme indiqué à l'alinéa 
a). Elle procédera à un deuxième exa-
men des alinéas a) et b) au plus tard le 
31 décembre 1998, puis à des inter-
valles réguliers dont elle décidera, 
jusqu'à ce que l'objectif de la Conven-
tion ait été atteint; 

e) Chacune de ces Parties: 

i) Coordonne selon les besoins avec 
les autres Parties visées les instru-
ments économiques et administratifs 
appropriés élaborés aux fins de 
l'objectif de la Convention; 

ii) Recense et examine périodique-
ment celles de ses politiques et pra-
tiques qui encouragent des activités 
ajoutant aux émissions anthropiques 
de gaz à effet de serre non régle-
mentés par le Protocole de Mon-
tréal; 

f) La Conférence des Parties passera en 
revue, le 31 décembre 1998 au plus 
tard, les informations disponibles afin de 
statuer sur les modifications qu'il y aurait 
lieu d'apporter aux listes figurant aux 
annexes I et II, avec l'accord de la Partie 
intéressée; 

g) Toute Partie ne figurant pas à l'annexe l 
pourra, dans son instrument de ratifica-
tion, d'acceptation, d'approbation ou 
d'adhésion, ou à tout moment par la 
suite, notifier au Dépositaire son inten-
tion d'être liée par les dispositions des 
alinéas a) et b). Le Dépositaire informe-
ra les autres signataires et Parties de 
toute notification en ce sens. 

3. Les pays développés Parties et les 
autres Parties développées figurant à 
l'annexe II fournissent des ressources finan-
cières nouvelles et additionnelles pour cou-
vrir la totalité des coûts convenus encourus 
par les pays en développement Parties du 
fait de l'exécution de leurs obligations dé-
coulant de l'article 12, paragraphe 1. Ils 
fournissent également les ressources finan-
cières nécessaires aux pays en développe-
ment Parties, notamment aux fins de trans-
ferts de technologie, pour couvrir la totalité 

Berücksichtigung der besten verfüg-
baren wissenschaftlichen Informationen 
und Beurteilungen betreffend Klimaän-
derungen und deren Auswirkungen so-
wie unter Berücksichtigung einschlägi-
ger technischer, sozialer und wirtschaft-
licher Informationen. Auf der Grundlage 
dieser Überprüfung ergreift die Konfe-
renz der Vertragsparteien geeignete 
Maßnahmen, zu denen auch die Be-
schlußfassung über Änderungen der un-
ter den Buchstaben a und b vorgesehe-
nen Verpflichtungen gehören kann. Die 
Konferenz der Vertragsparteien ent-
scheidet auf ihrer ersten Tagung auch 
über die Kriterien für eine gemeinsame 
Umsetzung im Sinne des Buchstabens 
a. Eine zweite Überprüfung der Buch-
staben a und b findet bis zum 31. De-
zember 1998 statt; danach erfolgen wei-
tere Überprüfungen in von der Konfe-
renz der Vertragsparteien festgelegten 
regelmäßigen Abständen, bis das Ziel 
des Übereinkommens verwirklicht ist; 

e) jede dieser Vertragsparteien 

i) koordiniert, soweit dies angebracht 
ist, mit den anderen obengenannten 
Vertragsparteien einschlägige Wirt-
schafts- und Verwaltungsinstru-
mente, die im Hinblick auf die Ver-
wirklichung des Zieles des Überein-
kommens entwickelt wurden; 

ii) bestimmt und überprüft in regel-
mäßigen Abständen ihre eigenen 
Politiken und Praktiken, die zu Tätig

-

keiten ermutigen, die zu einem hö-
heren Niveau der anthropogenen 
Emissionen von nicht durch das 
Montrealer Protokoll geregelten 
Treibhausgasen führen, als sonst 
entstünde; 

f) die Konferenz der Vertragsparteien 
überprüft bis zum 31. Dezember 1998 
die verfügbaren Informationen in der 
Absicht, mit Zustimmung der betroffe-
nen Vertragspartei Beschlüsse über an-
gebracht erscheinende Änderungen der 
in den Anlagen I und II enthaltenen Li-
sten zu fassen; 

g) jede nicht in Anlage I aufgeführte Ver-
tragspartei kann in ihrer Ratifikations-, 
Annahme-, Genehmigungs- oder Bei-
trittsurkunde oder zu jedem späteren 
Zeitpunkt dem Verwahrer ihre Absicht 
notifizieren, durch die Buchstaben a und 
b gebunden zu sein. Der Verwahrer un-
terrichtet die anderen Unterzeichner und 
Vertragsparteien über jede derartige 
Notifikation. 

(3) Die Vertragsparteien, die entwickelte 
Länder sind, und die anderen in Anlage II 
aufgeführten entwickelten Vertragsparteien 
stellen neue und zusätzliche finanzielle Mit-
tel bereit, um die vereinbarten vollen Kosten 
zu tragen, die den Vertragsparteien, die 
Entwicklungsländer sind, bei der Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen nach Artikel 12 Absatz 
1 entstehen. Sie stellen auch finanzielle 
Mittel, einschließlich derjenigen für die Wei-
tergabe von Technologie, bereit, soweit die 
Vertragsparteien, die Entwicklunasländer 
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graph 1 of this Article and that are agreed 
between a developing country  Party  and the 
international entity or entities referred to in 
Article 11, in accordance with that A rticle. 
The implementation of these commitments 
shall take into account the need for adequa-
cy and predictability in the flow of funds and 
the importance of appropriate burden shar-
ing among the developed count ry  Parties. 

4. The developed count ry  Parties and 
other developed Parties included in annex II 
shall also assist the developing count ry  Par-
ties that are particularly vulnerable to the 
adverse effects of climate change in meet-
ing costs of adaptation to those adverse 
effects.  

5. The developed country Pa rties and 
other developed Parties included in annex II 
shall take all practicable steps to promote, 
facilitate and finance, as appropriate, the 
transfer of, or access to, environmentally 
sound technologies and know-how to other 
Parties, particularly developing country 

 Parties, to enable them to implement the 
provisions, of the Convention. In this pro-
cess, the developed country  Parties shall 
support  the development and enhancement 
of endogenous capacities and technologies 
of developing count ry  Parties. Other Pa rties 
and organizations in a position to do so may 
also assist in facilitating the transfer of such 
technologies. 

6. In the implementation of their commit-
ments under paragraph 2 above, a ce rtain 
degree of flexibility shall be allowed by the 
Conference of the Pa rties to the Pa rties 
included in annex I undergoing the process 
of transition to a market economy, in order 
to enhance the ability of these Pa rties to 
address climate change, including with re-
gard to the historical level of anthropogenic 
emissions of greenhouse gases not con-
trolled by the Montreal Protocol chosen as a 
reference. 

7. The extent to which developing count ry 
 Parties will effectively implement their com-

mitments under the Convention will depend 
on the effective implementation by deve-
loped country  Parties of their commitments 
under the Convention related to financial 
resources and transfer of technology and 
will take fully into account that economic 
and social development and poverty era-
dication are the first and overriding priorities 
of the developing count ry  Parties.  

des coûts supplémentaires convenus en-
traînés par l'application des mesures visées 
au paragraphe 1 du présent article et sur 
lesquels un pays en développement Partie 
se sera entendu avec l'entité ou les entités 
internationales visées à l'article 11, confor-
mément audit article. L'exécution de ces 
engagements tient compte du fait que les 
apports de fonds doivent être adéquats et 
prévisibles, ainsi que de l'importance d'un 
partage approprié de la charge entre les 
pays développés Parties. 

4. Les pays développées Parties et les 
autres Parties développées figurant à 
l'annexe II aident également les pays en 
développement Parties particulièrement 
vulnérables aux effets néfastes des chan-
gements climatiques à faire face au coût de 
leur adaptation auxdits effets. 

5. Les pays développés Parties et les 
autres Parties développées figurant à 
l'annexe II prennent toutes les mesures 
possibles en vue d'encourager, de faciliter 
et de financer, selon les besoins, le transfert 
ou l'accès de technologies et de savoir-faire 
écologiquement rationnels aux autres Par-
ties, et plus particulièrement à celles d'entre 
elles, qui sont des pays en développement, 
afin de leur permettre d'appliquer les dispo-
sitions de la Convention. Dans ce proces-
sus, les pays développés Parties soutien-
nent le développement et le renforcement 
des capacités et technologies propres aux 
pays en développement Parties. Les autres 
Parties et organisations en mesure de le 
faire peuvent également aider à faciliter le 
transfert de ces technologies. 

6. La Conférence des Parties accorde 
aux Parties figurant à l'annexe I qui sont en 
transition vers une économie de marché, 
pour les mettre mieux à même de faire face 
aux changements climatiques, une certaine 
latitude dans l'exécution de leurs engage-
ments au titre du paragraphe 2, notamment 
en ce qui concerne le niveau historique, qui 
sera choisi comme référence, des émis-
sions anthropiques de gaz à effet de serre 
non réglementés par le Protocole de Mon-
tréal. 

7. La mesure dans laquelle les pays en 
développement Parties s'acquitteront effec-
tivement de leurs engagements au titre de 
la Convention dépendra de l'exécution effi-
cace pour les pays développés Parties de 
leurs propres engagements en ce qui 
concerne les ressources financières et le 
transfert de technologie et tiendra pleine-
ment compte du fait que le développement 
économique et social et l'éradication de la 
pauvreté sont les priorités premières et es-
sentielles des pays en développement Par-
ties.  

sind, sie benötigen, um die vereinbarten 
vollen Mehrkosten zu tragen, die bei der 
Durchführung der durch Absatz 1 erfaßten 
Maßnahmen entstehen, die zwischen einer 
Vertragspartei, die Entwicklungsland ist, 
und der oder den in Artikel 11 genannten 
internationalen Einrichtungen nach Arti-
kel 11 vereinbart werden. Bei der Erfüllung 
dieser Verpflichtungen wird berücksichtigt, 
daß der Fluß der Finanzmittel angemessen 
und berechenbar sein muß und daß ein 
angemessener Lastenausgleich unter den 
Vertragsparteien, die entwickelte Länder 
sind, wichtig ist. 

(4) Die Vertragsparteien, die entwickelte 
Länder sind, und die anderen in Anlage II 
aufgeführten entwickelten Vertragsparteien 
unterstützen die für die nachteiligen Auswir-
kungen der Klimaänderungen besonders 
anfälligen Vertragsparteien, die Entwick-
lungsländer sind, außerdem dabei, die 
durch die Anpassung an diese Auswirkun-
gen entstehenden Kosten zu tragen. 

(5) Die Vertragsparteien, die entwickelte 
Länder sind, und die anderen in Anlage II 
aufgeführten entwickelten Vertragsparteien 
ergreifen alle nur möglichen Maßnahmen, 
um die Weitergabe von umweltverträglichen 
Technologien und Know-how an andere 
Vertragsparteien, insbesondere solche, die 
Entwicklungsländer sind, oder den Zugang 
dazu, soweit dies angebracht ist, zu fördern, 
zu erleichtern und zu finanzieren, um es 
ihnen zu ermöglichen, die Bestimmungen 
des Übereinkommens durchzuführen. Da-
bei unterstützen die Vertragsparteien, die 
entwickelte Länder sind, die Entwicklung 
und Stärkung der im Land vorhandenen 
Fähigkeiten und Technologien der Ver-
tragsparteien, die Entwicklungsländer sind. 
Andere Vertragsparteien und Organisatio-
nen, die dazu in der Lage sind, können auch 
zur Erleichterung der Weitergabe solcher 
Technologien beitragen. 

(6) Die Konferenz der Vertragsparteien 
gewährt den in Anlage I aufgeführten Ver-
tragsparteien, die sich im Übergang zur 
Marktwirtschaft befinden, ein gewisses Maß 
an Flexibilität bei der Erfüllung ihrer in Ab-
satz 2 genannten Verpflichtungen, auch 
hinsichtlich des als Bezugsgröße gewählten 
früheren Niveaus der anthropogenen Emis-
sionen von nicht durch das Montrealer Pro-
tokoll geregelten Treibhausgasen, um die 
Fähigkeit dieser Vertragsparteien zu stär-
ken, das Problem der Klimaänderungen zu 
bewältigen. 

(7) Der Umfang, in dem Vertragsparteien, 
die Entwicklungsländer sind, ihre Verpflich-
tungen aus dem Übereinkommen wirksam 
erfüllen, wird davon abhängen, inwieweit 
Vertragsparteien, die entwickelte Länder 
sind, ihre Verpflichtungen aus dem Überein-
kommen betreffend finanzielle Mittel und die 
Weitergabe von Technologie wirksam erfül-
len, wobei voll zu berücksichtigen ist, daß 
die wi rtschaftliche und soziale Entwicklung 
sowie die Beseitigung der Armut für die 
Entwicklungsländer erste und dringlichste 
Anliegen sind. 
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8. In the implementation of the commit-
ments in this Article, the Parties shall give 
full consideration to what actions are neces-
sary under the Convention, including ac-
tions related to funding, insurance and the 
transfer of technology, to meet the specific 
needs and concerns of developing count ry 

 Parties arising from the adverse effects of 
climate change and/or the impact of the 
implementation of response measures, es-
pecially on: 

(a) Small island countries; 

(b) Countries with low-lying coastal 
areas; 

(c) Countries with arid and  semi-arid 
 areas, forested areas and areas liable 

to forest decay; 

(d) Countries with areas prone to natural 
disasters; 

(e) Countries with areas liable to drought 
and desertification; 

(f) Countries with areas of high urban at-
mospheric pollution; 

(g) Countries with areas with fragile eco-
systems, including mountainous eco-
systems; 

(h) Countries whose economies are highly 
dependent on income generated from 
the production, processing and export, 
and/or on consumption of fossil fuels 
and associated energy-intensive pro-
ducts; and 

(i) Land-locked and transit countries. 

Further, the Conference of the Pa rties may 
take actions, as appropriate, with respect to 
this paragraph. 

9. The Parties shall take full account of 
the specific needs and special situations of 
the least developed countries in their ac-
tions with regard to funding and transfer of 
technology. 

10. The Parties shall, in accordance with 
Article 10, take into consideration in the 
implementation of the commitments of the 
Convention the situation of Pa rties, particu-
larly developing country  Parties, with econo-
mies that are vulnerable to the adverse ef-
fects of the implementation of measures to 
respond to climate change. This applies 
notably to Parties with economies that are 
highly dependent on income generated 
from the production, processing and expo rt , 
and/or consumption of fossil fuels and asso-
ciated energy-intensive products and/or the 
use of fossil fuels for which such Pa rties 
have serious difficulties in switching to al-
ternatives. 

8. Aux fins de l'exécution des engage-
ments énoncés dans le présent article, les 
Parties étudient les mesures — concernant 
notamment le financement, l'assurance et le 
transfert de technologie — qui doivent être 
prises dans le cadre de la Convention pour 
répondre aux besoins et préoccupations 
spécifiques des pays en développement 
Parties face aux effets néfastes des chan-
gements climatiques et à l'impact des me-
sures de riposte, notamment dans les pays 
suivants: 

a) Les petits pays insulaires; 

b) Les pays ayant des zones côtières de 
faible élévation; 

c) Les pays ayant des zones arides et 
semi-arides, des zones de forêts et des 
zones sujettes au dépérissement des 
forêts; 

d) Les pays ayant des zones sujettes à des 
catastrophes naturelles; 

e) Les pays ayant des zones sujettes à la 
sécheresse et à la désertification; 

f) Les pays ayant des zones de forte pollu-
tion de l'atmosphère urbaine; 

g) Les pays ayant des écosystèmes, no-
tamment des écosystèmes monta-
gneux, fragiles; 

h) Les pays dont l'économie est fortement 
tributaire soit des revenus de la produc-
tion, de la transformation et de l'exporta-
tion de combustibles fossibles et de pro-
duits apparentés à forte intensité éner-
gétique, soit de la consommation des-
dits combustibles et produits; 

i) Les pays sans littoral et les pays de 
transit. 

La Conférence des Parties peut en outre 
prendre les mesures voulues, selon qu'il 
conviendra, touchant le présent paragra-
phe. 

9. Les Parties tiennent pleinement comp-
te, dans leur action concernant le finance-
ment et le transfert de technologie, des be-
soins particuliers et de la situation spéciale 
des pays les moins avancés. 

10. Dans l'exécution des engagements 
découlant de la Convention, les Parties tien-
nent compte, conformément à l'article 10, 
de la situation de celles d'entre elles, no-
tamment les pays en développement, dont 
l'économie est vulnéralbe aux effets néfas-
tes des mesures de riposte aux change-
ments climatiques. Tel est notamment le 
cas des Parties dont l'économie est forte-
ment tributaire soit des revenus de la pro-
duction, de la transformation et de l'exporta-
tion de combustibles fossiles et de produits 
apparentés à forte intensité énergétique, 
soit de la consommation desdits combusti-
bles et produits, soit de l'utilisation de com-
bustibles fossiles qu'il est très difficile à ces 
Parties de remplacer par des produits de 
substitution. 

(8) Bei der Erfüllung der in diesem Artikel 
vorgesehenen Verpflichtungen prüfen die 
Vertragsparteien eingehend, welche Maß-
nahmen nach dem Übereinkommen not-
wendig sind, auch hinsichtlich der Finan-
zierung, der Versicherung und der Weiter-
gabe von Technologie, um den speziellen 
Bedürfnissen und Anliegen der Vertrags-
parteien, die Entwicklungsländer sind, zu 
entsprechen, die sich aus den nachteiligen 
Auswirkungen der Klimaänderungen oder 
der Durchführung von Gegenmaßnahmen 
ergeben, insbesondere 

a) in kleinen Inselländern; 

b) in Ländern mit tiefliegenden Küsten-
gebieten; 

c) in Ländern mit Trocken- und Halbtrok-
kengebieten, Waldgebieten und Gebie-
ten, die von Waldschäden betroffen 
sind; 

d) in Ländern mit Gebieten, die häufig von 
Naturkatastrophen heimgesucht wer-
den; 

e) in Ländern mit Gebieten, die Dürre und 
Wüstenbildung ausgesetzt sind; 

f) in Ländern mit Gebieten hoher Luftver-
schmutzung in den Städten; 

g) in Ländern mit Gebieten, in denen sich 
empfindliche Ökosysteme einschließlich 
Gebirgsökosystemen befinden; 

h) in Ländern, deren Wi rtschaft  in hohem 
Maß entweder von Einkünften, die durch 
die Gewinnung, Verarbeitung und Aus-
fuhr fossiler Brennstoffe und verwandter 
energieintensiver Produkte erzielt wer-
den, oder vom Verbrauch solcher 
Brennstoffe und Produkte abhängt; 

i) in Binnen- und Transitländern. 

Darüber hinaus kann die Konferenz der Ver-
tragsparteien gegebenenfalls Maßnahmen 
mit Bezug auf diesen Absatz ergreifen. 

(9) Die Vertragsparteien tragen bei ihren 
Maßnahmen hinsichtlich der Finanzierung 
und der Weitergabe von Technologie den 
speziellen Bedürfnissen und der besonde-
ren Lage der am wenigsten entwickelten 
Länder voll Rechnung. 

(10) Die Vertragsparteien berücksichtigen 
nach Artikel 10 bei der Erfüllung der Ver-
pflichtungen aus dem Übereinkommen die 
Lage derjenigen Vertragsparteien, insbe-
sondere unter den Entwicklungslände rn , 
deren Wirtschaft für die nachteiligen Auswir-
kungen der Durchführung von Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Klimaänderungen an-
fällig ist. Dies gilt namentlich für Vertrags-
parteien, deren Wi rtschaft in hohem Maß 
entweder von Einkünften, die durch die 
Gewinnung, Verarbeitung und Ausfuhr fos-
siler Brennstoffe und verwandter energie-
intensiver Produkte erzielt werden, oder 
vom Verbrauch solcher Brennstoffe und 
Produkte oder von der Verwendung fossiler 
Brennstoffe, die diese Vertragsparteien nur 
sehr schwer durch Alternativen ersetzen 
können, abhängt. 
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Article 5 

Research and systematic 
observation 

In carrying out their commitments under 
Article 4, paragraph 1(g), the Pa rties shall: 

(a) Support  and further develop, as ap-
propriate, inte rnational and inter-
governmental programmes and net-
works or organizations aimed at defin-
ing, conducting, assessing and finan-
cing research, data collection and sys-
tematic observation, taking into ac-
count the need to minimize duplication 
of effort ; 

(b) Support  inte rnational and intergovern-
mental efforts to strengthen systematic 
observation and national scientific and 
technical research capacities and ca-
pabilities, particularly in developing 
countries, and to promote access to, 
and the exchange of, data and ana-
lyses thereof obtained from areas be-
yond national jurisdiction; and 

(c) Take into account the particular con-
cerns and needs of developing coun-
tries and cooperate in improving their 
endogenous capacities and capabil-
ities to participate in the effo rts ref-
ferred to in subparagraphs (a) and (b) 
above. 

Article 6 

Education, training and 
public awareness 

In carrying out their commitments under 
Article 4, paragraph 1(i), the Pa rties shall: 

(a) Promote and facilitate at the national 
and, as appropriate, subregional and 
regional levels, and in accordance with 
national laws and regulations, and 
within their respective capacities: 

(i) the development and implementa-
tion of educational and public 
awareness programmes on cli-
mate change and its effects; 

(ii) public access to information on 
climate change and its effects; 

(iii) public participation in addressing 
climate change and its effects and 
developing adequate responses; 
and 

(iv) training of scientific, technical and 
managerial personnel. 

(b) Cooperate in and promote, at the inter-
national level, and, where appropriate, 

Article 5 

Recherche et observation 
systématique 

Lorsqu'elles s'acquittent de leurs engage-
ments en vertu de l'article 4, paragra-
phe 1 g), les Parties: 

a) Soutiennent et, selon le cas, dévelop-
pent davantage les organisations ou les 
programmes et réseaux internationaux 
et intergouvernementaux dont le but est 

• de définir, réaliser, évaluer et financer 
des travaux de recherche, de collecte de 
données et d'observation systématique, 
en tenant compte de la nécessité de 
limiter le plus possible les doubles em-
plois; 

b) Soutiennent les efforts menés aux ni-
veaux international et intergouverne-
mental pour renforcer l'observation 
systématique et les capacités et moyens 
nationaux de recherche scientifique et 
technique, notamment dans les pays en 
développement, et pour encourager 
l'accès aux données provenant de zo-
nes ne relevant pas de la juridiction na-
tionale et à leur analyse, ainsi que pour 
en promouvoir l'échange; 

c) Prennent en considération les préoccu-
pations et les besoins particuliers des 
pays en développement et coopèrent 
pour améliorer leurs moyens et capa-
cités endogènes de participation aux ef-
forts visés aux alinéas a) et b). 

Article 6 

Education, formation 
et sensibilisation du public 

Lorsqu'elles s'acquittent de leurs engage-
ments en vertu de l'article 4, paragraphe 1 i), 
les Parties: 

a) S'emploient à encourager et à faciliter 
aux niveaux national et, le cas échéant, 
sous-régional et régional, conformé-
ment à leurs lois et règlements et selon 
leurs capacités respectives: 

i) L'élaboration et l'application de 
programmes d'éducation et de sen-
sibilisation du public sur, les chan-
gements climatiques et leurs ef-
fets; 

ii) L'accès public aux informations 
concernant les changements cli-
matiques et leurs effets; 

iii) La participation publique à l'exa-
men des changements climatiques 
et de leurs effets et à la mise au 
point de mesures appropriées pour 
y faire face; et 

iv) La formation de personnel scienti-
fique, technique et de gestion; 

b) Soutiennent par leur coopération et en-
couragent au niveau international, en 

Artikel 5 

Forschung und 
systematische Beobachtung 

Bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe g wer-
den die Vertragsparteien 

a) inte rnationale und zwischenstaatliche 
Programme und Netze oder Organisa-
tionen unterstützen und gegebenenfalls 
weiterentwickeln, deren Ziel es ist, For-
schung, Datensammlung und systemati-
sche Beobachtung festzulegen, durch-
zuführen, zu bewerten und zu finanzie-
ren, wobei Doppelarbeit soweit wie 
möglich vermieden werden sollte; 

b) internationale und zwischenstaatliche 
Bemühungen unterstützen, um die sy-
stematische Beobachtung und die natio-
nalen Möglichkeiten und Mittel der wis-
senschaftlichen und technischen For-
schung, vor allem in den Entwicklungs-
ländern, zu stärken und den Zugang zu 
Daten, die aus Gebieten außerhalb der 
nationalen Hoheitsbereiche stammen, 
und deren Analysen sowie den Aus-
tausch solcher Daten und Analysen zu 
fördern; 

c) die speziellen Sorgen und Bedürfnisse 
der Entwicklungsländer berücksichtigen 
und an der Verbesserung ihrer im Land 
vorhandenen Möglichkeiten und Mittel 
zur Beteiligung an den unter den Buch-
staben a und b genannten Bemühungen 
mitwirken. 

Artikel 6 

Bildung, Ausbildung 
und öffentliches Bewußtsein 

Bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe i werden 
die Vertragsparteien 

a) auf nationaler und gegebenenfalls auf 
subregionaler und regionaler Ebene in 
Übereinstimmung mit den innerstaatli-
chen Gesetzen und sonstigen Vorschrif-
ten und im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
folgendes fördern und erleichtern: 

i) die Entwicklung und Durchführung 
von Bildungsprogrammen und Pro-
grammen zur Förderung des öf-
fentlichen Bewußtseins in bezug 
auf die Klimaänderungen und ihre 
Folgen; 

ii) den öffentlichen Zugang zu Infor-
mationen über die Klimaänderun-
gen und ihre Folgen; 

iii) die Beteiligung der Öffentlichkeit an 
der Beschäftigung mit den Kli-
maänderungen und ihren Folgen 
sowie an der Entwicklung geeigne-
ter Gegenmaßnahmen; 

iv) die Ausbildung wissenschaftlichen, 
technischen und leitenden Perso-
nals; 

b) auf internationaler Ebene, gegebenen-
falls unter Nutzung bestehender Gre- 
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using existing bodies: 

(i) the development and exchange of 
educational and public awareness 
material on climate change and its 
effects; and 

(ii) the development and implementa-
tion of education and training 
programmes, including the 
strenghening of national institu-
tions and the exchange or se-
condment of personnel to train ex-
perts in this field, in particular for 
developing countries. 

Article 7 

Conference of the Parties 

1. A Conference of the Pa rties is hereby 
established. 

2. The Conference of the Parties, as the 
supreme body of this Convention, shall 
keep under regular review the implementa-
tion of the Convention and any related legal 
instruments that the Conference of the Par-
ties may adopt, and shall make, within its 
mandate, the decisions necessary to pro-
mote the effective implementation of the 
Convention. To this end, it shall: 

(a) Periodically examine the obligations of 
the Parties and the institutional ar-
rangements under the Convention, in 
the light of the objective of the Con-
vention, the experience gained in its 
implementation and the evolution of 
scientific and technological know-
ledge; 

(b) Promote and facilitate the exchange of 
information on measures adopted by 
the Parties to address climate change 
and its effects, taking into account the 
differing circumstances, responsibil-
ities and capabilities of the Pa rties and 
their respective commitments under 
the Convention; 

(c) Facilitate, at the request of two or more 
Parties, the coordination of measures 
adopted by them to address climate 
change and its effects, taking into ac-
count the differing circumstances, re-
sponsibilities and capabilities of the 
Parties and their respective commit-
ments unter the Convention; 

(d) Promote and guide, in accordance with 
the objective and provisions of the 
Convention, the development and peri-
odic refinement of comparable 
methodologies, to be agreed on by the 
Conference of the Pa rties, inter alia, for 
preparing inventories of greenhouse 
gas emissions by sources and re- 

recourant s'il y a lieu aux organismes 
existants: 

i) La mise au point et l'échange de 
matériel éducatif et de matériel des-
tiné à sensibiliser le public aux chan-
gements climatiques et à leurs ef-
fets, et 

ii) La mise au point et l'exécution de 
programmes d'éducation et de for-
mation, y compris par le renforce-
ment des organismes nationaux et 
par l'échange ou le détachement de 
personnel chargé de former des ex-
perts en la matière, notamment pour 
les pays en développement. 

Article 7 

Conférence des Parties 

1. Il est créé une Conférence des Par-
ties. 

2. En tant qu'organe suprême de la pré-
sente Convention, la Conférence des Par-
ties fait régulièrement le point de l'applica-
tion de la Convention et de tous autres 
instruments juridiques connexes qu'elle 
pourrait adopter et prend, dans les limites 
de son mandat, les décisions nécessaires 
pour favoriser l'application effective de la 
Convention. A cet effet: 

a) Elle examine périodiquement les obliga-
tions des Parties et les arrangements 
institutionnels découlant de la Conven-
tion, en fonction de l'objectif de la Con-
vention, de l'expérience acquise lors de 
son application et de l'évolution des con-
naissances scientifiques et techniques; 

b) Elle encourage et facilite l'échange d'in-
formations sur les mesures adoptées 
par les Parties pour faire face aux chan-
gements climatiques et à leurs effets, en 
tenant compte de la diversité de situa-
tions, de responsabilités et de moyens 
des Parties ainsi que de leurs engage-
ments respectifs au titre de la Conven-
tion; 

c) Elle facilite, à la demande de deux Par-
ties ou davantage, la coordination des 
mesures adoptées par elles pour faire 
face aux changements climatiques et à 
leurs effets, en tenant compte de la di-
versité de situations, de responsabilités 
et de moyens des Parties ainsi que de 
leurs engagements respectifs au titre de 
la Convention; 

d) Elle encourage et dirige, conformément 
à l'objectif et aux dispositions de la 
Convention, l'élaboration et le perfec-
tionnement périodique de méthodes 
comparables, dont conviendra la Confé-
rence des Parties, visant notamment à 
inventorier les émissions de gaz à effet 
de serre par les sources et leur absorp- 

mien, bei folgenden Aufgaben zusam-
menarbeiten und sie unterstützen: 

i) Entwicklung und Austausch von Bil-
dungsmaterial und Unterlagen zur 
Förderung des öffentlichen Bewußt-
seins in bezug auf die Klimaände-
rungen und ihre Folgen; 

ii) Entwicklung und Durchführung von 
Bildungs- und Ausbildungspro-
grammen, unter anderem durch die 
Stärkung nationaler Institutionen 
und den Austausch oder die Entsen-
dung von Personal zur Ausbildung 
von Sachverständigen auf diesem 
Gebiet, vor allem für Entwicklungs-
länder. 

Artikel 7 

Konferenz der Vertragsparteien 

(1) Hiermit wird eine Konferenz der Ver-
tragsparteien eingesetzt. 

(2) Die Konferenz der Vertragsparteien 
als oberstes Gremium dieses Übereinkom-
mens überprüft in regelmäßigen Abständen 
die Durchführung des Übereinkommens 
und aller damit zusammenhängenden 
Rechtsinstrumente, die sie beschließt, und 
faßt im Rahmen ihres Auftrags die notwen-
digen Beschlüsse, um die wirksame Durch-
führung des Übereinkommens zu fördern. 
Zu diesem Zweck wird sie wie folgt tätig: 

a) Sie prüft anhand des Zieles des Über-
einkommens, der bei seiner Durchfüh-
rung gewonnenen Erfahrungen und der 
Weiterentwicklung der wissenschaft-
lichen und technologischen Kenntnisse 
in regelmäßigen Abständen die Ver-
pflichtungen der Vertragsparteien und 
die institutionellen Regelungen aufgrund 
des Übereinkommens; 

b) sie fördert und erleichtert den Austausch 
von Informationen über die von den Ver-
tragsparteien beschlossenen Maßnah-
men zur Bekämpfung der Klimaände-
rungen und ihrer Folgen unter Berück-
sichtigung der unterschiedlichen Ge-
gebenheiten, Verantwortlichkeiten und 
Fähigkeiten der Vertragsparteien und 
ihrer jeweiligen Verpflichtungen aus 
dem Übereinkommen; 

c) auf Ersuchen von zwei oder mehr Ver-
tragsparteien erleichtert sie die Koordi-
nierung der von ihnen beschlossenen 
Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Klimaänderungen und ihrer Folgen un-
ter Berücksichtigung der unterschied-
lichen Gegebenheiten, Verantwortlich-
keiten und Fähigkeiten der Vertragspar-
teien und ihrer jeweiligen Verpflichtun-
gen aus dem Übereinkommen; 

d) sie fördert und leitet in Übereinstimmung 
mit dem Ziel und den Bestimmungen 
des Übereinkommens die Entwicklung 
und regelmäßige Verfeinerung ver-
gleichbarer Methoden, die von der Kon-
ferenz der Vertragsparteien zu verein-
baren sind, unter anderem zur Aufstel-
lung von Verzeichnissen der Emissio- 
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movals by sinks, and for evaluating the 
effectiveness of measures to limit the 
emissions and enhance the removals 
of these gases; 

(e) Assess, on the basis of all information 
made available to it in accordance with 
the provisions of the Convention, the 
implementation of the Convention by 
the Parties, the overall effects of the 
measures taken pursuant to the Con-
vention, in particular environmental, 
economic and social effects as well as 
their cumulative impacts and the extent 
to which progress towards the object-
ive of the Convention is being 
achieved; 

(f) Consider and adopt regular repo rts on 
the implementation of the Convention 
and ensure their publication; 

(g) Make recommendations on any mat-
ters necessary for the implementation 
of the Convention; 

(h) Seek to mobilize financial resources 
in accordance with Article 4, para-
graphs 3, 4 and 5, and Article 11; 

(i) Establish such subsidiary bodies as 
are deemed necessary for the im-
plementation of the Convention; 

(j) Review reports submitted by its subsi-
diary bodies and provide guidance to 
them; 

(k) Agree upon and adopt, by consensus, 
rules of procedure and financial rules 
for itself and for any subsidiary bo-
dies; 

(l) Seek and utilize, where appropriate, 
the services and cooperation of, and 
information provided by, competent 
inte rnational organizations and inter-
governmental and nongovernmental 
bodies; and 

(m) Exercise such other functions as are 
required for the achievement of the 
objective of the Convention as well as 
all other functions assigned to it under 
the Convention. 

3. The Conference of the Pa rties shall, at 
its first session, adopt its own rules of pro-
cedure as well as those of the subsidiary 
bodies established by the Convention, 
which shall include decision-making pro-
cedures for matters not already covered by 
decision-making procedures stipulated in 
the Convention. Such procedures may in-
clude specified majorities required for the 
adoption of particular decisions. 

4. The first session of the Conference of 
the Parties shall be convened by the interim 
secretariat referred to in A rticle 21 and shall 
take place not later than one year after the 
date of entry into force of the Convention. 
Thereafter, ordinary sessions of the Confer- 

tion par les puits, ainsi qu'à évaluer l'effi-
cacité des mesures prises pour limiter 
ces émissions et renforcer l'absorption 
de ces gaz; 

e) Elle évalue, sur la base de toutes les 
informations qui lui sont communiquées 
conformément aux dispositions de la 
Convention, l'application de la Conven-
tion par les Parties, les effets d'ensem-
ble des mesures prises en application 
de la Convention, notamment les effets 
environnementaux, économiques et so-
ciaux et leurs incidences cumulées, et 
les progrès réalisés vers l'objectif de la 
Convention; 

f) Elle examine et adopte des rapports 
périodiques sur l'application de la Con-
vention et en assure la publication; 

g) Elle fait des recommandations sur tou-
tes questions nécessaires à l'application 
de la Convention; 

h) Elle s'efforce de mobiliser des ressour-
ces financières conformément à l'artic-
le 4, paragraphes 3, 4 et 5, et à l'artic-
le 11; 

i) Elle crée les organes subsidiaires jugés 
nécessaires à l'application de la Con-
vention; 

j) Elle examine les rapports de ces orga-
nes, à qui elle donne des directives; 

k) Elle arrête et adopte, par consensus, 
des règlements intérieurs et des règles 
de gestion financière pour elle-même et 
pour tous organes subsidiaires; 

l) Le cas échéant, elle sollicite et utilise les 
services et le concours des organisa-
tions internationales et des organismes 
intergouvernementaux et non gouverne-
mentaux compétents, ainsi que les infor-
mations qu'ils fournissent; 

m) Elle exerce les autres fonctions néces-
saires pour atteindre l'objectif de la 
Convention, ainsi que toutes les autres 
fonctions qui lui sont conférées par la 
Convention. 

3. La Conférence des Parties adopte, à 
sa première session, son propre règlement 
intérieur et ceux des organes subsidiaires 
créés en application de la Convention; les-
dits règlements comprennent la procédure 
de prise de décisions applicable aux que-
stions pour lesquelles la Convention ne pré-
voit pas déjà de procédure à cet égard. 
Cette procédure peut préciser la majorité 
requise pour l'adoption de telle ou telle dé-
cision. 

4. La première session de la Conférence 
des Parties sera convoquée par le secréta-
riat provisoire visé à l'article 21, et se tien-
dra un an au plus tard après l'entrée en 
vigueur de la Convention. Par la suite, la 
Conférence des Parties, à moins qu'elle 

nen von Treibhausgasen aus Quellen 
und des Abbaus solcher Gase durch 
Senken und zur Beurteilung der Wirk-
samkeit der zur Begrenzung der Emis-
sionen und Förderung des Abbaus die-
ser Gase ergriffenen Maßnahmen; 

e) auf der Grundlage aller ihr nach dem 
Übereinkommen zur Verfügung gestell-
ten Informationen beurteilt sie die 
Durchführung des Übereinkommens 
durch die Vertragsparteien, die Gesamt-
wirkung der aufgrund des Übereinkom-
mens ergriffenen Maßnahmen, insbe-
sondere die Auswirkungen auf die Um-
welt, die Wi rtschaft  und den Sozialbe-
reich sowie deren kumulative Wirkung, 
und die bei der Verwirklichung des Zie-
les des Übereinkommens erreichten 
Fortschritte; 

f) sie prüft und beschließt regelmäßige 
Berichte über die Durchführung des 
Übereinkommens und sorgt für deren 
Veröffentlichung; 

g) sie gibt Empfehlungen zu allen für die 
Durchführung des Übereinkommens er-
forderlichen Angelegenheiten ab; 

h) sie bemüht sich um die Aufbringung fi-
nanzieller Mittel nach Artikel 4 Absät-
ze 3, 4 und 5 sowie Artikel 11; 

i) sie setzt die zur Durchführung des Über-
einkommens für notwendig erachteten 
Nebenorgane ein; 

j) sie überprüft die ihr von ihren Neben-
organen vorgelegten Berichte und gibt 
ihnen Richtlinien vor; 

k) sie vereinbart und beschließt durch Kon-
sens für sich selbst und ihre Neben-
organe eine Geschäfts- und eine Fi-
nanzordnung; 

I) sie bemüht sich um — und nutzt gegebe-
nenfalls — die Dienste und Mitarbeit zu-
ständiger internationaler Organisationen 
und zwischenstaatlicher und nichtstaat-
licher Gremien sowie die von diesen zur 
Verfügung gestellten Informationen; 

m) sie erfüllt die zur Verwirklichung des Zie-
les des Übereinkommens notwendigen 
sonstigen Aufgaben sowie alle anderen 
ihr aufgrund des Übereinkommens zu-
gewiesenen Aufgaben. 

(3) Die Konferenz der Vertragsparteien 
beschließt auf ihrer ersten Tagung für sich 
selbst und für die nach dem Übereinkom-
men eingesetzten Nebenorgane eine Ge-
schäftsordnung, die das Beschlußverfahren 
in Angelegenheiten vorsieht, für die nicht 
bereits im Übereinkommen selbst entspre-
chende Verfahren vorgesehen sind. Diese 
Verfahren können auch die Mehrheiten für 
bestimmte Beschlußfassungen festlegen. 

(4) Die erste Tagung der Konferenz der 
Vertragsparteien wird von dem in Artikel 21 
vorgesehenen vorläufigen Sekretariat ein-
berufen und findet spätestens ein Jahr nach 
Inkrafttreten des Übereinkommens statt . 
Danach finden ordentliche Tagungen der 
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ence of the Pa rties shall be held every year 
unless otherwise decided by the Confer-
ence of the Pa rties. 

5. Extraordinary sessions of the Confer-
ence of the Parties shall be held at such 
other times as may be deemed necessary 
by the Conference, or at the written request 
of any Party, provided that, within six 
months of the request being communicated 
to the Parties by the secretariat, it is sup-
ported by at least one-third of the Pa rties. 

6. The United Nations, its specialized 
agencies and the International Atomic Ener-
gy Agency, as well as any State member 
thereof or observers thereto not Pa rty to the 
Convention, may be represented at ses-
sions of the Conference of the Pa rties as 
observers. Any body or agency, whether 
national or international, governmental or 
non-governmental, which ist qualified in 
matters covered by the Convention, and 
which has informed the secretariat of its 
wish to be represented at a session of the 
Conference of the Parties as an observer, 
may be so admitted unless at least one-third 
of the Pa rties present object. The admission 
and participation of observers shall be sub-
ject to the rules of procedure adopted by the 
Conference of the Parties. 

Article 8 

Secretariat 

1. A secretariat is hereby established. 

2. The functions of the secretariat shall 
be: 

(a) To make arrangements for sessions of 
the Conference of the Pa rties and its 
subsidiary bodies established under 
the Convention and to provide them 
with se rvices as required; 

(b) To compile and transmit reports sub-
mitted to it; 

(c) To facilitate assistance to the Pa rties, 
particularly developing count ry  Parties, 
on request, in the compilation and 
communication of information required 
in accordance with the provisions of 
the Convention; 

(d) To prepare reports on its activities and 
present them to the Conference of the 
Parties; 

(e) To ensure the necessary coordination 
with the secretariats of other relevant 
international bodies; 

(f) To enter, under the overall guidance of 
the Conference of the Parties, into 
such administrative and contractual 
arrangements as may be required for 
the effective discharge of its functions; 
and 

n'en décide autrement, tient des sessions 
ordinaires une fois par an. 

5. La Conférence des Parties tient des 
sessions extraordinaires à tout autre mo-
ment qu'elle juge nécessaire, ou si une Par-
tie en fait la demande par écrit, à condition 
que cette demande soit appuyée par un 
tiers au moins des Parties, dans les six mois 
qui suivent sa communication aux Parties 
par le secrétariat. 

6. L'Organisation des Nations Unies, les 
institutions spécialisées des Nations Unies 
et l'Agence internationale de l'énergie ato-
mique ainsi que tous Etats membres d'une 
de ces organisations ou observateurs au-
près d'une de ces organisations qui ne sont 
pas Parties à la Convention peuvent être 
représentés aux sessions de la Conférence 
des Parties en tant qu'observateurs. Tout 
organe ou organisme national ou interna-
tional, gouvernemental ou non gouverne-
mental compétent dans les domaines visés 
par la Convention, qui a fait savoir au secré-
tariat qu'il souhaite être représenté à une 
session de la Conférence des Parties en 
qualité d'observateur, peut y être admis en 
cette qualité à moins qu'un tiers au moins 
des Parties présentes n'y fassent objection. 
L'admission et la participation d'observa-
teurs sont régies par le règlement intérieur 
adopté par la Conférence des Parties. 

Article 8 

Secrétariat 

1. Il est créé un secrétariat. 

2. Les fonctions du secrétariat sont les 
suivantes: 

a) Organiser les sessions de la Conféren-
ce des Parties et des organes subsidiai-
res de la Conférence créés en vertu de 
la Convention et leur fournir les services 
voulus; 

b) Compiler et diffuser les rapports qu'il 
reçoit; 

c) Sur demande, aider les Parties, et en 
particulier, parmi elles, les pays en dé-
veloppement, à compiler et diffuser les 
informations requises par la Conven-
tion; 

d) Etablir des rapports sur ses activités et 
les soumettre à la Conférence des Par-
ties; 

e) Assurer la coordination nécessaire avec 
les secrétariats des autres organes in-
ternationaux compétents; 

f) Prendre, sous la supervision de la Con-
férence des Parties, les dispositions ad-
ministratives et contractuelles que peut 
requérir l'accomplissement efficace de 
ses fonctions; et 

Konferenz der Vertragsparteien einmal jähr-
lich statt, sofern nicht die Konferenz der 
Vertragsparteien etwas anderes be-
schließt. 

(5) Außerordentliche Tagungen der Kon-
ferenz der Vertragsparteien finden sta tt , 
wenn es die Konferenz für notwendig erach-
tet oder eine Vertragspartei schriftlich be-
antragt, sofern dieser Antrag innerhalb von 
sechs Monaten nach seiner Übermittlung 
durch das Sekretariat von mindestens ei-
nem Drittel der Vertragsparteien unterstützt 
wird. 

(6) Die Vereinten Nationen, ihre Sonder-
organisationen und die Internationale Atom-
energie-Organisation sowie jeder Mitglied-
staat einer solchen Organisation oder jeder 
Beobachter bei einer solchen Organisation, 
der nicht Vertragspartei des Übereinkom-
mens ist, können auf den Tagungen der 
Konferenz der Vertragsparteien als Beob-
achter vertreten sein. Jede Stelle, national 
oder international, staatlich oder nichtstaat-
lich, die in vom Übereinkommen erfaßten 
Angelegenheiten fachlich befähigt ist und 
dem Sekretariat ihren Wunsch mitgeteilt 
hat, auf einer Tagung der Konferenz der 
Vertragsparteien als Beobachter vertreten 
zu sein, kann als solcher zugelassen wer-
den, sofern nicht mindestens ein Drittel der 
anwesenden Vertragsparteien widerspricht. 
Die Zulassung und Teilnahme von Beob-
achtern unterliegen der von der Konferenz 
der Vertragsparteien beschlossenen Ge-
schäftsordnung. 

Artikel 8 

Sekretariat 

(1) Hiermit wird ein Sekretariat einge-
setzt. 

(2) Das Sekretariat hat folgende Auf-
gaben: 

a) Es veranstaltet die Tagungen der Konfe-
renz der Vertragsparteien und ihrer auf-
grund des Übereinkommens eingesetz-
ten Nebenorgane und stellt die erforder-
lichen Dienste bereit; 

b) es stellt die ihm vorgelegten Berichte 
zusammen und leitet sie weiter; 

c) es unterstützt die Vertragsparteien, ins-
besondere diejenigen, die Entwick-
lungsländer sind, auf Ersuchen bei der 
Zusammenstellung und Weiterleitung 
der nach dem Übereinkommen erforder-
lichen Informationen; 

d) es erarbeitet Berichte über seine Tätig-
keit und legt sie der Konferenz der Ver-
tragsparteien vor; 

e) es sorgt für die notwendige Koordinie-
rung mit den Sekretariaten anderer ein-
schlägiger internationaler Stellen; 

f) es trifft unter allgemeiner Aufsicht der 
Konferenz der Vertragsparteien die für 
die wirksame Erfüllung seiner Aufgaben 
notwendigen verwaltungsmäßigen und 
vertraglichen Vorkehrungen; 
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(g) To perform the other secretariat func-
tions specified in the Convention and in 
any of its protocols and such other 
functions as may be determined by the 
Conference of the Parties. 

3. The Conference of the Pa rties, at its 
first session, shall designate a permanent 
secretariat and make arrangements for its 
functioning. 

Article 9 

Subsidiary body 
for scientific and 

technological advice 

1. A subsidiary body for scientific and 
technological advice is hereby established 
to provide the Conference of the Pa rties 
and, as appropriate, its other subsidiary bo-
dies with timely information and advice on 
scientific and technological matters relating 
to the Convention. This body shall be open 
to participation by all Pa rties and shall be 
multidisciplinary. It shall comprise govern-
ment representatives competent in the rele-
vant field of expe rt ise. It shall repo rt  regular-
ly to the Conference of the Pa rties on all 
aspects of its work. 

2. Under the guidance of the Conference 
of the Parties, and drawing upon existing 
competent international bodies, this body 
shall: 

(a) Provide assessments of the state of 
scientific knowledge relating to climate 
change and its effects; 

(b) Prepare scientific assessments on the 
effects of measures taken in the im-
plementation of the Convention; 

(c) Identify innovative, efficient and state-
of-the-art technologies and know-how 
and advise on the ways and means of 
promoting development and/or trans-
ferring such technologies; 

(d) Provide advice on scientific program-
mes, international cooperation in re-
search and development related to cli-
mate change, as well as on ways and 
means of supporting endogenous ca-
pacity-building in developing countries; 
and 

(e) Respond to scientific, technological 
and methodological questions that the 
Conference of the Pa rties and its sub-
sidiary bodies may put to the body. 

3. The functions and terms of reference of 
this body may be further elaborated by the 
Conference of the Pa rties.  

g) Exercer les autres fonctions de secréta-
riat qui lui sont dévolues par la Conven-
tion ou par l'un quelconque de ses pro-
tocoles, et toutes autres fonctions que la 
Conférence des Parties peut lui assi-
gner. 

3. A sa première session, la Conférence 
des Parties désignera un secrétariat perma-
nent et prendra les dispositions voulues 
pour son fonctionnement. 

Article 9 

Organe subsidiaire 
de conseil scientifique et 

technologique 

1. Il est créé un organe subsidiaire de 
conseil scientifique et technologique, char-
gé de fournir en temps opportun à la Confé-
rence des Parties et, le cas échéant, à ses 
autres organes subsidiaires des renseigne-
ments et des avis sur les aspects scientifi-
ques et technologiques de la Convention. 
Cet organe, ouvert à la participation de tou-
tes les Parties, est multidisciplinaire. Il est 
composé de représentants des gouverne-
ments faisant autorité dans leur domaine de 
compétence. Il rend régulièrement compte 
de tous les aspects de ses travaux à la 
Conférence des Parties. 

2. L'organe, agissant sous l'autorité de la 
Conférence des Parties et s'appuyant sur 
les travaux des organes internationaux 
compétents, a pour fonctions: 

a) De faire le point des connaissances 
scientifiques sur les changements cli-
matiques et leurs effets; 

b) De faire le point, sur le plan scientifique, 
des effets des mesures prises en appli-
cation de la Convention; 

c) De recenser les technologies et savoir

-

faire de pointe, novateurs et perfor-
mants et d'indiquer les moyens d'en en-
courager le développement et d'en as-
surer le transfert; 

d) De fournir des avis sur les programmes 
scientifiques, sur la coopération interna-
tionale et la recherche-développement 
en matière de changements climatiques 
et sur les moyens d'aider les pays en 
développement à se doter d'une capaci-
té propre; 

e) De répondre aux questions scientifi-
ques, technologiques  et méthodologi-
ques que la Conférence des Parties et 
ses organes subsidiaires pourront lui 
poser. 

3. Les fonctions et le mandat de l'organe 
pourront être précisés plus avant par la 
Conférence des Parties. 

g) es nimmt die anderen im Übereinkom-
men und dessen Protokollen vorgese-
henen Sekretariatsaufgaben sowie son-
stige Aufgaben wahr, die ihm von der 
Konferenz der Vertragsparteien zuge-
wiesen werden. 

(3) Die Konferenz der Vertragsparteien 
bestimmt auf ihrer ersten Tagung ein ständi-
ges Sekretariat und sorgt dafür, daß es 
ordnungsgemäß arbeiten kann. 

Artikel 9 

Nebenorgan 
für wissenschaftliche 

und technologische Beratung 

(1) Hiermit wird ein Nebenorgan für wis-
senschaftliche und technologische Bera-
tung eingesetzt, das der Konferenz der Ver-
tragsparteien und gegebenenfalls deren an-
deren Nebenorganen zu gegebener Zeit 
Informationen und Gutachten zu wissen-
schaftlichen und technologischen Fragen 
im Zusammenhang mit dem Übereinkom-
men zur Verfügung stellt. Dieses Organ 
steht allen Vertragsparteien zur Teilnahme 
offen; es ist fachübergreifend. Es umfaßt 
Regierungsvertreter, die in ihrem jeweiligen 
Zuständigkeitsgebiet fachlich befähigt sind. 
Es berichtet der Konferenz der Vertragspar-
teien regelmäßig über alle Aspekte seiner 
Arbeit. 

(2) Unter Aufsicht der Konferenz der Ver-
tragsparteien und unter Heranziehung be-
stehender zuständiger internationaler Gre-
mien wird dieses Organ wie folgt tätig: 

a) Es stellt Beurteilungen zum Stand der 
wissenschaftlichen Kenntnisse auf dem 
Gebiet der Klimaänderungen und ihrer 
Folgen zur Verfügung; 

b) es verfaßt wissenschaftliche Beurteilun-
gen über die Auswirkungen der zur 
Durchführung des Übereinkommens er-
griffenen Maßnahmen; 

c) es bestimmt innovative, leistungsfähige 
und dem Stand der Technik entspre-
chende Technologien und Know-how 
und zeigt Möglichkeiten zur Förderung 
der Entwicklung solcher Technologien 
und zu ihrer Weitergabe auf; 

d) es gibt Gutachten zu wissenschaftlichen 
Programmen, zur internationalen Zu-
sammenarbeit bei der Forschung und 
Entwicklung im Zusammenhang mit den 
Klimaänderungen und zu Möglichkeiten 
ab, den Aufbau der im Land vorhande-
nen Kapazitäten in den Entwicklungs-
ländern zu unterstützen; 

e) es beantwortet wissenschaftliche, tech-
nologische und methodologische Fra-
gen, die ihm von der Konferenz der Ver-
tragsparteien und ihren Nebenorganen 
vorgelegt werden. 

(3) Die weiteren Einzelheiten der Aufga-
ben und des Mandats dieses Organs kön-
nen von der Konferenz der Vertragsparteien 
festgelegt werden. 
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Article 10 

Subsidiary body for 
implementation 

1. A subsidiary body for implementation is 
hereby established to assist the Conference 
of the Parties in the assessment and review 
of the effective implementation of the Con-
vention. This body shall be open to partici-
pation by all Parties and comprise govern-
ment representatives who are expe rts on 
matters related to climate change. It shall 
report  regularly to the Conference of the 
Parties on all aspects of its work. 

2. Under the guidance of the Conference 
of the Parties, this body shall: 

(a) Consider the information communi-
cated in accordance with Article 12, 
paragraph 1, to assess the overall ag-
gregated effect of the steps taken by 
the Parties in the light of the latest 
scientific assessments concerning cli-
mate change; 

(b) Consider the information communi-
cated in acordance with Article 12, 
paragraph 2, in order to assist the Con-
ferene of the Pa rties in carrying out the 
reviews required by A rticle 4, para-
graph 2(d); and 

(c) Assist the Conference of the Pa rties, 
as appropriate, in the preparation and 
implementation of its decisions. 

Article 11 

Financial mechanism 

1. A mechanism for the provision of finan-
cial resources on a grant or concessional 
basis, including for the transfer of techno-
logy, is hereby defined. It shall function un-
der the guidance of and be accountable to 
the Conference of the Parties, which shall 
decide on its policies, programme priorities 
and eligibility criteria related to this Conven-
tion. Its operation shall be entrusted to one 
or more existing inte rnational entities. 

2. The financial mechanism shall have an 
equitable and balanced representation of all 
Parties within a transparent system of gov-
ernance. 

3. The Conference of the Parties and the 
entity or entities entrusted with the operation 
of the financial mechanism shall agree upon 
arrangements to give effect to the above 
paragraphs, which shall include the follow-
ing: 

(a) Modalities to ensure that the funded 
projects to address climate change are 
in conformity with the policies, pro- 

Article 10 

Organe subsidiaire 
de mise 
en œuvre 

1. Il est créé un organe subsidiaire de 
mise en œuvre, chargé d'aider la Conféren-
ce des Parties à assurer l'application et le 
suivi de la Convention. Cet organe, ouvert à 
la participation de toutes les. Parties, est 
composé de représentants des gouverne-
ments, experts dans le domaine des chan-
gements climatiques. Il rend régulièrement 
compte de tous les aspects de ses travaux 
à la Conférence des Parties. 

2. L'organe, agissant sous l'autorité de la 
Conférence des Parties, a pour fonctions: 

a) D'examiner les informations communi-
quées conformément à l'article 12, para-
graphe 1, pour évaluer l'effet global con-
jugué des mesures prises par les Par-
ties à la lumière des évaluations scienti-
fiques les plus récentes des change-
ments climatiques; 

b) D'examiner les informations communi-
quées conformément à l'article 12, para-
graphe 2, pour aider la Conférence des 
Parties à effectuer les examens prévus 
à l'article 4, paragraphe 2 (d); 

c) D'aider la Conférence des Parties, selon 
les besoins, à préparer et exécuter ses 
décisions. 

Article 11 

Mécanisme financier 

1. Le mécanisme chargé de fournir des 
ressources financières sous forme de dons 
ou à des conditions de faveur, notamment 
pour le transfert de technologie, est ici défi-
ni. Ce mécanisme relève de la Conférence 
des Parties devant laquelle il est responsa-
ble et qui définit ses politiques, les priorités 
de son programme et les critères d'agré-
ment liés à la Convention. Son fonctionne-
ment est confié à une ou plusieurs entités 
internationales existantes. 

2. Le mécanisme financier est constitué 
sur la base d'une représentation équitable 
et équilibrée de toutes les Parties, dans le 
cadre d'un système de gestion transpa-
rent. 

3. La Conférence des Parties et l'entité 
— ou les entités — chargées d'assurer le 
fonctionnement du mécanisme financier 
conviennent des arrangements voulus pour 
donner effet aux paragraphes qui précè-
dent, parmi lesquels devront figurer: 

a) Des modalités destinées à assurer que 
les projets financés dans le domaine 
des changements climatiques sont 

Artikel 10 

Nebenorgan für die 
Durchführung 

des Übereinkommens 

(1) Hiermit wird ein Nebenorgan für die 
Durchführung des Übereinkommens ein-
gesetzt, das die Konferenz der Vertragspar-
teien bei der Beurteilung und Überprüfung 
der wirksamen Durchführung des Überein-
kommens unterstützt. Dieses Organ steht 
allen Vertragsparteien zur Teilnahme offen; 
es umfaßt Regierungsvertreter, die Sach-
verständige auf dem Gebiet der Klimaände-
rungen sind. Es berichtet der Konferenz 
der Vertragsparteien regelmäßig über alle 
Aspekte seiner Arbeit. 

(2) Unter Aufsicht der Konferenz der Ver-
tragsparteien wird dieses Organ wie folgt 
tätig: 

a) Es prüft die nach Artikel 12 Absatz 1 
übermittelten Informationen, um die Ge-
samtwirkung der von den Vertragspar-
teien ergriffenen Maßnahmen anhand 
der neuesten wissenschaftlichen Beur-
teilungen der Klimaänderungen zu be

-

urteilen; 

b) es prüft die nach Artikel 12 Absatz 2 
übermittelten Informationen, um die 
Konferenz der Vertragsparteien bei der 
Durchführung der in Artikel 4 Absatz 2 
Buchstabe d geforderten Überprüfung 
zu unterstützen; 

c) es unterstützt die Konferenz der Ver-
tragsparteien gegebenenfalls bei der 
Vorbereitung und Durchführung ihrer 
Beschlüsse. 

Artikel 11 

Finanzierungsmechanismus 

(1) Hiermit wird ein Mechanismus zur Be-
reitstellung finanzieller Mittel in Form unent-
geltlicher Zuschüsse oder zu Vorzugsbe-
dingungen, auch für die Weitergabe von 
Technologie, festgelegt. Er arbeitet unter 
Aufsicht der Konferenz der Vertragsparteien 
und ist dieser gegenüber verantwortlich; die 
Konferenz der Vertragsparteien entscheidet 
über seine Politiken, seine Programmpriori-
täten und seine Zuteilungskriterien im Zu-
sammenhang mit dem Übereinkommen. 
Die Erfüllung seiner Aufgaben wird einer 
oder mehreren bestehenden internationa-
len Einrichtungen anvertraut. 

(2) Der Finanzierungsmechanismus wird 
auf der Grundlage einer gerechten und aus-
gewogenen Vertretung aller Vertragspartei-
en mit einer transparenten Leitungsstruktur 
errichtet. 

(3) Die Konferenz der Vertragsparteien 
und die Einrichtung oder Einrichtungen, de-
nen die Erfüllung der Aufgaben des Finan-
zierungsmechanismus anvertraut ist, ver-
einbaren Vorkehrungen, durch die den obi-
gen Absätzen Wirksamkeit verliehen wird, 
darunter folgendes: 

a) Modalitäten, durch die sichergestellt 
wird, daß die finanzierten Vorhaben zur 
Bekämpfung der Klimaänderungen mit 
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gramme priorities and eligibility criteria 
established by the Conference of the 
Parties; 

(b) Modalities by which a particular fund-
ing decision may be reconsidered in 
light of these policies, programme 
priorities and eligibility criteria; 

(c) Provision by the entity or entities of 
regular reports to the Conference of 
the Parties on its funding operations, 
which is consistent with the require-
ment for accountability set out in para-
graph 1 above; and 

(d) Determination in a predictable and 
identifiable manner of the amount of 
funding necessary and available for the 
implementation of this Convention and 
the conditions under which that amount 
shall be periodically reviewed. 

4. The Conference of the Pa rties shall 
make arrangements to implement the above 
mentioned provisions at its first session, 
reviewing and taking into account the in-
terim arrangements referred to in Article 21, 
paragraph 3, and shall decide whether 
these interim arrangements shall be main-
tained. Within four years thereafter, the 
Conference of the Pa rties shall review the 
financial mechanism and take appropriate 
measures. 

5. The developed count ry  Parties may 
also provide and developing country  Parties 
avail themselves of, financial resources re-
lated to the implementation of the Conven-
tion through bilateral, regional and other 
multilateral channels. 

Article 12 

Communication of information 
related to implementation 

1. In accordance with A rticle 4, paragraph 
1, each Party  shall communicate to the Con-
ference of the Pa rties, through the secre-
tariat, the following elemens of information: 

(a) A national inventory of anthropogenic 
emissions by sources and removals by 
sinks of all greenhouse gases not con-
trolled by the Montreal Protocol, to the 
extent its capacities permit, using com-
parable methodologies to be promoted 
and agreed upon by the Conference of 
the Parties; 

(b) A general description of steps taken or 
envisaged by the Pa rty to implement 
the Convention; and 

(c) Any other information that the Par ty 
 considers relevant to the achievement 

of the objective of the Convention and 
suitable for inclusion in its communica- 

conformes aux politiques, priorités de 
programme et critères d'agrément défi-
nis par la Conférence des Parties; 

b) Les modalités selon lesquelles telle ou 
telle décision de financement pourra 
être revue à la lumière de ces politiques, 
priorités de programme et critères; 

c) La présentation régulière par l'entité 
— ou les entités — à la Conférence des 
Parties de rapports sur ses opérations 
de financement, conformément au prin-
cipe de sa responsabilité posé au para-
graphe 1; 

d) Le calcul sous une forme prévisible et 
identifiable du montant des moyens fi-
nanciers nécessaires et disponibles 
pour appliquer la présente Convention 
et la façon dont ce montant sera périodi-
quement revu. 

4. A sa première session, la Conférence 
des Parties fera le nécessaire pour donner 
effet aux dispositions ci-dessus, en exami-
nant et prenant en considération les dispo-
sitions provisoires visées à l'article 21, para-
graphe 3, et elle décidera du maintien éven-
tuel de ces dispositions. Ensuite, et dans les 
quatre ans, elle fera le point du fonctionne-
ment du mécanisme et prendra les mesures 
appropriées; 

5. Les pays développés Parties pourront 
également fournir, et les pays en dévelop-
pement Parties pourront obtenir, des res-
sources financières par voie bilatérale, ré-
gionale ou multilatérale aux fins de l'applica-
tion de la Convention. 

Article 12 

Communication d'informations 
concernant l'application 

1. Conformément à l'article 4, paragraphe 1, 
chacune des Parties communique à la 
Conférence des Parties, par l'intermédiaire 
du secrétariat, les éléments d'information 
ci-après: 

a) Un inventaire national des émissions 
anthropiques par ses sources, et de 
l'absorption par ses puits, de tous les 
gaz à effet de serre non réglementés par 
le Protocole de Montréal, dans la me-
sure où ses moyens le lui permettent, en 
utilisant des méthodes comparables sur 
lesquelles la Conférence des Parties 
s'entendra et dont elle encouragera 
l'utilisation; 

b) Une description générale des mesures 
qu'elle prend ou envisage de prendre 
pour appliquer la Convention; 

c) Toute autre information que la Partie 
juge utile pour atteindre l'objectif de la 
Convention et propre à figurer dans sa 
communication, y compris, dans la me- 

den von der Konferenz der Vertragspar-
teien aufgestellten Politiken, Programm-
prioritäten und Zuteilungskriterien im 
Einklang stehen; 

b) Modalitäten, durch die ein bestimmter 
Finanzierungsbeschluß anhand dieser 
Politiken, Programmprioritäten und Zu-
teilungskriterien überprüft werden kann; 

c) Erstattung regelmäßiger Berichte an die 
Konferenz der Vertragsparteien durch 
die Einrichtung oder Einrichtungen über 
deren Finanzierungstätigkeiten entspre-
chend der in Absatz 1 vorgesehenen 
Verantwortlichkeit; 

d) Festlegung der Höhe des zur Durchfüh-
rung dieses Übereinkommens erforder-
lichen und verfügbaren Betrags sowie 
der Bedingungen, unter denen dieser 
Betrag in regelmäßigen Abständen 
überprüft wird, in berechenbarer und 
nachvollziehbarer Weise. 

(4) Die Konferenz der Vertragsparteien 
trifft auf ihrer ersten Tagung Vorkehrungen 
zur Durchführung der obigen Bestimmun-
gen, wobei sie die in Artikel 21 Absatz 3 
vorgesehenen vorläufigen Regelungen 
überprüft und berücksichtigt, und entschei-
det, ob diese vorläufigen Regelungen bei-
behalten werden sollen. Innerhalb der dar-
auffolgenden vier Jahre überprüft die Kon-
ferenz der Vertragsparteien den Finanzie-
rungsmechanismus und ergreift angemes-
sene Maßnahmen. 

(5) Die Vertragsparteien, die entwickelte 
Länder sind, können auch finanzielle Mittel 
im Zusammenhang mit der Durchführung 
des Übereinkommens auf bilateralem, re-
gionalem oder multilateralem Weg zur Ver-
fügung stellen, welche die Vertragsparteien, 
die Entwicklungsländer sind, in Anspruch 
nehmen können. 

Artikel 12 
Weiterleitung von Informationen 

über die Durchführung 
des Übereinkommens 

(1) Nach Artikel 4 Absatz 1 übermittelt 
jede Vertragspartei der Konferenz der Ver-
tragsparteien über das Sekretariat folgende 
Informationen: 

a) ein nationales Verzeichnis der anthropo-
genen Emissionen aller nicht durch das 
Montrealer Protokoll geregelten Treib-
hausgase aus Quellen und des Abbaus 
solcher Gase durch Senken, soweit es 
die ihr zur Verfügung stehenden Mittel 
erlauben, unter Verwendung vergleich-
barer Methoden, die von der Konferenz 
der Vertragsparteien gefördert und ver-
einbart werden; 

b) eine allgemeine Beschreibung der von 
der Vertragspartei ergriffenen oder ge-
planten Maßnahmen zur Durchführung 
des Übereinkommens; 

c) alle sonstigen Informationen, die nach 
Auffassung der Vertragspartei für die 
Verwirklichung des Zieles des Überein-
kommens wichtig und zur Aufnahme in 
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tion, including, if feasible, material rel-
evant for calculations of global emis-
sion trends. 

2. Each developed country  Party  and 
each other Party included in annex I shall 
incorporate in its communication the follow-
ing elements of information: 

(a) A detailed description of the policies 
and measures that it has adopted to 
implement its commitment under Arti-
cle 4, paragraphs 2(a) and 2(b); and 

(b) A specific estimate of the effects that 
the policies and measures referred to 
in subparagraph (a) immediately above 
will have on anthropogenic emissions 
by its sources and removals by its 
sinks of greenhouse gases during the 
period referred to in Article 4, para-
graph 2(a). 

3. In addition, each developed country 
 Party  and each other developed Party in-

cluded in annex II shall incorporate details 
of measures taken in accordance with A rti-
cle 4, paragraph 3, 4 and 5. 

4. Developing country  Parties may, on a 
voluntary basis, propose projects for finan-
cing, including specific technologies, 
materials, equipment, techniques or prac-
tices that would be needed to implement 
such projects, along with, if possible, an 
estimate of all incremental costs, of the re-
ductions of emissions and increments of 
removals of greenhouse gases, as well as 
an estimate of the consequent benefits. 

5. Each developed country Party  and 
each other Party  included in annex I shall 
make its initial communication within six 
months of the entry into force of the Con-
vention for that Party. Each Party  not so 
listed shall make its initial communication 
within three years of the entry into force of 
the Convention for that Par ty , or of the avail-
ability of financial resources in accordance 
with Article 4, paragraph 3. Pa rties that are 
least developed countries may make their 
initial communication at their discretion. The 
frequency of subsequent communications 
by all Parties shall be determined by the 
Conference of the Pa rties, taking into ac-
count the differentiated timetable set by this 
paragraph. 

6. Information communicated by Pa rties 
under this Article shall be transmitted by the 
secretariat as soon as possible to the Con-
ference of the Parties and to any subsidiary 
bodies concerned. If necessary, the pro-
cedures for the communication of informa-
tion may be further considered by the Con-
ference of the Pa rties. 

sure du possible, des données utiles à la 
détermination des tendances des émis-
sions dans le monde. 

2. Chacun des pays développés Parties 
et chacune des autres Parties inscrites à 
l'annexe I fait figurer dans sa communica-
tion les éléments d'information ci-après: 

a) La description détaillée des politiques et 
mesures qu'ils ont adoptées pour se 
conformer à l'engagement souscrit à 
l'article 4, paragraphes 2 a) et 2 b); 

b) L'estimation précise des effets que les 
politiques et mesures visées à l'alinéa a) 
ci-dessus auront -sur les émissions an-
thropiques de gaz à effet de serre par 
leurs sources et l'absorption par leurs 
puits pendant la période visée à l'arti-
cle 4, paragraphe 2 a). 

3. En outre, chacun des pays développés 
Parties et chacune des autres Parties déve-
loppées figurant à l'annexe II donnent le 
détail des mesures prises conformément à 
l'article 4, paragraphes 3 à 5. 

4. Il est loisible aux pays en développe-
ment Parties de proposer des projets à fi-
nancer en précisant les technologies, les 
matériaux, l'équipement, les techniques ou 
les pratiques qu'il faudrait pour les exécuter 
et en donnant si possible une estimation de 
tous les coûts supplémentaires de ces pro-
jets, des progrès de la réduction des émis-
sions et de l'absorption des gaz à effet de 
serre ainsi qu'une estimation des avantages 
que l'on peut en attendre. 

5. Chacun des pays développés Parties 
et chacune des autres Parties inscrites à 
l'annexe I présentera sa communication ini-
tiale dans les six mois qui suivront l'entrée 
en vigueur de la Convention à son égard. 
Chacune des Parties qui ne figurent pas sur 
cette liste présentera sa communication ini-
tiale dans les trois ans de l'entrée en vi-
gueur de la Convention à son égard ou de la 
mise à disponibilité des ressources finan-
cières conformément à l'article 4, paragra-
phe 3. Les Parties qui sont au nombre des 
pays les moins avancés seront libres du 
choix de la date de leur communication 
initiale. Par la suite, la fréquence des com-
munications de toutes les Parties sera fixée 
par la Conférence des Parties, qui tiendra 
compte des différences d'échéance indi-
quées dans le présent paragraphe. 

6. Les informations communiquées par 
les Parties en application du présent article 
seront transmises dans les meilleurs délais 
par le secrétariat à la Conférence des Par-
ties et aux organes subsidiaires compé-
tents. La Conférence des Parties révisera 
au besoin les procédures de transmission 
des informations. 

ihre Mitteilung geeignet sind, darunter 
soweit möglich Material, das zur Be-
rechnung globaler Emissionstrends von 
Bedeutung ist. 

(2) Jede Vertragspartei, die ein entwickel-
tes Land ist, und jede andere in Anlage I 
aufgeführte Vertragspartei nimmt in ihre 
Mitteilung folgende Informationen auf: 

a) eine genaue Beschreibung der Politiken 
und Maßnahmen, die sie zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen nach Artikel 4 Ab-
satz 2 Buchstaben a und b beschlossen 
hat; 

b) eine genaue Schätzung der Auswir-
kungen, welche die unter Buchstabe a 
vorgesehenen Politiken und Maßnah-
men auf die anthropogenen Emissionen 
von Treibhausgasen aus Quellen und 
den Abbau solcher Gase durch Senken 
innerhalb des in Artikel 4 Absatz 2 Buch-
stabe a genannten Zeitraums haben 
werden. 

(3) Außerdem macht jede Vertragspartei, 
die ein entwickeltes Land ist, und jede an-
dere in Anlage II aufgeführte entwickelte 
Vertragspartei Angaben über die nach Arti-
kel 4 Absätze 3, 4 und 5 ergriffenen Maß-
nahmen. 

(4) Die Vertragsparteien, die Entwick-
lungsländer sind, können auf freiwilliger 
Grundlage Vorhaben zur Finanzierung vor-
schlagen, unter Angabe der Technologien, 
Materialien, Ausrüstungen, Techniken oder 
Verfahren, die zur Durchführung solcher 
Vorhaben notwendig wären, und, wenn 
möglich, unter Vorlage einer Schätzung al-
ler Mehrkosten, der Verringerung von Emis-
sionen von Treibhausgasen und des zu-
sätzlichen Abbaus solcher Gase sowie ei-
ner Schätzung der sich daraus ergebenden 
Vorteile. 

(5) Jede Vertragspartei, die ein entwickel-
tes Land ist, und jede andere in Anlage I 
aufgeführte Vertragspartei übermittelt ihre 
erste Mitteilung innerhalb von sechs Mona-
ten nach Inkrafttreten des Übereinkommens 
für diese Vertragspartei. Jede nicht darin 
aufgeführte Vertragspartei übermittelt ihre 
erste Mitteilung innerhalb von drei Jahren 
nach Inkrafttreten des Übereinkommens für 
diese Vertragspartei oder nach der Bereit-
stellung finanzieller Mittel gemäß Artikel 4 
Absatz 3. Vertragsparteien, die zu den am 
wenigsten entwickelten Ländern gehören, 
können ihre erste Mitteilung nach eigenem 
Ermessen übermitteln. Die Konferenz der 
Vertragsparteien bestimmt die Zeitabstän-
de, in denen alle Vertragsparteien ihre spä-
teren Mitteilungen zu übermitteln haben, 
wobei der in diesem Absatz dargelegte ge-
staffelte Zeitplan zu berücksichtigen ist. 

(6) Die von den Vertragsparteien nach 
diesem Artikel übermittelten Angaben wer-
den vom Sekretariat so schnell wie möglich 
an die Konferenz der Vertragsparteien und 
an alle betroffenen Nebenorgane weiterge-
leitet. Falls erforderlich, können die Verfah-
ren zur Übermittlung von Informationen von 
der Konferenz der Vertragsparteien über-
arbeitet werden. 
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7. From its first session, the Conference 
of the Parties shall arrange for the provision 
to developing country  Parties of technical 
and financial suppo rt, on request, in compil-
ing and communicating information under 
this Article, as well as in identifying the 
technical and financial needs associated 
with proposed projects and response 
measures under Article 4. Such support 

 may be provided by other Parties, by com

-

petent international organizations and by 
the secretariat, as appropriate. 

8. Any group of Parties may, subject to 
guidelines adopted by the Conference of 
the Parties, and to prior notification to the 
Conference of the Pa rties, make a joint 
communication in fulfilment of their obliga-
tions under this A rticle, provided that such a 
communication includes information on the 
fulfilment by each of these Pa rties of its 
individual obligations under the Conven-
tion. 

9. Information received by the secretariat 
that is designated by a Party as confidential, 
in accordance with criteria to be established 
by the Conference of the Pa rties, shall be 
aggregated by the secretariat to protect its 
confidentiality before being made available 
to any of the bodies involved in the commu-
nication and review of information. 

10. Subject to paragraph 9 above, and 
without prejudice to the ability of any Party 

 to make public its communication at any 
time, the secretariat shall make communica-
tions by Parties under this Article publicly 
available at the time they are submitted to 
the Conference of the Pa rties. 

Article 13 

Resolution of questions 
regarding implementation 

The Conference of the Pa rties shall, at its 
first session, consider the establishment of 
a multilateral consultative process, available 
to Parties on their request, for the resolution 
of questions regarding the implementation 
of the Convention. 

Article 14 

Settlement of disputes 

1. In the event of a dispute between any 
two or more Parties concerning the interpre-
tation or application of the Convention, the 
Parties concerned shall seek a settlement of 
the dispute through negotiation or any other 
peaceful means of their own choice. 

2. When ratifying, accepting, approving or 
acceding to the Convention, or at any time 
thereafter, a Party  which is not a regional 

7. A partir de sa première session, la 
Conférence des Parties prendra des dispo-
sitions pour assurer la fourniture aux pays 
en développement Parties, sur leur de-
mande, d'un concours technique et finan-
cier qui les aide à réunir et à communiquer 
les informations demandées dans le pré-
sent article et à recenser les moyens techni-
ques et financiers nécessaires à l'exécution 
des projets proposés et des mesures de 
riposte prises au titre de l'article 4. Ce 
concours pourra être fourni par d'autres 
Parties, par les organisations internationa-
les compétentes et par le secrétariat, selon 
qu'il conviendra. 

8. Tout groupe de Parties peut, sous ré-
serve de se conformer aux directives de la 
Conférence des Parties et d'en aviser au 
préalable celle-ci, s'acquitter des obliga-
tions énoncées dans le présent article en 
présentant une communication conjointe, à 
condition d'y faire figurer des informations 
sur la façon dont chacune de ces Parties 
s'est acquittée des obligations que la 
convention lui impose en propre. 

9. Les informations reçues par le secréta-
riat et dont la Partie qui les fournit aura 
indiqué qu'elles sont confidentielles, selon 
des critères qu'établira la Conférence des 
Parties, seront compilées par le secrétariat 
de manière à préserver ce caractère avant 
d'être transmises à l'un des organes appe-
lés à les recevoir et à les examiner. 

10. Sous réserve du paragraphe 9 et 
sans préjudice de la possibilité pour toute 
Partie de rendre sa communication publique 
en tout temps, les communications présen-
tées par les Parties en application du pré-
sent article sont mises par le secrétariat à la 
disposition du public en même temps 
qu'elles sont soumises à la Conférence des 
Parties. 

Article 13 

Règlement des questions 
concernant l'application 

La Conférence des Parties étudiera, à sa 
première session, la mise en place d'un 
processus consultatif multilatéral, à la dis-
position des Parties sur leur demande, pour 
le règlement des questions relatives à 
l'application de la Convention. 

Article 14 

Règlement des différends 

1. En cas de différend entre deux ou plus 
de deux Parties au sujet de l'interprétation 
ou de l'application de la Convention, les 
Parties concernées s'efforcent de le régler 
par voie de négociation ou par tout autre 
moyen pacifique de leur choix. 

2. Lorsqu'elle ratifie, accepte ou approu-
ve la Convention ou y adhère, ou à tout 
moment par la suite, une Partie qui n'est 

(7) Von ihrer ersten Tagung an sorgt die 
Konferenz der Vertragsparteien dafür, daß 
den Vertragsparteien, die Entwicklungs-
länder sind, auf Ersuchen technische und 
finanzielle Hilfe bei der Zusammenstellung 
und Übermittlung von Informationen nach 
diesem Artikel sowie bei der Bestimmung 
des technischen und finanziellen Bedarfs 
zur Durchführung der vorgeschlagenen Vor-
haben und der Bekämpfungsmaßnahmen 
nach Artikel 4 gewährt wird. Solche Hilfe 
kann je nach Bedarf von anderen Ver-
tragsparteien, von den zuständigen inter-
nationalen Organisationen und vom Sekre-
tariat zur Verfügung gestellt werden. 

(8) Jede Gruppe von Vertragsparteien 
kann vorbehaltlich der von der Konferenz 
der Vertragsparteien angenommenen Leit-
linien und vorbehaltlich vorheriger Notifika-
tion an die Konferenz der Vertragsparteien 
in Erfüllung ihrer Verpflichtungen nach die-
sem Artikel eine gemeinsame Mitteilung 
übermitteln, sofern diese Angaben über die 
Erfüllung der jeweiligen Einzelverpflichtun-
gen aus dem Übereinkommen durch die 
einzelnen Vertragsparteien enthält. 

(9) Alle beim Sekretariat eingehenden 
Informationen, die eine Vertragspartei im 
Einklang mit den von der Konferenz der 
Vertragsparteien festzulegenden Kriterien 
als vertraulich eingestuft hat, werden vom 
Sekretariat zusammengefaßt, um ihre Ver-
traulichkeit zu schützen, bevor sie einem 
der an der Weiterleitung und Überprüfung 
von Informationen beteiligten Gremien zur 
Verfügung gestellt werden. 

(10) Vorbehaltlich des Absatzes 9 und 
unbeschadet des Rechts einer jeden Ver-
tragspartei, ihre Mitteilung jederzeit zu ver-
öffentlichen, macht das Sekretariat die von 
den Vertragsparteien nach diesem Artikel 
übermittelten Mitteilungen zu dem Zeitpunkt 
öffentlich verfügbar, zu dem sie der Konfe-
renz der Vertragsparteien vorgelegt wer-
den. 

Artikel 13 

Lösung von Fragen 
der Durchführung 

des Übereinkommens 

Die Konferenz der Vertragsparteien prüft 
auf ihrer ersten Tagung die Einführung ei-
nes mehrseitigen Beratungsverfahrens zur 
Lösung von Fragen der Durchführung des 
Übereinkommens, das den Vertragspar-
teien auf Ersuchen zur Verfügung steht. 

Artikel 14 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Im Fall einer Streitigkeit zwischen zwei 
oder mehr Vertragsparteien über die Aus-
legung oder Anwendung des Übereinkom-
mens bemühen sich die betroffenen Ver-
tragsparteien um eine Beilegung der Strei-
tigkeit durch Verhandlungen oder andere 
friedliche Mittel ihrer Wahl. 

(2) Bei der Ratifikation, der Annahme 
oder der Genehmigung des Übereinkom-
mens oder beim Beitritt zum Übereinkom- 
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economic integration organization may de-
clare in a written instrument submitted to the 
Depositary that, in respect of any dispute 
concerning the interpretation or application 
of the Convention, it recognizes as compul

-

sory ipso facto and without special 
agreement, in relation to any Par ty  accept-
ing the same obligation: 

(a) Submission of the dispute to the Inter-
national Court  of Justice, and/or 

(b) Arbitration in accordance with pro-
cedures to be adopted by the Confer-
ence of the Pa rties as soon as prac-
ticable, in an annex on arbitration. 

A Party which is a regional economic inte-
gration organization may make a declara-
tion with like effect in relation to arbitration in 
accordance with the procedures referred to 
in subparagraph (b) above. 

3. A declaration made under paragraph 2 
above shall remain in force until it expires in 
accordance with its terms or until three 
months after written notice of its revocation 
has been deposited with the Depositary. 

4. A new declaration, a notice of revoca-
tion or the expiry of a declaration shall not in 
any way affect proceedings pending before 
the Inte rnational Court  of Justice or the ar-
bitral tribunal, unless the pa rties to the dis-
pute otherwise agree. 

5. Subject to the operation of paragraph 2 
above, if after twelve months following noti-
fication by one Pa rty to another that a dis-
pute exists between them, the Pa rties con-
cerned have not been able to settle their 
dispute through the means mentioned in 
paragraph 1 above, the dispute shall be 
submitted, at the request of any of the par-
ties to the dispute, to conciliation. 

6. A conciliation commission shall be 
created upon the request of one of the par-
ties to the dispute. The commission shall be 
composed of an equal number of members 
appointed by each party concerned and a 
chairman chosen jointly by the members 
appointed by each party. The commission 
shall render a recommendatory award, 
which the parties shall consider in good 
faith. 

7. Additional procedures relating to conci-
liation shall be adopted by the Conference 
of the Parties, as soon as practicable, in an 
annex on conciliation. 

8. The provisions of this Article shall apply 
to any related legal instrument which the 
Conference of the Parties may adopt, un-
less the instrument provides otherwise.  

pas une organisation régionale d'intégration 
économique peut déclarer dans un instru-
ment écrit soumis au Dépositaire que pour 
ce qui est de tout différend lié à l'interpréta-
tion ou à l'application de la Convention, elle 
reconnaît comme obligatoire de plein droit 
et sans convention spéciale, à l'égard de 
toute Partie acceptant la même obligation: 

a) La soumission du différend à la Cour 
internationale de Justice; 

b) L'arbitrage conformément à la procé-
dure qu'adoptera dès que possible la 
Conférence des Parties dans une an-
nexe consacrée à l'arbitrage. 

Une Partie qui est une organisation régio-
nale d'intégration économique peut faire en 
matière d'arbitrage une déclaration allant 
dans le même sens, conformément à la 
procédure visée à l'alinéa b). 

3. La déclaration fait en application du 
paragraphe 2 reste en vigueur jusqu'à ce 
qu'elle expire conformément à ses termes 
ou jusqu'à l'expiration d'un délai de trois 
mois à compter de la date à laquelle notifi-
cation écrite de la révocation de cette décla-
ration aura été déposée auprès du Déposi-
taire. 
4. Le dépôt d'une nouvelle déclaration, la 

notification de la révocation d'une déclara-
tion ou l'expiration d'une déclaration n'affec-
te en rien une procédure engagée devant la 
Cour internationale de Justice ou le tribunal 
arbitral, à moins que les parties au différend 
n'en conviennent autrement. 

5. Sous réserve du paragraphe 2, si, à 
l'expiration d'un délai de 12 mois à compter 
de la date à laquelle une Partie a notifié à 
une autre Partie l'existence d'un différend 
entre elles, les Parties concernées ne sont 
pas parvenues à régler leur différend en 
utilisant les moyens décrits au paragra-
phe 1, le différend, à la demande de l'une 
quelconque des parties au différend, est 
soumis à conciliation. 

6. Une commission de conciliation est 
créée à la demande de l'une des parties au 
différend. La Commission est composée de 
membres désignés, en nombre égal, par 
chaque partie concernée et d'un président 
choisi conjointement par les membres dési-
gnés par les parties. La Commission pré-
sente une recommandation, que les parties 
examinent de bonne foi. 

7. La Conférence des Parties adoptera, 
dès que possible, une procédure complé-
mentaire de conciliation dans une annexe 
consacrée à la conciliation. 

8. Les dispositions du présent article s'ap-
pliquent à tout instrument juridique connexe 
que la Conférence des Parties pourra 
adopter, à moins que l'instrument n'en dis-
pose autrement.  

men oder jederzeit danach kann eine Ver-
tragspartei, die keine Organisation der re-
gionalen Wirtschaftsintegration ist, in einer 
dem Verwahrer vorgelegten schriftlichen 
Urkunde erklären, daß sie in bezug auf jede 
Streitigkeit über die Auslegung oder Anwen-
dung des Übereinkommens folgende Ver-
fahren gegenüber jeder Vertragspartei, wel-
che dieselbe Verpflichtung übernimmt, von 
Rechts wegen und ohne besondere Über-
einkunft als obligatorisch anerkennt: 

a) Vorlage der Streitigkeit an den Interna-
tionalen Gerichtshof und/oder 

b) ein Schiedsverfahren nach Verfahren, 
die von der Konferenz der Vertragspar-
teien so bald wie möglich in einer Anla-
ge über ein Schiedsverfahren beschlos-
sen werden. 

Eine Vertragspartei, die eine Organisation 
der regionalen Wirtschaftsintegration ist, 
kann in bezug auf ein Schiedsverfahren 
nach dem unter Buchstabe b vorgesehenen 
Verfahren eine Erklärung mit gleicher Wir-
kung abgeben. 

(3) Eine nach Absatz 2 abgegebene Er-
klärung bleibt in Kraft, bis sie gemäß den 
darin enthaltenen Bestimmungen erlischt, 
oder bis zum Ablauf von drei Monaten 
nach Hinterlegung einer schriftlichen Rück-
nahmenotifikation beim Verwahrer. 

(4) Eine neue Erklärung, eine Rück-
nahmenotifikation oder das Erlöschen einer 
Erklärung berührt nicht die beim Internatio-
nalen Gerichtshof oder bei dem Schieds-
gericht anhängigen Verfahren, sofern die 
Streitparteien nichts anderes vereinbaren. 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 2 wird die 
Streitigkeit auf Ersuchen einer der Streitpar-
teien einem Vergleichsverfahren unterwor-
fen, wenn nach Ablauf von zwölf Monaten, 
nachdem eine Vertragspartei einer anderen 
notifiziert hat, daß eine Streitigkeit zwischen 
ihnen besteht, die betreffenden Vertrags-
parteien ihre Streitigkeit nicht durch die in 
Absatz 1 genannten Mittel beilegen konn-
ten. 

(6) Auf Ersuchen einer der Streitparteien 
wird eine Vergleichskommission gebildet. 
Die Kommission besteht aus einer jeweils 
gleichen Anzahl von durch die betreffenden 
Parteien ernannten Mitgliedern sowie einem 
Vorsitzenden, der gemeinsam von den 
durch die Parteien ernannten Mitgliedern 
gewählt wird. Die Kommission fällt einen 
Spruch mit Empfehlungscharakter, den die 
Parteien nach Treu und Glauben prüfen. 

(7) Weitere Verfahren in Zusammenhang 
mit dem Vergleichsverfahren werden von 
der Konferenz der Vertragsparteien so bald 
wie möglich in einer Anlage über ein Ver-
gleichsverfahren beschlossen. 

(8) Dieser Artikel findet auf jedes mit dem 
Übereinkommen in Zusammenhang ste-
hende Rechtsinstrument Anwendung, das 
die Konferenz der Vertragsparteien be-
schließt, sofern das Instrument nichts ande-
res bestimmt. 
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Article 15 

Amendments to the Convention 

1. Any Party may propose amendments 
to the Convention. 

2. Amendments to the Convention shall 
be adopted at an ordinary session of the 
Conference of the Parties. The text of any 
proposed amendment to the Convention 
shall be communicated to the Pa rties by the 
secretariat at least six months before the 
meeting a which it is proposed for adoption. 
The secretariat shall also communicate 
proposed amendments to the signatories to 
the Convention and, for information, to the 
Depositary. 

3. The Parties shall make every effo rt  to 
reach agreement on any proposed amend-
ment to the Convention by consensus. If all 
efforts at consensus have been exhausted, 
and no agreement reached, the amendment 
shall as a last resort be adopted by a three

-

fourths majority vote of the Pa rties present 
and voting at the meeting. The adopted 
amendment shall be communicated by the 
secretariat to the Depositary, who shall cir-
culate it to all Pa rties for their acceptance. 

4. Instruments of acceptance in respect of 
an amendment shall be deposited with the 
Depositary. An amendment adopted in ac-
cordance with paragraph 3 above shall 
enter into force for those Parties having 
accepted it on the ninetieth day after the 
date of receipt by the Depositary of an in-
strument of acceptance by at least three-
fourths of the Pa rties to the Convention. 

5. The amendment shall enter into force 
for any other Party on the ninetieth day after 
the date on which that Party  deposits with 
the Depositary its instrument of acceptance 
of the said amendment. 

6. For the purposes of this A rticle, "Parties 
present and voting" means Pa rties present 
and casting an affirmative or negative 
vote. 

Article 16 

Adoption and amendment 
of annexes to the Convention 

1. Annexes to the Convention shall form 
an integral part  thereof and, unless other-
wise expressly provided, a reference to the 
Convention constitutes at the same time a 
reference to any annexes thereto. Without 
prejudice to the provisions of A rticle 14, 
paragraphs 2 (b) and 7, such annexes shall 
be restricted to lists, forms and any other 
material of a descriptive nature that is of a 
scientific, technical, procedural or admini

-

strative character. 

Article 15 

Amendements à la Convention 

1. Toute Partie peut proposer des amen-
dements à la Convention. 

2. Les amendements à la Convention 
sont adoptés à une session ordinaire de . la 
Conférence des Parties. Le texte de toute 
proposition d'amendement à la Convention 
est communiqué aux Parties par le secréta-
riat six mois au moins avant la réunion à 
laquelle il est proposé pour adoption. Le 
secrétariat communique aussi les proposi-
tions d'amendement aux signataires de la 
Convention et, pour information, au Dépo-
sitaire. 

3. Les Parties n'épargnent aucun effort 
pour parvenir à un accord par consensus 
sur toute proposition d'amendement à la 
Convention. Si tous les efforts dans ce sens 
demeurent vains et qu'aucun accord n'in-
tervienne, l'amendement est adopté en der-
nier recours par un vote à la majorité des 
trois quarts des Parties présentes et votan-
tes. L'amendement adopté est communiqué 
par le secrétariat au Dépositaire, qui le 
transmet à toutes les Parties pour accepta-
tion. 

4. Les instruments d'acceptation des 
amendements sont déposés auprès du 
Dépositaire. Tout amendement adopté 
conformément au paragraphe 3 entre en 
vigueur à l'égard des Parties l'ayant accepté 
le quatre-vingt-dixième jour qui suit la date 
de réception, par le Dépositaire, des instru-
ments d'acceptation des trois quarts au 
moins des Parties à la Convention. 

5. L'amendement entre en vigueur à 
l'égard de toute autre Partie le quatre-vingt

-

dixième jour qui suit la date du dépôt par 
cette Partie, auprès du Dépositaire, de son 
instrument d'acceptation dudit amende-
ment. 

6. Aux fins du présent article, l'expression 
«Parties présentes et votantes» s'entend 
des Parties qui sont présentes et qui votent 
pour ou contre. 

Article 16 

Adoption et amendement 
d'annexes de la Convention 

1. Les annexes de la Convention font 
partie intégrante de celle-ci et, sauf disposi-
tion contraire expresse, toute référence à la 
Convention constitue également une réfé-
rence à ses annexes. Sans préjudice des 
dispositions de l'article 14, paragraphes 2 b) 
et 7, les annexes se limitent à des listes, 
formules et autres documents descriptifs de 
caractère scientifique, technique, procédu-
ral ou administratif. 

Artikel 15 

Änderungen 
des Übereinkommens 

(1) Jede Vertragspartei kann Änderungen 
des Übereinkommens vorschlagen. 

(2) Änderungen des Übereinkommens 
werden auf einer ordentlichen Tagung der 
Konferenz der Vertragsparteien beschlos-
sen. Der Wortlaut einer vorgeschlagenen 
Änderung des Übereinkommens wird den 
Vertragsparteien mindestens sechs Monate 
vor der Sitzung, auf der die Änderung zur 
Beschlußfassung vorgeschlagen wird, vom 
Sekretariat übermittelt. Das Sekretariat 
übermittelt vorgeschlagene Änderungen 
auch den Unterzeichnern des Übereinkom-
mens und zur Kenntnisnahme dem Ver-
wahrer. 

(3) Die Vertragsparteien bemühen sich 
nach Kräften um eine Einigung durch Kon-
sens über eine vorgeschlagene Änderung 
des Übereinkommens. Sind alle Bemühun-
gen um einen Konsens erschöpft und wird 
keine Einigung erzielt, so wird als letztes 
Mittel die Änderung mit Dreiviertelmehrheit 
der auf der Sitzung anwesenden und ab-
stimmenden Vertragsparteien beschlossen. 
Die beschlossene Änderung wird vom Se-
kretariat dem Verwahrer übermittelt, der sie 
an alle Vertragsparteien zur Annahme wei-
terleitet. 

(4) Die Annahmeurkunden in bezug auf 
jede Änderung werden beim Verwahrer 
hinterlegt. Eine nach Absatz 3 beschlosse-
ne Änderung tritt für die Vertragsparteien, 
die sie angenommen haben, am neunzig-
sten Tag nach dem Zeitpunkt in Kra ft, zu 
dem Annahmeurkunden von mindestens 
drei Vierteln der Vertragsparteien des Über-
einkommens beim Verwahrer eingegangen 
sind. 

(5) Für jede andere Vertragspartei tritt die 
Änderung am neunzigsten Tag nach dem 
Zeitpunkt in Kraft , zu dem diese Vertrags-
partei ihre Urkunde über die Annahme der 
betreffenden Änderung beim Verwahrer hin-
terlegt hat. 

(6) Im Sinne dieses Artikels bedeutet 
„anwesende und abstimmende Vertrags-
parteien" die anwesenden Vertragspar-
teien, die eine Ja- oder eine Nein-Stimme 
abgeben. 

Artikel 16 

Beschlußfassung über Anlagen 
und Änderung von Anlagen 

des Übereinkommens 

(1) Die Anlagen des Übereinkommens 
sind Bestandteil des Übereinkommens; so-
fern nicht ausdrücklich etwas anderes vor-
gesehen ist, stellt eine Bezugnahme auf 
das Übereinkommen gleichzeitig eine Be-
zugnahme auf die Anlagen dar. Unbescha-
det des Artikels 14 Absatz 2 Buchstabe b 
und Absatz 7 sind solche Anlagen auf Li-
sten, Formblätter und andere erläuternde 
Materialien wissenschaftlicher, technischer, 
verfahrensmäßiger oder verwaltungstech-
nischer Art  beschränkt. 
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2. Annexes to the Convention shall be 
proposed and adopted in accordance with 
the procedure set forth in Article 15, para-
graphs 2, 3, and 4. 

3. An annex that has been adopted in 
accordance with paragraph 2 above shall 
enter into force for all Pa rties to the Conven-
tion six months after the date of the commu-
nication by the Depositary to such Pa rties of 
the adoption of the annex, except for those 
Parties that have notified the Depositary, in 
writing, within that period of their non-ac-
ceptance of the annex. The annex shall  

enter into force for Pa rties which withdraw 
their notification of non-acceptance on the 
ninetieth day after the date on which with-
drawal of such notification has been re-
ceived by the Depositary. 

4. The proposal, adoption and entry into 
force of amendments to annexes to the 
Convention shall be subject to the same 
procedure as that for the proposal, adoption 
and entry into force of annexes to the Con-
vention in accordance with paragraphs 2 
and 3 above. 

5. If the adoption of an annex or an 
amendment to an annex involves an 
amendment to the Convention, that annex 
or amendment to an annex shall not enter 
into force until such time as the amendment 
to the Convention enters into force. 

Article 17 

Protocols 

1. The Conference of the Pa rties may, at 
any ordinary session, adopt protocols to the 
Convention. 

2. The text of any proposed protocol shall 
be communicated to the Pa rties by the 
secretariat at least six months before such a 
session. 

3. The requirements for the entry into 
force of any protocol shall be established by 
that instrument. 

4. Only Parties to the Convention may be 
Parties to a protocol. 

5. Decisions under any protocol shall be 
taken only by the Pa rties to the protocol 
concerned. 

Article 18 

Right to vote 

1. Each Party  to the Convention shall 
have one vote, except as provided for in 
paragraph 2 below. 

2. Regional economic integration organi-
zations, in matters within their competence, 
shall exercise their right to vote with a 
number of votes equal to the number of their 
member States that are Pa rties to the Con-
vention. Such an organization shall not 

2. Les annexes de la Convention sont 
proposées et adoptées selon la procé-
dure décrite à l'article 15, paragraphes 2, 3 
et 4. 

3. Toute annexe adoptée en application 
du paragraphe 2 entre en vigueur à l'égard 
de toutes les Parties à la Convention six 
mois après la date à laquelle le Dépositaire 
leur en a notifié l'adoption, exception faite 
des Parties qui, dans le même délai, noti-
fient par écrit au Dépositaire qu'elles n'ac-
ceptent pas l'annexe en question. A l'égard 
des Parties qui retirent cette notification de 
non-acceptation, l'annexe entre en vigueur 
le quatre-vingt-dixième jour qui suit la date 
de réception par le Dépositaire de la notifi-
cation de ce retrait. 

4. Pour la proposition, l'adoption et 
l'entrée en vigueur d'amendements à des 
annexes de la Convention, la procédure est 
la même que pour la proposition, l'adoption 
et l'entrée en vigueur des annexes elles

-

mêmes, conformément aux paragraphes 2 
et 3. 

5. Si l'adoption d'une annexe ou d'un 
amendement à une annexe nécessite un 
amendement à la Convention, cette annexe 
ou cet amendement n'entre en vigueur que 
lorsque l'amendement à la Convention en-
tre lui-même en vigueur. 

Article 17 

Protocoles 

1. La Conférence des Parties peut, à 
l'une quelconque de ses sessions ordinai-
res, adopter des protocoles à la Conven-
tion. 

2. Le texte de tout protocole proposé est 
communiqué aux Parties par le secrétariat 
six mois au moins avant la session. 

3. Les règles régissant l'entrée en vigueur 
de tout protocole sont définies par le proto-
cole lui-même. 

4. Seules les Parties à la Convention 
peuvent être Parties à un protocole. 

5. Seules les Parties à un protocole pren-
nent des décisions en vertu dudit protoco-
le. 

Article 18 

Droit de vote 

1. Chaque Partie à la Convention dispose 
d'une voix, sous réserve des dispositions du 
paragraphe 2 ci-après. 

2. Dans les domaines de leur compéten-
ce, les organisations d'intégration économi-
que régionale disposent, pour exercer leur 
droit de vote, d'un nombre de voix égal au 
nombre de leurs Etats membres qui sont 
Parties à la Convention. Ces organisations 

(2) Anlagen des Übereinkommens wer-
den nach dem in Artikel 15 Absätze 2, 3 
und 4 festgelegten Verfahren vorgeschla-
gen und beschlossen. 

(3) Eine Anlage, die nach Absatz 2 be-
schlossen worden ist, tritt für alle Vertrags-
parteien des Übereinkommens sechs Mo-
nate nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem 
der Verwahrer diesen Vertragsparteien mit-
geteilt hat, daß die Anlage beschlossen 
worden ist; ausgenommen sind die Ver-
tragsparteien, die dem Verwahrer innerhalb 
dieses Zeitraums schriftlich notifiziert ha-
ben, daß sie die Anlage nicht annehmen. 
Für die Vertragsparteien, die ihre Notifika-
tion über die Nichtannahme zurücknehmen, 
tritt die Anlage am neunzigsten Tag nach 
dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Rück-
nahmenotifikation beim Verwahrer eingeht. 

(4) Der Vorschlag von Änderungen von 
Anlagen des Übereinkommens, die Be-
schlußfassung darüber und das Inkrafttre-
ten derselben unterliegen demselben Ver-
fahren wie der Vorschlag von Anlagen des 
Übereinkommens, die Beschlußfassung 
darüber und das Inkrafttreten derselben 
nach den Absätzen 2 und 3. 

(5) Hat die Beschlußfassung über eine 
Anlage oder eine Änderung einer Anlage 
eine Änderung des Übereinkommens zur 
Folge, so tritt diese Anlage oder diese 
Änderung einer Anlage erst in Kraft, wenn 
die Änderung des Übereinkommens selbst 
in Kraft  tritt. 

Artikel 17 

Protokolle 

(1) Die Konferenz der Vertragsparteien 
kann auf jeder ordentlichen Tagung Proto-
kolle des Übereinkommens beschließen. 

(2) Der Wortlaut eines vorgeschlagenen 
Protokolls wird den Vertragsparteien minde-
stens sechs Monate vor der betreffenden 
Tagung vom Sekretariat übermittelt. 

(3) Die Voraussetzungen für das Inkraft-
treten eines Protokolls werden durch das 
Protokoll selbst festgelegt. 

(4) Nur Vertragsparteien des Überein

-

kommens können Vertragsparteien eines 
Protokolls werden. 

(5) Beschlüsse aufgrund eines Protokolls 
werden nur von den Vertragsparteien des 
betreffenden Protokolls gefaßt. 

Artikel 18 

Stimmrecht 

(1) Jede Vertragspartei des Übereinkom-
mens hat eine Stimme, sofern nicht in Ab-
satz 2 etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Organisationen der regionalen Wirt-
schaftsintegration üben in Angelegenheiten 
ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht mit der 
Anzahl von Stimmen aus, die der Anzahl 
ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Ver-
tragsparteien des Übereinkommens sind. 
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exercise its right to vote if any of its member 
States exercises its right, and vice versa. 

Article 19 

Depositary 

The Secretary-General of the United 
Nations shall be the Depositary of the Con-
vention and of protocols adopted in accord-
ance with Article 17. 

Article 20 

Signature 

This Convention shall be open for sig-
nature by States Members of the United 
Nations or of any of its specialized agencies 
or that are Parties to the Statute of the 
International Cou rt  of Justice and by region-
al economic integration organizations at Rio 
de Janeiro, during the United Nations Con-
ference on Environment and Development, 
and thereafter at United Nations Head-
quarters in New York from 20 June 1992 to 
19 June 1993. 

Article 21 

Interim arrangements 

1. The secretariat functions referred to in 
Article 8 will be carried out on an interim 
basis by the secretariat established by the 
General Assembly of the United Nations in 
its resolution 45/212 of 21 December 1990, 
until the completion of the first session of the 
Conference of the Parties. 

2. The head of the interim secretariat 
referred to in paragraph 1 above will cooper-
ate closely with the Intergovernmental 
Panel on Climate Change to ensure that the 
Panel can respond to the need for objec-
tive scientific and technical advice. Other 
relevant scientific bodies could also be 
consulted. 

3. The Global Environment Facility of the 
United Nations Development Programme, 
the United Nations Environment Programme 
and the Inte rnational Bank for Reconstruc-
tion and Development shall be the interna-
tional entity entrusted with the operation of 
the financial mechanism referred to in 
Article 11 on an interim basis. In this con-
nection, the Global Environment Facility 
should be appropriately restructured and its 
membership made universal to enable it to 
fulfil the requirements of A rticle 11. 

Article 22 

Ratification, acceptance, 
approval or accession 

1. The Convention shall be subject to 
ratification, acceptance, approval or acces- 

n'exercent pas leur droit de vote si l'un 
quelconque de leurs Etats membres exerce 
le sien, et inversement. 

Article 19 

Dépositaire 

Le Secrétaire général de l'Organisation 
des Nations Unies est le Dépositaire de la 
Convention et des protocoles adoptés 
conformément à l'article 17. 

Article 20 

Signature 

La présente Convention est ouverte à la 
signature des Etats Membres de l'Organisa-
tion des Nations Unies ou membres d'une 
institution spécialisée des Nations Unies ou 
parties au Statut de la Cour internationale 
de Justice, ainsi que des organisations d'in-
tégration économique régionale, à Rio de 
Janeiro, pendant la Conférence des Nations 
Unies sur l'environnement et le dévelop-
pement, puis au Siège de l'Organisation 
des Nations Unies, à New York, du 20 juin 
1992 au 19 juin 1993. 

Article 21 

Dispositions transitoires 

1. Jusqu'à la fin de la première session de 
la Conférence des Parties, les fonctions de 
secrétariat visées à l'article 8 seront exer-
cées provisoirement par le secrétariat créé 
par l'Assemblée générale des Nations 
Unies dans sa résolution 45/212 du 21 dé-
cembre 1990. 

2. Le chef du secrétariat provisoire visé 
au paragraphe 1 ci-dessus collaborera 
étroitement avec le Groupe intergouverne-
mental d'experts pour l'étude du change-
ment climatique, de manière que celui-ci 
puisse répondre aux besoins d'avis scientifi-
ques et techniques objectifs. D'autres orga-
nes scientifiques compétents pourront aussi 
être consultés. 

3. Le Fonds pour l'environnement mon-
dial du Programme des Nations Unies pour 
le développement, du Programme des Na-
tions Unies pour l'environnement et de la 
Banque internationale pour la reconstruc-
tion et le développement sera l'entité inter-
nationale chargée d'assurer à titre provi-
soire le fonctionnement du mécanisme fi-
nancier visé à l'article 11. Il conviendra, à 
cet égard, que le Fonds soit réaménagé de 
la manière voulue et que la composition de 
ses membres devienne universelle, pour 
qu'il puisse répondre aux exigences de 
l'article 11. 

Article 22 

Ratification, acceptation, 
approbation ou adhésion 

1. La Convention est soumise à la ratifi-
cation, à l'acceptation, à l'approbation ou à 

Eine solche Organisation übt ihr Stimmrecht 
nicht aus, wenn einer ihrer Mitgliedstaaten 
sein Stimmrecht ausübt, und umgekehrt. 

Artikel 19 

Verwahrer 

Der Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen ist Verwahrer des Übereinkommens 
und der nach Artikel 17 beschlossenen 
Protokolle. 

Artikel 20 

Unterzeichnung 

Dieses Übereinkommen liegt während 
der Konferenz der Vereinten Nationen über 
Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro 
und danach vom 20. Juni 1992 bis zum 
19. Juni 1993 am Sitz der Vereinten Natio-
nen in New York für die Mitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen oder einer ihrer Sonder-
organisationen oder für Vertragsstaaten 
des Statuts des Internationalen Gerichts-
hofs sowie für Organisationen der regiona-
len Wirtschaftsintegration zur Unterzeich-
nung auf. 

Artikel 21 

Vorläufige Regelungen 

(1) Bis zum Abschluß der ersten Tagung 
der Konferenz der Vertragsparteien werden 
die in Artikel 8 genannten Sekretariatsauf-
gaben vorläufig durch das von der General-
versammlung der Vereinten Nationen in 
ihrer Resolution 45/212 vom 21. Dezember 
1990 eingesetzte Sekretariat übernom-
men. 

(2) Der Leiter des in Absatz 1 genannten 
vorläufigen Sekretariats arbeitet eng mit der 
Zwischenstaatlichen Sachverständigen

-

gruppe über Klimaänderungen (Intergo-
vernmental Panel on Climate Change) zu-
sammen, um sicherzustellen, daß die Grup-
pe dem Bedarf an objektiver wissenschaft-
licher und technischer Beratung entspre-
chen kann. Andere maßgebliche wissen-
schaftliche Gremien können auch befragt 
werden. 

(3) Die Globale Umweltfazilität des Ent-
wicklungsprogramms der Vereinten Natio-
nen, des Umweltprogramms der Vereinten 
Nationen und der Internationalen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung ist die inter-
nationale Einrichtung, der vorläufig die Er-
füllung der Aufgaben des in Artikel 11 vor-
gesehenen Finanzierungsmechanismus an-
vertraut ist. Hierzu sollte die Globale Um-
weltfazilität angemessen umstrukturiert 
werden und allen Staaten offenstehen, da-
mit sie den Anforderungen des Artikels 11 
gerecht werden kann. 

Artikel 22 

Ratifikation, Annahme, 
Genehmigung oder Beitritt 

(1) Das Übereinkommen bedarf der Rati-
fikation, der Annahme, der Genehmigung 
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sion by States and by regional economic 
integration organization. It shall be open for 
accession from the day after the date on 
which the Convention is closed for sig-
nature. Instruments of ratification, accep-
tance, approval or accession shall be depo-
sited with the Depositary. 

2. Any regional economic integration or-
ganization which becomes a  Party  to the 
Convention without any of its member 
States being a Party  shall be bound by all 
the obligations under the Convention. In the 
case of such organizations, one or more of 
whose member States is a Party to the 
Convention, the organization and its mem-
ber States shall decide on their respective 
responsibilities for the pe rformance of their 
obligations under the Convention. In such 
cases, the organization and the member 
States shall not be entitled to exercise rights 
under the Convention concurrently. 

3. In their instruments of ratification, ac-
ceptance, approval or accession, regional 
economic integration organizations shall de-
clare the extent of their competence with 
respect to the matters governed by the 
Convention. These organizations shall also 
inform the Depositary, who shall in turn in-
form the Parties, of any substantial modi-
fication in the extent of their competence. 

Article 23 

Entry into force 

1. The Convention shall enter into force 
on the ninetieth day after the date of deposit 
of the fiftieth instrument of ratification, ac-
ceptance, approval or accession. 

2. For each State or regional economic 
integration organization that ratifies, ac-
cepts or approves the Convention or ac-
cedes thereto after the deposit of the fiftieth 
instrument of ratification, acceptance, ap-
proval or accession, the Convention shall 
enter into force on the ninetieth day after the 
date of deposit by such State or regional 
economic integration organization of its in-
strument of ratification, acceptance, appro-
val or accession. 

3. For the purposes of paragraphs 1 and 2 
above, any instrument deposited by a re-
gional economic integration organization 
shall not be counted as additional to those 
deposited by States members of the orga-
nization. 

Article 24 

Reservations 

No reservations may be made to the 
Convention.  

l'adhésion des Etats et des organisations 
d'intégration économique régionale. Elle se-
ra ouverte à l'adhésion dès le lendemain du 
jour où elle cessera d'être ouverte à la si-
gnature. Les instruments de ratification, 
d'acceptation, d'approbation ou d'adhésion 
sont déposés auprès du Dépositaire. 

2. Toute organisation d'intégration écono-
mique régionale qui devient Partie à la 
Convention sans qu'aucun de ses Etats 
membres y soit Partie est liée par toutes les 
obligations découlant de la Convention. 
Lorsqu'un ou plusieurs Etats membres 
d'une telle organisation sont Parties à la 
Convention, cette organisation et ses Etats 
membres conviennent de leurs responsabi-
lités respectives dans l'exécution des obli-
gations que leur impose la Convention. En 
pareil cas, l'organisation et ses Etats mem-
bres ne sont pas habilités à exercer concur-
remment les droits découlant de la Conven-
tion. 

3. Dans leurs instruments de ratification, 
d'acceptation, d'approbation ou d'adhésion, 
les organisations d'intégration économique 
régionale indiquent l'étendue de leur com-
pétence à l'égard des questions régies par 
la Convention. En outre, ces organisations 
informent le Dépositaire, qui en informe à 
son tour les Parties, de toute modification 
importante de l'étendue de leur compéten-
ce. 

Article 23 

Entrée en vigueur 

1. La Convention entrera en vigueur le 
quatre-vingt-dixième jour qui suivra la date 
du dépôt du cinquantième instrument de 
ratification, d'acceptation, d'approbation ou 
d'adhésion. 

2. A l'égard de chaque Etat ou organisa-
tion d'intégration économique régionale qui 
ratifie, accepte ou approuve la Convention, 
ou y adhère, après le dépôt du cinquantiè-
me instrument de ratification, d'acceptation, 
d'approbation ou d'adhésion, la Convention 
entrera en vigueur le quatre-vingt-dixième 
jour suivant la date du dépôt par cet Etat ou 
cette organisation de son instrument de ra-
tification, d'acceptation, d'approbation ou 
d'adhésion. 

3. Aux fins des paragraphes 1 et 2, 
l'instrument déposé par une organisation 
d'intégration économique régionale n'est 
pas compté en sus de ceux déposés par 
ses Etats membres. 

Article 24 

Réserves 

Aucune réserve ne peut être faite à la 
présente Convention.  

oder des Beitritts durch die Staaten und 
durch die Organisationen der regionalen 
Wirtschaftsintegration. Es steht von dem 
Tag an, an dem es nicht mehr zur Unter-
zeichnung aufliegt, zum Beitritt offen. Die 
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs-
oder Beitrittsurkunden werden beim Ver-
wahrer hinterlegt. 

(2) Jede Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration, die Vertragspartei 
des Übereinkommens wird, ohne daß einer 
ihrer Mitgliedstaaten Vertragspartei ist, ist 
durch alle Verpflichtungen aus dem Über-
einkommen gebunden. Sind ein oder meh-
rere Mitgliedstaaten einer solchen Organi-
sation Vertragspartei des Übereinkom-
mens, so entscheiden die Organisation und 
ihre Mitgliedstaaten über ihre jeweiligen 
Verantwortlichkeiten hinsichtlich der Erfül-
lung ihrer Verpflichtungen aus dem Über-
einkommen. In diesen Fällen sind die Orga-
nisation und die Mitgliedstaaten nicht be-
rechtigt, die Rechte aufgrund des Überein-
kommens gleichzeitig auszuüben. 

(3) In ihren Ratifikations-, Annahme-, 
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden er-
klären die Organisationen der regionalen 
Wirtschaftsintegration den Umfang ihrer Zu-
ständigkeiten in bezug auf die durch das 
Übereinkommen erfaßten Angelegenhei-
ten. Diese Organisationen teilen auch jede 
wesentliche Änderung des Umfangs ihrer 
Zuständigkeiten dem Verwahrer mit, der 
seinerseits die Vertragsparteien unterrich-
tet. 

Artikel 23 

Inkrafttreten 

(1) Das Übereinkommen tritt am neunzig-
sten Tag nach dem Zeitpunkt der Hinter-
legung der fünfzigsten Ratifikations-, An-
nahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsur-
kunde in Kraft. 

(2) Für jeden Staat oder für jede Organi-
sation der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion, die nach Hinterlegung der fünfzigsten 
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs-
oder Beitrittsurkunde das Übereinkommen 
ratifiziert, annimmt, genehmigt oder ihm 
beitritt, tritt das Übereinkommen am neun-
zigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Hinter-
legung der Ratifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Beitrittsurkunde durch 
den Staat oder die Organisation der regio-
nalen Wirtschaftsintegration in Kra ft . 

(3) Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 
zählt eine von einer Organisation der regio-
nalen Wirtschaftsintegration hinterlegte Ur-
kunde nicht als zusätzliche Urkunde zu den 
von den Mitgliedstaaten der Organisation 
hinterlegten Urkunden. 

Artikel 24 

Vorbehalte 

Vorbehalte zu dem Übereinkommen sind 
nicht zulässig. 
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Article 25 

Withdrawal 

1. At any time after three years from the 
date on which the Convention has entered 
into force for a Party, that Par ty  may with-
draw from the Convention by giving written 
notification to the Depositary. 

2. Any such withdrawal shall take effect 
upon expiry of one year from the date of 
receipt by the Depositary of the notification 
of withdrawal, or on such later date as 
may be specified in the notification of with-
drawal. 

3. Any Party  that withdraws from the Con-
vention shall be considered as also having 
withdrawn from any protocol to which it is a 
Party. 

Article 26 

Authentic texts 

The original of this Convention, of which 
the Arabic, Chinese, English, French, Rus-
sian and Spanish texts are equally authen-
tic, shall be deposited with the Secretary

-

General of the United Nations. 

In witness whereof the undersigned, be-
ing duly authorized to that effect, have 
signed this Convention. 

Done at New York this ninth day of May 
one thousand nine hundred and ninety

-

two. 

Article 25 

Dénonciation 

1. A l'expiration d'un délai de trois ans à 
compter de la date d'entrée en vigueur de la 
Convention à l'égard d'une Partie, cette 
Partie pourra la dénoncer par notification 
écrite donnée au Dépositaire. 

2. Cette dénonciation prendra effet à 
l'expiration d'un délai d'un an à compter de 
la date à laquelle le Dépositaire en aura 
reçu notification, ou à toute date ultérieure 
spécifiée dans ladite notification. 

3. Toute Partie qui aura dénoncé la 
Convention sera réputée avoir dénoncé 
également tout protocole auquel elle est 
Partie. 

Article 26 

Textes faisant foi 

L'original de la présente Convention, dont 
les textes anglais, arabe, chinois, espagnol, 
français et russe font également foi, sera 
déposé auprès du Secrétaire général de 
l'Organisation des Nations Unies. 

En foi de quoi les soussignés, dûment 
autorisés à cet effet, ont signé la présente 
Convention. 

Fait à New York le neuf mai mil neuf cent 
quatre-vingt-douze. 

Artikel 25 

Rücktritt 

(1) Eine Vertragspartei kann jederzeit 
nach Ablauf von drei Jahren nach dem 
Zeitpunkt, zu dem das Übereinkommen für 
sie in Kraft getreten ist, durch eine an den 
Verwahrer gerichtete schriftliche Notifika-
tion vom Übereinkommen zurücktreten. 

(2) Der Rücktritt wird nach Ablauf eines 
Jahres nach dem Eingang der Rücktritts-
notifikation beim Verwahrer oder zu einem 
gegebenenfalls in der Rücktrittsnotifikation 
genannten späteren Zeitpunkt wirksam. 

(3) Eine Vertragspartei, die vom Überein-
kommen zurücktritt, gilt auch als von den 
Protokollen zurückgetreten, deren Vertrags-
partei sie ist. 

Artikel 26 

Verbindliche Wortlaute 

Die Urschrift dieses Übereinkommens, 
dessen arabischer, chinesischer, englischer, 
französischer, russischer und spanischer 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird 
beim Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen hinterlegt. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu 
gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Übereinkommen unterschrieben. 

Geschehen zu New York am 9. Mai 
1992. 
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Annex I 
Australia 
Austria 
Belarus a) 
Belgium 
Bulgarian) 
Canada 
Czechoslovakia a) 
Denmark 
European Community 
Estonia a) 

 Finland 
France 
Germany 
Greece 
Hungary') 
Iceland 
Ireland 
Italy 
Japan 
Latvia a) 
Lithuania a) 

 Luxembourg 
Netherlands 
New Zealand 
Norway 
Poland a) 
Portugal 
Romania a) 
Russian Federation a) 
Spain 
Sweden 
Switzerland 
Turkey 
Ukraine a) 
United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland 

United States of America 

a) Countries that are undergoing the process of transition 
to a market economy. 

Annexe I 
Allemagne 
Australie 
Autriche 
Bélarus a) 
Belgique 
Bulgarie a) 
Canada 
Communauté européenne 
Danemark 
Espagne 
Estonie a) 
Etats-Unis d'Amérique 
Fédération de Russie a) 
Finlande 
France 
Grèce 
Hongrie a) 
Irlande 
Islande 
Italie 
Japon 
Lettonie a) 
Lituanie a) 
Luxembourg 
Norvège 
Nouvelle-Zélande 
Pays-Bas 
Pologne a) 
Portugal 
Roumanie a) 
Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d'Irlande du Nord 

Suède 
Suisse 
Tchécoslovaquie a) 
Turquie 
Ukraine a) 

a) Pays en transition vers une économie de marché.  

Anlage I 

Australien 
Belarus a) 
Belgien 
Bulgarien a) 
Dänemark 
Deutschland 
Estland a) 
Europäische Gemeinschaft 
Finnland 
Frankreich 
Griechenland 
Irland 
Island 
Italien 
Japan 
Kanada 
Lettland a) 
Litauen a) 
Luxemburg 
Neuseeland 
Niederlande 
Norwegen 
Österreich 
Polen a) 
Portugal 
Rumänien a) 
Russische Föderation a) 
Schweden 
Schweiz 
Spanien 
Tschechoslowakei a) 
Türkei 
Ukraine a) 

 Ungarn a) 
Vereinigte Staaten von Amerika 
Vereinigtes Königreich Großbritannien 
und Nordirland 

a) Länder, die sich im Übergang zur Marktwirtschaft be-
finden. 
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Annex II 
Australia 
Austria 
Belgium 
Canada 
Denmark 
European Community 
Finland 
France 
Germany 
Greece 
Iceland 
Ireland 
Italy 
Japan 
Luxembourg 
Netherlands 
New Zealand 
Norway 
Portugal 
Spain 
Sweden 
Switzerland 
Turkey 
United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland 

United States of America 

Annexe II 
Allemagne 
Australie 
Autriche 
Belgique 
Canada 
Communauté européenne 
Danemark 
Espagne 
Etats-Unis d'Amérique 
Finlande 
France 
Grèce 
Irlande 
Islande 
Italie 
Japon 
Luxembourg 
Norvège 
Nouvelle-Zélande 
Pays-Bas 
Portugal 
Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d'Irlande du Nord 

Suède 
Suisse 
Turquie 

Anlage II 
Australien 
Belgien 
Dänemark 
Deutschland 
Europäische Gemeinschaft 
Finnland 
Frankreich 
Griechenland 
Irland 
Island 
Italien 
Japan 
Kanada 
Luxemburg 
Neuseeland 
Niederlande 
Norwegen 
Österreich 
Portugal 
Schweden 
Schweiz 
Spanien 
Türkei 
Vereinigte Staaten von Amerika 
Vereinigtes Königreich Großbritannien 

und Nordirland 
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Denkschrift zum Rahmenübereinkommen 
der Vereinten Nationen vom 12. Juni 1992 über 
Klimaänderungen 

I. Allgemeines 
1. Auf der 2. Weltklimakonferenz vom 29. Oktober bis 

7.. November 1990 in Genf hatten Regierungsvertreter 
aus rund 140 Staaten die Notwendigkeit anerkannt, 
alsbald Verhandlungen über eine globale Klimakonven-
tion mit völkerrechtlich verbindlichen Verpflichtungen 
aufzunehmen. Am 21. Dezember 1990 setzte die VN

-

Generalversammlung einen Zwischenstaatlichen Ver-
handlungsausschuß (INC) ein, den sie mit der Aus-
arbeitung eines Konventionsentwurfs betraute. 

An den INC-Verhandlungen nahmen etwa 150 Staaten 
sowie als Beobachter zahlreiche internationale und 
nichtstaatliche Organisationen teil. Es fanden sechs 
Verhandlungsrunden statt. Am Ende der letzten Ver-
handlungsrunde (30. April bis 9. Mai 1992 in New York) 
wurde der ausgearbeitete Text vom INC im Konsens 
angenommen. Anläßlich der VN-Konferenz Umwelt 
und Entwicklung in Rio de Janeiro haben Deutschland 
und weitere 153 Staaten sowie die EG das Klimarah-
menübereinkommen unterzeichnet. 

2. Mit dem von mehr als 150 Staaten unterzeichneten 
Klimarahmenübereinkommen ist eine breite Basis für 
die weltweite Bekämpfung des Treibhauseffektes ge-
schaffen worden. Zwar konnte die Bundesregierung 
nicht alle ihre Ziele für dieses Übereinkommen verwirk-
lichen. So wird in dem Übereinkommen zwar das Ziel 
festgelegt, die CO2-Emissionen auf das Niveau von 
1990 zurückzuführen. Nicht erreichbar war jedoch die 
Zeitvorgabe für die Stabilisierung bis zum Jahr 2000. In 
diesem Punkt bleibt das Übereinkommen deutlich hin-
ter den deutschen Vorstellungen zurück. Dennoch hat 
sich die Bundesregierung entschieden, den zwischen 
den Verhandlungspartnern mit ihren unterschiedlichen 
Augangspositionen und Interessen möglichen Kompro-
miß mitzutragen. Dafür sind folgende Gründe wesent-
lich: 

— Es ist wichtig, bereits heute auf einer rechtlich ver-
bindlichen internationalen Basis die Bekämpfung 
des Treibhauseffektes einzuleiten. Diese auf einen 
späteren Zeitpunkt zu verschieben in der vagen 
Hoffnung, bessere Ergebnisse zu erzielen, ist nicht 
verantwortbar. 

— Der in dem Übereinkommen bindend festgelegte 
Folgeprozeß mit jährlicher Überprüfung des Über-
einkommens durch die Vertragsstaatenkonferenz 
bietet jede Möglichkeit, die Verpflichtungen fortzu-
entwickeln und zu verschärfen. 

Die Europäische Gemeinschaft hat bei Zeichnung des 
Übereinkommens in Rio ihr CO 2-Stabilisierungsziel bis 
zum Jahr 2000 bekräftigt. Die Gemeinschaftsstrategie 
zur Umsetzung dieses Ziels muß nunmehr umgehend 
festgelegt werden. 

Die Bundesregierung hat ihr nationales Ziel zur Emis-
sionsverminderung in Kabinettsbeschlüssen vom 
13. Juni und 7. November 1990 sowie vom 11. Dezem-
ber 1991 festgelegt. Sie strebt an, die energiebedingten 

CO2-Emissionen bis zum Jahr 2005 um 25 bis 30 % 
bezogen auf das Jahr 1987 zu reduzieren. 

Mit dieser Politik leistet die Bundesregierung zugleich 
auch einen Beitrag zur Umsetzung ihrer Verpflichtun-
gen aus dem Klimaübereinkommen bereits vor dessen 
Inkrafttreten. Sie wird in diesem Prozeß der sofortigen 
Umsetzung („prompt sta rt") dem vorläufigen Sekretariat 
des Übereinkommens noch im Jahr 1992 einen ersten 
Bericht über ihre Treibhausgasemissionen und die Pro-
gramme und Maßnahmen zu deren Begrenzung 
übermitteln. Ferner wird sie ihre internationale Zusam-
menarbeit weiter verstärken, um die Entwicklungslän-
der und darüber hinaus auch die mittel- und osteuropäi-
schen sowie die GUS-Staaten bei der Ratifikation und 
umgehenden Umsetzung des Übereinkommens zu un-
terstützen. 

II. Besonderes 
Zur Präambel 

In der Präambel erkennen die Vertragsparteien die globale 
Bedeutung der Klimaänderungen und die Wichtigkeit 
größtmöglicher Zusammenarbeit aller Länder bei der Be-
kämpfung des Treibhauseffektes an. Die besondere Ver-
antwortung der Industrieländer als Hauptemittenten von 
Treibhausgasen wird unterstrichen. Die Vertragspartner 
bekennen sich zum Schutz des Klimasystems für heutige 
und künftige Generationen. 

Artikel 1 

Artikel 1 definiert eine Reihe von — zumeist naturwissen-
schaftlichen — Begriffen, die in dem Übereinkommen ver-
wendet werden. 

Artikel 2 

Artikel 2 legt als anspruchsvolles Ziel des Übereinkom-
mens eine Stabilisierung der Treibhausgaskonzentratio-
nen in der Atmosphäre auf einem Niveau fest, das gefähr-
lichen, anthropogen verursachten Beeinträchtigungen des 
Klimasystems vorbeugt und den Ökosystemen hinreichen-
den Zeitraum läßt für natürliche Anpassung an Klimaän-
derungen. 

Artikel 3 

Artikel 3 enthält einen Katalog von Prinzipien, die die 
Vertragsstaaten bei ihren Maßnahmen zur Erreichung des 
Ziels leiten sollen. Es handelt sich insbesondere um den 
Grundsatz der gemeinsamen, aber differenzie rten Ver-
antwortlichkeiten, um das Vorsorgeprinzip, um das Recht 
auf nachhaltige Entwicklung aller Staaten und um den 
Kooperationsgrundsatz. 

Artikel 4 

Artikel 4 ist ein Kernstück des Übereinkommens. 

Artikel 4 Abs. 1 legt allgemeine Verpflichtungen fest, die für 
alle Vertragsparteien, also für Industrie- und Entwicklungs- 
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länder gleichermaßen, gelten: Alle Staaten sind verpflich-
tet, nationale Treibhausgasinventare zu entwickeln, regel-
mäßig fortzuschreiben, zu veröffentlichen und der Ver-
tragsstaatenkonferenz vorzulegen. Es sind nationale und, 
soweit angemessen, regionale Maßnahmenprogramme 
zum Klimaschutz im Hinblick auf Emissionsminderungen 
und auf den Schutz und die Erweiterung der Senken und 
Speicher von Treibhausgasen (insbesondere der Wälder) 
zu formulieren, durchzusetzen und zu veröffentlichen. 
Weitere Verpflichtungen betreffen die Zusammenarbeit im 
wissenschaftlichen, technologischen, technischen und so-
zio-ökonomischen Bereich bei der Entwicklung von Adap-
tationsmaßnahmen, ferner den Informationsaustausch 
und die Integration von Klimaschutzerwägungen in son-
stige Politiken. 

Artikel 4 Abs. 2 enthält spezifische Verpflichtungen insbe-
sondere für Industrieländer: 
—Artikel 4 Abs. 2 (a) enthält die Verpflichtung, nationale 

Politiken zum Klimaschutz festzulegen und erforderliche 
Maßnahmen zu treffen, um durch Begrenzung der an-
thropogenen Treibhausgasemissionen sowie durch 
Schutz und Erweiterung von Speichern und Senken 
eine Abschwächung der Klimaänderungen zu erreichen. 
Dabei wird anerkannt, daß eine Rückführung der Emis-
sionen bis zum Ende der Dekade auf frühere Emissions-
niveaus dazu beiträgt, die langfristigen Emissionsent-
wicklungen im Sinn der Zielsetzung des Übereinkom-
mens zu verändern. 

—Artikel 4 Abs. 2 (b) enthält die Zielsetzung (,,aim"), die 
Emissionen von CO2  und anderen Treibhausgasen auf 
das Niveau von 1990 zurückzuführen. Die Festlegung 
eines verbindlichen Zeitziels (Jahr 2000 bzw. Ende der 
Dekade) war trotz intensiver Bemühungen von Deutsch-
land und der EG gegenüber den USA nicht durchsetz-
bar. 

—Es wird ein genau definierter Prozeß zur Fortentwick-
lung der Verpflichtungen (Artikel 4 Abs. 2 (d) in Verbin-
dung mit Artikel 7 Abs. 2 und 4) festgelegt. Die Konfe-
renz der Vertragsparteien soll danach bereits bei ihrem 
ersten Zusammentreten spätestens innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten des Übereinkommens die all-
gemeinen und spezifischen Verpflichtungen überprüfen 
und ggf. Änderungen beschließen. Weitere Überprüfun-
gen sind sodann für die jährlich stattfindenden Konfe-
renzen der Vertragsparteien vorgesehen. 

Artikel 4 Abs. 3 verpflichtet Industriestaaten und andere 
in Annex 2 aufgeführte Vertragsparteien, neue und zu-
sätzliche Finanzmittel zur Verfügung zu stellen, um Ent-
wicklungsländern 

—die Kosten zur Erfüllung ihrer Berichtspflicht nach 
Artikel 12 Abs. 1 sowie 

—die zusätzlichen Kosten zur Umsetzung ihrer allge-
meinen Verpflichtungen nach Artikel 4 Abs. 1 durch 
Maßnahmen, die mit der in Artikel 11 bestimmten 
Finanzorganisation vereinbart wurden, 

zu erstatten. 

Artikel 4 Abs. 4 bis 10 betreffen im wesentlichen die 
Förderung des Technologietransfers, eine Flexibilitäts-
klausel für Vertragsparteien, deren Wi rtschaft  sich im 
Übergang zur Marktwirtschaft befindet, sowie die Berück-
sichtigung der speziellen Bedürfnisse der Entwicklungs-  
und der am wenigsten entwickelten Länder. 

Artikel 5 

Artikel 5 gibt einen Rahmen für die Tätigkeiten der Ver-
tragsparteien in den Bereichen Forschung und systemati-
sche Beobachtung vor. Die Vertragsparteien verpflichten 
sich zur Unterstützung internationaler Bemühungen und 
Berücksichtigung insbesondere der Bedürfnisse der Ent-
wicklungsländer in den Bereichen Forschung, Daten-
sammlung und systematische Beobachtung. 

Artikel 6 
Die Vertragsparteien verpflichten sich zur Entwicklung und 
Durchführung von Bildungsprogrammen und anderen Akti-
vitäten zur Förderung des öffentlichen Bewußtseins über 
Klimaänderungen und ihre Folgen; entsprechende Pro-
gramme werden auch für den Erziehungs- und Ausbil-
dungssektor vorgesehen. 

Artikel 7 

Oberstes Organ des Übereinkommens ist die Vertrags-
staatenkonferenz, die die Umsetzung des Übereinkom-
mens überwacht und die notwendigen Entscheidungen 
trifft, um die Erreichung des Übereinkommensziels zu för-
dern. 

Hierzu soll die Vertragsstaatenkonferenz insbesondere die 
Verpflichtungen der Vertragsstaaten und die institutionel-
len Vorkehrungen regelmäßig überprüfen, den Informa-
tionsaustausch unter den Vertragsparteien fördern und 
erleichtern sowie die Entwicklung der zur Umsetzung des 
Übereinkommens notwendigen Methoden (z. B. zur Erstel-
lung der Treibhausgasinventare) fördern. 

Die Vertragsstaatenkonferenz hat die Aufgabe, die Umset-
zung zu bewerten, insbesondere die Auswirkungen der 
Maßnahmen, die zur Durchführung des Übereinkommens 
getroffen wurden, sowie den Fortschritt im Blick auf die 
Zielsetzung des Übereinkommens. Die Vertragsstaaten-
konferenz soll regelmäßig Berichte über den Stand der 
Umsetzung veröffentlichen und entsprechende Empfeh-
lungen abgeben. 

Die Vertragsstaatenkonferenz wird jährlich zusammen-
treten; es können zudem außerordentliche Sitzungen ver-
langt werden. 

Artikel 8 

Die technische Vorbereitung der Vertragsstaatenkonfe-
renz erfolgt durch ein Sekretariat. 

Artikel 9 

Ein Wissenschafts- und Technologieausschuß als Unter-
gremium der Vertragsstaatenkonferenz dient der wissen-
schaftlichen und technologischen Beratung der Vertrags-
staatenkonferenz und ggf. anderer Untergremien. Mitglie-
der des Ausschusses sind Vertreter der Vertragsparteien, 
die über die erforderliche Sachkenntnis verfügen. Der Aus-
schuß wird der Vertragsstaatenkonferenz regelmäßig Be-
richte über seine Arbeit vorlegen. 

Artikel 10 

Ein weiteres Untergremium, der Implementierungsaus-
schuß, unterstützt die Vertragsstaatenkonferenz bei der 
Bewertung und Überprüfung der effektiven Umsetzung 
des Übereinkommens. In diesem Ausschuß sind Regie-
rungsvertreter aller Vertragsparteien vertreten, die über 
den erforderlichen Sachverstand in Klimafragen verfügen. 
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Auch dieses Gremium soll der Vertragsstaatenkonferenz 
regelmäßig über seine Arbeit berichten. 

Artikel 11 
Der Finanzmechanismus des Übereinkommens ist der 
Vertragsstaatenkonferenz insofern untergeordnet, als die-
se seine Politiken, Programmprioritäten und Auswahlkrite-
rien bestimmt. Er wird einer oder mehreren bestehenden, 
internationalen Institutionen übertragen. 

Der Finanzmechanismus soll über eine angemessene Ver-
tretung aller Vertragsparteien verfügen. 

In einer Vereinbarung zwischen der Vertragsstaatenkonfe-
renz und den zuständigen Institutionen soll u. a. sicherge-
stellt werden, 

—daß die geförderten Projekte den Politiken, Programm-
prioritäten und Auswahlkriterien den Vorgaben der Ver-
tragsstaatenkonferenz entsprechen, 

—daß und wie einzelne Förderentscheidungen überprüft 
werden können, 

—daß der Finanzmechanismus der Vertragsstaatenkonfe-
renz regelmäßig über die Förderaktivitäten berichtet, 
und 

—daß die zur Verfügung stehenden Fördermittel in einer 
vorhersehbaren und identifizierbaren Weise festgelegt 
und regelmäßig überprüft werden. 

Artikel 12 
Artikel 12 legt das Berichtsverfahren fest. Industrie- und 
Entwicklungsländer werden Berichtspflichten in unter-
schiedlichem Umfang auferlegt. 
Alle Vertragsparteien müssen berichten über (Absatz 1): 

—nationale Treibhausgasinventare (Emissionen und Bin-
dung von CO2  und anderen Treibhausgasen, die nicht 
vom Montrealer Protokoll erfaßt sind), 

—getroffene oder geplante Schritte zur Umsetzung des 
Übereinkommens, 

—jegliche weitere Information, welche die berichtende 
Partei als relevant zur Erreichung des Übereinkommens 
erachtet, darunter möglichst auch Informationen, die zur 
Berechnung globaler Emissionsentwicklungen beitra-
gen können. 

Die Industrieländer müssen darüber hinaus berichten über 
(Absatz 2): 
— ihre nationalen Politiken und Maßnahmen zur Umset-

zung ihrer Verpflichtungen gem. Artikel 4 Abs. 2 a und b 
sowie 

—eine Schätzung der Auswirkungen, die o. g. Maßnah-
men auf die Emissionssituation bis zum Ende der Deka-
de haben. 

Die Berichte der Industrieländer sollen zudem detaillie rt 
 Aufschluß über ihre Beiträge im Rahmen des Finanz- und 

Technologietransfers geben (Absatz 3). 
Entwicklungsländer können auf freiwilliger Basis Projekte 
vorstellen, die gefördert werden sollen (Absatz 4). 
Unterschiedlich ist auch die Fälligkeit der Berichte (Absatz 
5): Für Industrieländer wird der erste Bericht sechs Mona-
te, für Entwicklungsländer drei Jahre nach Inkrafttreten 
des Übereinkommens fällig. Die am wenigsten entwickel-
ten Länder können ihren Erstbericht nach Ermessen vor

-

legen. Die Fälligkeit der Folgeberichte wird insgesamt 
durch die erste Vertragsstaatenkonferenz festgelegt. 
Das Sekretariat leitet die eingehenden Berichte an die 
Vertragsstaatenkonferenz und ihre nachgeordneten Gre-
mien weiter, soweit diese mit der Berichtsprüfung be-
traut sind. Das Verfahren der Berichtsprüfung kann von 
der Vertragsstaatenkonferenz fortentwickelt werden (Ab-
satz 6). 
Die Entwicklungsländer sollen auf Wunsch bei der Abfas-
sung ihrer Berichte technisch und finanziell unterstützt 
werden (Absatz 7). 
Gemäß Absatz 8 können Gruppen von Vertragsstaaten 
(also z. B. die EG) einen gemeinsamen Bericht über die 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen vorlegen — unter der Vor-
aussetzung, daß dieser Bericht Informationen über die 
Erfüllung der jeder einzelnen Vertragspartei obliegenden 
Verpflichtungen enthält. 

Absatz 9 enthält eine Bestimmung zum Schutz vertrau-
licher Informationen. 
Nach Absatz 10 werden die Berichte der Vertragsparteien 
durch das Sekretariat veröffentlicht, sobald sie der Ver-
tragsstaatenkonferenz vorgelegt werden. 

Artikel 13 
Nach Artikel 13 wird die 1. Vertragsstaatenkonferenz über 
die Einführung eines multilateralen Beratungsverfahrens 
zur Klärung von Fragen bezüglich der Umsetzung des 
Übereinkommens befinden. 

Artikel 14 
In Artikel 14 ist das Streitbeilegungsverfahren festgelegt. 
Streitschlichtung ist in erster Linie durch den internationa-
len Gerichtshof oder ein Schiedsgericht vorgesehen. Kön-
nen sich die Streitparteien jedoch nicht auf ein bestimmtes 
Verfahren einigen, wird der Streit durch eine Schlichtungs-
kommission entschieden. 

Artikel 15 
Artikel 15 legt das Verfahren zur Änderung des Überein-
kommens fest. 

Artikel 16 

Artikel 16 regelt das Verfahren zur Annahme von Anhän-
gen des Übereinkommens sowie für deren Änderung. 

Artikel 17 
Artikel 17 sieht die Ergänzung des Übereinkommens durch 
Protokolle vor. 

Artikel 18 

Artikel 18 regelt das Stimmrecht — jeder Vertragsstaat hat 
eine Stimme — sowie dessen Ausübung. 

Artikel 19 
Verwahrer des Übereinkommens und seiner Protokolle ist 
der Generalsekretär der Vereinten Nationen. 

Artikel 20 
Artikel 20 betrifft die Unterzeichnung des Übereinkom-
mens. Nach Ablauf der VN-Konferenz Umwelt und Ent-
wicklung liegt es bis zum 19. Juni 1993 am Sitz der Verein-
ten Nationen in New York zur Unterzeichnung auf. 
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Artikel 21 

Artikel 21 trifft Vorkehrungen für die Interimsphase nach 
Unterzeichnung und vor Inkrafttreten des Übereinkom-
mens. 

1. Um die Fortführung notwendiger Arbeiten, insbeson-
dere die Vorbereitung der ersten Vertragsstaatenkon-
ferenz, zu sichern, soll das durch VN-GV-Resolution 
45/212 am 21. Dezember 1990 eingerichtete INC-Se-
kretariat in der Interimsphase nach Unterzeichnung 
und vor Inkrafttreten des Übereinkommens weiter be-
stehen (Artikel 21 Abs. 1, 2). Die Entscheidung über 
Sitz und Ausgestaltung des endgültigen Sekretariats 
wird die ersten Vertragsstaatenkonferenz treffen. 

2. Die Globale Umweltfazilität (GEF) des Entwicklungs-
programms der VN (UNDP), des Umweltprogramms 
der VN (UNEP) und der Weltbank wird mit der Funktion 
des Finanzmechanismus vorläufig betraut. In der er-
sten Vertragsstaatenkonferenz sollen die erforderli-
chen weiteren Festlegungen getroffen werden. Die 
GEF sollte so modifiziert werden, daß sie den in Arti-
kel 11 niedergelegten Kriterien entspricht (Artikel 21 
Abs. 3). 

Artikel 22 
Artikel 22 betrifft  Ratifikation, Annahme, Genehmigung 
oder Beitritt. 

Artikel 23 

Gemäß Artikel 23 tritt das Übereinkommen nach Hinterle-
gung der 50. Ratifikationsurkunde in Kra ft. 

Artikel 24 

Gemäß Artikel 24 sind Vorbehalte zu dem Übereinkom-
men nicht zulässig. 

Artikel 25 
Artikel 25 legt das Verfahren für einen Rücktritt von dem 
Übereinkommen fest, der jederzeit nach Ablauf von drei 
Jahren nach Inkrafttreten des Übereinkommens für den 
rücktrittswilligen Staat zulässig ist. 

Artikel 26 

Artikel 26 legt die verbindlichen Wortlaute des Überein-
kommens fest. Es sind dies die sechs VN-Sprachen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß mit der UNCED-
Konferenz Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro 
durch das dort  unterzeichnete Klimarahmenüberein-
kommen wichtige Voraussetzungen für eine Politik zum 
Schutz des globalen Klimas geschaffen wurden. Es 
kommt nun darauf an, die zur Umsetzung notwendigen 
Maßnahmen umgehend einzuleiten. 

2. Der Bundesrat bittet deshalb die Bundesregierung, 

— sich für eine rasche Umsetzung der Beschlüsse der 
UNCED-Konferenz zum Schutz des Klimas einzu-
setzen; 

- die „Klimarahmenkonvention" durch die Bundes-
republik Deutschland umgehend zu ratifizieren und 
innerhalb wie außerhalb der Europäischen Gemein-
schaft für die Ratifizierung zu werben; 

— mit der Vorbereitung der ersten Folgekonferenz zur 
Klimarahmenkonvention zu beginnen, um eine in-
haltliche Präzisierung und Konkretisierung des Zeit

-

planes der Rahmenkonvention zu erreichen. Hierzu 
ist die Erarbeitung von Protokollen mit konkreten 
Verpflichtungen zur Reduktion von CO2  und ande-
ren Treibhausgasen sowie mit Zeitplänen und 
Instrumenten zur Durchführung umgehend einzu-
leiten; 

— sich innerhalb und außerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft dafür einzusetzen, daß die Industrie-
nationen entsprechend dem Klimarahmenüberein-
kommen rasch eine ausreichende finanzielle und 
technologische Unterstützung der Länder der Drit-
ten Welt in die Wege leiten; 

— die Bundesrepublik Deutschland zum weltweiten 
Vorreiter des Klimaschutzes zu machen, indem das 
international beispielhafte Ziel, die energiebeding-
ten CO2-Emissionen bis zum Jahre 2005 um 25 bis 
30% zu senken, durch die dafür erforderlichen Maß-
nahmen im Energie- und Verkehrsbereich konse-
quent und ohne Verzug umgesetzt wird. 

Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Die Bundesregierung begrüßt die Stellungnahme des Bun-
desrates vom 18. Dezember 1992 zum Entwu rf  eines 
Gesetzes zu dem Rahmenübereinkommen der Vereinten 
Nationen vom 12. Juni 1992 über Klimaänderungen. 

Sie bekräftigt ihre bisherigen Beschlüsse vom 13. Juni 
1990, 7. November 1990 und 11. Dezember 1991, wonach 
sie als Ziel ihrer Klimaschutzpolitik eine Reduktion der 

CO2-Emissionen in Deutschland bis zum Jahre 2005 um 
25 bis 30% — bezogen auf das Jahr 1987 — anstrebt. Die 
Bundesregierung tritt für eine rasche Umsetzung der Be-
schlüsse der UNCED-Konferenz zum Schutze des Klimas 
und eine zügige Ratifizierung und frühzeitige Umsetzung 
der Klimarahmenkonvention durch Deutschland, durch die 
Europäische Gemeinschaft und durch andere Staaten 
ein.  


